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Auswirkungen des Health Check

Durch den so genannten Health Check der EU-Agrarpolitik und 
durch das Europäische Konjunkturprogramm wurden die Mittel 
für den ELER aufgestockt. Dadurch sollten die Bundesländer die 
Möglichkeit haben, auf die “neuen Herausforderungen” zu reagie-
ren. Wie sie diese Mittel für die ländlichen Entwicklungsprogram-
me genutzt haben, beschreibt der Beitrag auf Seite 36
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Energie-Vollversorgung mit 
Biomasse?
Der Ausbau von Biomasse als erneuerbarer Energieträger 
bietet für peripher gelegene Regionen ein enormes Potenzi-
al. In drei Referenzregionen wurde untersucht, ob und unter 
welchen Bedingungen Biomasse allein oder in Kombination 
mit anderen erneuerbaren Energieträgern zur Versorgungs-
sicherheit beitragen kann. Seite 34

Bi
ld

: F
N

R
 e

.V
.

Förderung für ländliche Räume: 
Was geht – wo hakt's – wie weiter? 
Die Diskussion um die Förderpolitik für ländliche Räume ist in vol-
lem Gange: Die neue EU-Förderperiode ab 2014 rückt näher, die öf-
fentlichen Kassen sind leer, die Unzufriedenheit der Akteure mit der 
Wirksamkeit der derzeitigen Förderpolitik wächst. Hauptkritikpunkt: 
die überregionale, sektorale Planung und Umsetzung wird regionalen 
Bedürfnissen oft nicht gerecht. Auch klagen die Akteure vor Ort über 
Unübersichtlichkeit und einen nicht mehr zu leistenden Bürokratieauf-
wand. Was also tun? Diese Ausgabe von LandInForm beschäftigt sich 
nicht nur mit dem Status quo der ländlichen Förderpolitik und stellt 
Akteure vor, die aus der Vielzahl an Möglichkeiten faszinierende Pro-
jekte auf die Beine gestellt haben. Wir stellen auch Lösungen für eine 
effizientere zukünftige Förderung ländlicher Räume vor.

 Weitere Themen

Inhalt
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 Weitere Themen

Hofgründungen erleichtern

Landwirte in Deutschland haben immer größere 
Probleme, innerhalb der Familie einen Hofnach-
folger zu finden. Gleichzeitig steigt die Zahl der 
Gründungswilligen, die keinen elterlichen Hof erben 
können. Das Problem dabei: beide Seiten finden nur 
schwer zusammen. Ein Projekt der Universität Kas-
sel und der Zukunftsstiftung Landwirtschaft will dies 
ändern. Seite 42
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Editorial

Liebe Leserinnen und Leser,

Wann funktioniert Förderung? In Zusammenhang mit der Neuausrichtung der 
ländlichen Entwicklungspolitik ab 2014 wird aktuell viel über Förderinhalte und 
neue Finanzierungsmodelle gesprochen.

Dabei kann der Aufwand für die Projektanträge durchaus ein Kriterium für die 
Akzeptanz oder Ablehnung eines Förderprogramms sein. Besonders, wenn auch 
das operative Geschäft durch vielfältige Anforderungen und Kontrollen behindert 
wird. Solche Erfahrungen führen schon jetzt dazu, dass komplexe Projekte in der 
Planungsphase ausgeschlossen werden, weil der Aufwand dafür zu hoch erscheint. 
Damit stehen Programme auch durch ihre „Handhabungswiderstände“ im Wett-
bewerb – und nehmen damit über ihre Förderinhalte gleichzeitig Einfluß auf die 
Ausrichtung der Arbeit. Ein unbeabsichtigter Nebeneffekt. 
Deshalb müssen nicht nur die Inhalte abgestimmt werden. Es gilt auch, die Ver-
fahren und den Kontrollaufwand in Richtung vereinfachte Handhabung anzuglei-
chen – vielleicht sogar mit eingebauten Kombinationsmöglichkeiten verschiedener 
Fördertöpfe. Denn viele Probleme ländlicher Räume sind zu umfassend, um sie 
sektoral anzugehen. 

Vor diesem Hintergrund werden zum Beispiel auch Regionalbudgets oder -fonds 
diskutiert. Aber welche Themen könnten so sektorübergreifend bearbeitet wer-
den? Sind regionale Lösungen zu Mobilität und Nahversorgung neben solchen wie 
Wegebau und Flurneuordnung vorstellbar? Und wer sind die Endempfänger der 
Mittel – Lokale Aktionsgruppen, Kommunen, Kommunale Zusammenschlüsse oder 
Kreise? Soll ein gemeinsames Entwicklungskonzept als Grundlage gelten?

In der Umsetzung wäre dabei die wichtigste Frage: Wie kann sektorübergreifend 
gearbeitet werden, ohne dass ein Partner den anderen dominiert? Ein Weg wäre, 
die Themenfelder in einer gemeinsamen Organisationsstruktur zusammenzufüh-
ren: Tourismus, Wirtschaftsfördung, Regionalentwicklung, Energieverbünde, Flä-
chenmanagement etc. unter einem Dach. Gut funktionierende Beispiele dafür gibt 
es. Dabei zeigt sich, dass die regionale Einbindung auch für die Kontrolle von Vorteil 
sein kann. Denn wer mitentwickelt, -begleitet und -zahlt, achtet auch darauf, was 
am Ende dabei herauskommt.

Eine anregende Lektüre wünscht
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Inside • Für das Netzwerk

Neues aus dem Netz
Fokusgruppen nehmen 
Leader unter die Lupe
Auf europäischer Ebene gibt es unter-
schiedlichste Gremien, die sich rund um 
das Thema  Ländliche Entwicklung austau-
schen. Dazu gehört auch der Unteraus-
schuss Leader (Leader subcommittee), der 
zweimal jährlich in Brüssel tagt. Im Rahmen 
dieses Ausschusses wurden so genannte 
Fokusgruppen ins Leben gerufen, die sich 
intensiv mit folgenden Themen befassen:
1. Umsetzung des Bottom-up-Ansatzes, 
2. Innovation,
3.  Umsetzung von transnationalen Koope-

rationsprojekten. 
Ziel dieser Fokusgruppen, die sich aus frei-
willigen Mitgliedern aus allen Mitgliedsstaa-
ten zusammensetzen, ist die konstruktive 
und kritische Auseinandersetzung mit dem 
Leader-Ansatz. Die Ergebnisse sollen in die 
Ausgestaltung von Leader in der nächsten 
Förderphase einfließen.   

Auch Deutschland hat sich aktiv an den 
Diskussionen beteiligt. Die Fokusgruppe 
‚Innovation‘ wurde vom Bundeslandwirt-
schaftsministerium (BMELV) in Zusam-
menarbeit mit der niederländischen Ver-
netzungsstelle geleitet. In der Fokusgruppe 
‚Umsetzung des Bottom-up- Ansatzes‘ hat 
die Bundesarbeitsgemeinschaft Leader 
(BAGLAG) aktiv mitgewirkt.
Die Ergebnisse der Fokusgruppen finden 
Sie auf der Webseite der DVS: 
www.netzwerk-laendlicher-raum.de/enrd

Mehr Informationen:
Anke Wehmeyer
DVS Ländliche Räume 
Telefon: 02 28/ 68 45 38 41
E-Mail: anke.wehmeyer@ble.de 

Ihre Meinung ist gefragt!
Wir möchten es wissen! Liegt Ihnen beim 
Lesen unserer Beiträge etwas auf der Zun-
ge, das Sie unbedingt loswerden möchten? 
Oder haben Sie Vorschläge, wie wir unsere 
Zeitschrift inhaltlich und strukturell be-
reichern können? Dann schreiben Sie uns! 
Wir freuen uns über Ihr Feedback.

Finnland: 
Kunst, Kultur und Outdoor

Die finnische LAG Karhuseutu sucht Ko-
operationpartner aus Deutschland zu ver-
schiedensten Themen: Outdoor-, Fluss- und 
Waldtourismus, (Kunst-)Schmiedearbeit so-
wie Pop und Rock auf dem Akkordeon. Zu 
einigen Themen gibt es bereits konkrete Ter-
minvorschläge für ein erstes Treffen.

Mehr Informationen:
Jaana Malkki
Coordinator of international affairs of 
LAG Karhuseutu
Telefon: +358 (0)44 / 0 92 69 26
E-Mail: jaana.malkki@karhuseutu.fi 
www.karhuseutu.fi 
(auch in Deutsch)

Finnland:  STAR – Sea, 
Towns And Rivers

Die LAG Peräpohjolan kehitys aus Lapp-
land sucht deutsche Kooperationspartner, 
die sich mit Wassertourismus beschäftigen. 
Austausch und Entwicklung neuer Ideen im 
Tourismussektor bei gleichzeitigem Bewah-
ren von Traditionen stehen im Fokus.

Mehr Informationen: 
Seija Argillander
Executive manager
Telefon: +3 58 (0) 40 / 5 44 11 64
seija.argillander@perapohjola.fi
www.perapohjola.fi

Niederlande: 
Regionale Produkte und 
ihre Vermarktung

Die Herstellung und Vermarktung regiona-
ler Produkte wird in den Niederlanden im-
mer bedeutender und auch von politischer 
Seite unterstützt. So konnte beispielsweise 
die LAG Zuid-Twente einen eigenen Wo-
chenmarkt für regionale Produkte entwi-
ckeln. Wie aber gehen andere europäische 
Regionen mit regionalen Produkten um, 
wie werden diese vermarktet, wo gibt es 
Überschneidungen? Um diese und weitere 
Fragen zu klären, sucht die LAG europäi-
sche Kooperationspartner.

Mehr Informationen:
Anje Grolleman
Coordinator region Zuid-Twente
Telefon: +31 (0)6 11 / 47 95 52
E-Mail: leaderzuidtwente@haaksbergen.nl
www.leaderzuidtwente.nl 
(auch in Deutsch)

Kooperationsgesuche – brandaktuell!

Der EU-Contact-Point hat die Liste der transnationalen Kooperationsgesuche aktualisiert. Unter den Neuzugängen finden sich dieses Mal 
Gesuche mit den Themen alternativer Tourismus in Verbindung mit regionalen (ökologischen) Produkten, Dorfläden sowie Regionalmarken in 
Verbindung mit geografischen Herkunftsangaben als Kulturgut: www.netzwerk-laendlicher-raum.de/partner/kooperation 
Weitere Informationen gibt es auch telefonisch unter 02 28 / 68 45 38 41.
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Informationen zur Zukunft der Gemein-
samen Agrarpolitik (GAP) – vor allem zur 

ländlichen Entwicklung, der so genannten 
zweiten Säule – sind in der neuen Rubrik 
»Zukunft des ELER nach 2013« im »Hin-
tergrund« zu finden. Hier können zu-
sammenfassende Informationen und Links 
zum „Health Check“ der GAP und den 
daraus abgeleiteten „Neuen Herausforde-
rungen“ nachgelesen werden. Auch werden 
interessante Ergebnisse einer Studie des 
Johann Heinrich von Thünen-Instituts (vTI) 
zur „Mittelverwendung“ der aus Health 
Check und europäischem Konjunkturpaket 
stammenden Gelder vorgestellt. Der Punkt 
„Diskussion, Beiträge“ widmet sich den 
Konsultationen zur Zukunft der Agrarpoli-
tik. Neben einem Link zur Beteiligung der 
europäischen Öffentlichkeit können hier 
Stellungnahmen von Verbänden zur GAP 
sowie verschiedene Gutachten aufgerufen 
werden, beispielsweise das jüngst veröffent-
lichte Gutachten des Wissenschaftlichen 
Beirates für Agrarpolitik beim BMELV mit 
dem Titel „EU-Agrarpolitik nach 2013: Plä-
doyer für eine neue Politik für Ernährung, 
Landwirtschaft und ländliche Räume“.

Ebenfalls im »Hintergrund« wurde 
die Rubrik »Themen« erweitert: Unter 
»Klima und Energie« finden sich jetzt In-
formationen speziell zur „Land- und Forst-
wirtschaft“; ebenfalls neu sind die Punkte 
„Aus der Forschung“ und „Projektbeispie-
le“. Die Rubrik »Wasserrahmenrichtlinie« 
bietet Infos aus den Veranstaltungen der 
DVS und zahlreiche zusätzliche Dokumen-
te und weiterführende Links. Außerdem 
gibt es Informationen zum »Jahr der Bio-
logischen Vielfalt«.

Im »Service« unter »Veranstaltungen« 
sind im »DVS-Archiv« neue Materialien 
eingestellt. Zur Tagung „Vielseitige Förder-
landschaften – Was bieten EU und Bund für 
den ländlichen Raum?“, die im März 2010 in 
Würzburg stattfand, ist jetzt auch die Po-
diumsdiskussion als Audio-Datei verfügbar, 
nachzuhören unter www.netzwerk-laendli-
cher-raum.de/foerderung.
Folienvorträge und Audio-Dateien der Ta-
gung „Agrarumweltmaßnahmen für den 
Klimaschutz?“, die Anfang Mai 2010 in Ko-
operation mit dem österreichischen Netz-
werk Land veranstaltet wurde, sind unter 
www.netzwerk-laendlicher-raum.de/aum-
klima zu finden.
Die Dokumentation der Tagung „De-

mografischer Wandel – Vor Ort wird er 
konkret. Hemmnisse und Lösungen im 
praktischen Umgang“ wird Ende Juni 2010 
unter www.netzwerk-laendlicher-raum.de/
demografie verfügbar sein; dort sind auch 
weiterführende Links zum Thema demo-
grafischer Wandel gelistet.
Programme und Anmeldungen geplanter 
Veranstaltungen der DVS werden, sobald 
verfügbar, unter  www.netzwerk-laendli-
cher-raum.de/termine veröffentlicht.

Ebenfalls im »Service« gibt es unter 
»Publikationen« Informationen zum neuen 
DVS-Förderhandbuch. Das Handbuch kann 
unter www.netzwerk-laendlicher-raum.de/
bestellung bezogen werden. Weitere Ver-
öffentlichungen der Vernetzungsstelle im 
»Service«: Unter www.land-inform.
de steht die aktuelle Ausgabe der Land-
InForm digital bereit. Unter www.landak-
tuell.de können die letzten Ausgaben des 
Newsletters heruntergeladen werden; 
der Newsletter kann hier auch bestellt 
werden. Unter »Links & Literatur« finden 
sich die neuesten Rezensionen aus der 
LandInForm, unter »Downloads« die her-
unterladbaren Publikationen der DVS. Au-
ßerdem unter »Service«: der ständig 
aktualisierte News-Service.

Neue Themen auf 
www.netzwerk-laendlicher-raum.de

Wir veröffentlichen 
Ihre News!
Nutzen Sie unseren News-Service und 
schicken Sie uns Ihre Meldungen, Linktipps, 
Kooperationsgesuche, Termine, Stellenan-
gebote und mehr. Wir veröffentlichen sie 
gerne auf der Website und in unserem 
Newsletter landaktuell.

   Sagen Sie uns die  
Meinung! 
Nichts ist so gut, dass es nicht noch 
besser werden könnte. Deshalb 
interessiert uns Ihre Meinung zu 
unserem Webauftritt! Rufen Sie uns 
an oder mailen Sie uns:  
Telefon: 02 28 / 68 45 37 22,  
E-Mail: dvs@ble.de.

In der Rubrik »Partner« sind unter 
»Kooperation« Gesuche aus ganz Europa 
sowie zahlreiche Informationen rund um die 
Kooperation bereitgestellt: www.netzwerk-
laendlicher-raum.de/kooperation



Rückblick

Veranstaltungen • Für das Netzwerk

Neue Themen auf 
www.netzwerk-laendlicher-raum.de Agrarumweltmaßnahmen 

für den Klimaschutz?
� Von�Jan�Freese

Am�3.�und�4.�Mai�2010�fand�in�Passau�die�Tagung�„Agrarumweltmaßnahmen�
für�den�Klimaschutz?“�als�Kooperationsveranstaltung�von�Deutscher�Vernet-
zungsstelle�und�dem�Netzwerk�Land�Österreich�statt.�Der�folgende�Beitrag�gibt�
einen�ersten�Einblick�in�die�Vorträge�und�Diskussionen.

In seinem einführenden Vortrag betonte 
Prof. Alois Heißenhuber von der 

TU München die globale Bedeutung des 
Klimawandels. Jährlich steigen weltweit die 
Treibhausgas-Emissionen (THG) um die 
Menge, die Deutschland derzeit im Jahr 
emittiert. Die Landwirtschaft sei gleich-
zeitig Verursacherin von Klimagasemissi-
onen, Betroffene der Auswirkungen des 
Klimawandels und Klimaschützerin. Daher 
müsse man sehr genau analysieren, in wel-
chem Bereich die größten Einsparungen 
zu minimalen Kosten möglich seien. Man 
solle aber nicht nur die Landwirtschaft in 
die Pflicht nehmen, obwohl diese natürlich 
ihre Hausaufgaben in den Bereichen Dün-
gemanagement, Moor- und Grünlanderhalt 
machen muss. 

Dr. Annette Freibauer, Johann Hein-
rich von Thünen-Institut Braunschweig, 
zeigte, dass in Deutschland – abhängig von 
der Bilanzierungsmethode – rund 13 Pro-
zent der THG-Emissionen der Landwirt-
schaft zugeschlagen werden können. Die 
wichtigsten CO2-Quellen seien ackerbau-

lich genutzte Moorböden, Lachgas, das bei 
Stickstoffüberschüssen aus Ackerflächen 
freigesetzt wird, und Methan aus der Tier-
produktion. Entsprechend lassen sich die 
Emissionen am ehesten vermindern, indem 
Moorböden torferhaltend genutzt werden, 
die Produktion von Lachgas durch eine ef-
fizientere Stickstoffdüngeranwendung ver-
mieden und die Kohlenstoffspeicherung im 
Boden durch Humusaufbau gefördert wird.

Wie Klima- und Naturschutz in Mooren 
zum Erfolg führen kann, wo die Möglich-
keiten und Grenzen der Agrarumwelt-
maßnahmen (AUM) liegen und welche 
anderen Instrumente ergänzend nötig sind, 
demonstrierte Wolfram Güthler vom 
Bayrischen Staatsministerium für Umwelt 
und Gesundheit. So konnten im 900 Hek-
tar großen Königsauer Moos im Unteren 
Isartal 160 Hektar Ackerland aufgekauft 
und in Grünland umgewandelt werden. 270 
Hektar werden inzwischen unter Vertrags-
naturschutz bewirtschaftet, weitere 73 
Hektar wurden mit Hilfe von Ausgleichs-
maßnahmen umgestaltet. In einem ande-

ren Projekt wurden kleinflächige Moore 
nördlich des Chiemsees wiedervernässt. 
Dazu wurden auf 60 Hektar über 1 Million 
Euro investiert. Allerdings waren zwölf Jah-
re Projektlaufzeit nötig, um die Vorunter-
suchungen und Planungen durchzuführen, 
Überzeugungsarbeit zu leisten und schließ-
lich die vielen Teilmaßnahmen umzusetzen, 
so Güthler. 

Ein Problem bei der Bewertung von Maß-
nahmen veranschaulichte Prof. Kurt 
Jürgen Hülsbergen von der TU Mün-
chen. So werde bei der Humusbildung der 
Hauptfaktor „Bodenart“ oft stark von den 
Effekten der Bewirtschaftung überlagert. 
Daher führen gegenwärtige Humusbilanz-
Methoden gelegentlich in die Irre, so 
Hülsbergen. Die Umwandlung von Acker 
in Grünland, begrünte Brachen und Agro-
forstsysteme seien aber in der Lage, bis zu 
1 Tonne Kohlenstoff je Hektar und Jahr als 
Humus im Ackerboden festzusetzen. Sei-
ne Untersuchungen belegen, dass es auch 
bei ähnlich ausgestatteten Betrieben sehr 
große Unterschiede in der Energieeffizienz 
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gebe. Daher seien durch gezielte Schulung 
und optimiertes Betriebsmanagement 
kurzfristig Effizienzgewinne und somit eine 
Klimaentlastung möglich.

Nora Mittelböck vom österreichi-
schen Landwirtschaftsministerium präsen-
tierte erste Ergebnisse zur Evaluierung 
des Klimaschutzpotenzials des österrei-
chischen Agrarumweltprogramms ÖPUL. 
Zwar seien bisher keine Maßnahmen expli-
zit mit Blick auf den Klimaschutz konzipiert 
worden; Maßnahmen wie der ökologische 
Landbau, die umweltgerechte Bewirtschaf-
tung von Acker, der Verzicht auf ertrags-
steigernde Betriebsmittel auf Ackerflä-
chen, die Begrünung von Ackerflächen, die 
Mulch- und Direktsaat sowie die Untersaat 
bei Mais besäßen jedoch ein hohes Klima-
schutz-Potenzial. Um die Klimawirkungen 
zu erhöhen, seien entsprechende Anpas-
sungen am leichtesten bei folgenden AUM 
vorzunehmen: Untersaat im Maisanbau, 
Trennung der Förderung von Mulch- und 
Direktsaat sowie Förderung der Güllebe-
hälterabdeckung und der Wirtschaftsdün-
gerbehandlung in Biogasanlagen.

Die Sicht der EU

Die EU-Kommission ist sich der Multi-
funktionalität der AUM bewusst, wie Dr. 
Peter Wehrheim von der Generaldi-
rektion Landwirtschaft versicherte. Laut 
Angaben der Mitgliedstaaten verfolgen 14 
Prozent der AUM-Ausgaben die Priorität 
Klimawandel, 34 Prozent der Ausgaben 
dienen primär der Biodiversität und 22 
Prozent dem Wassermanagement. Nach 
Darstellung der EU-Strategie Europa 2020 
und der Diskussion der Beiträge, die die 
Gemeinsame Agrarpolitik (GAP) hierzu 
leisten kann, lenkte Wehrheim den Blick 
auf offene Fragen: Ist der „Werkzeugkas-
ten“ der ländlichen Entwicklung hinsicht-
lich Klimaschutz und AUM ausreichend? 
Mit welchen Indikatoren kann der Zielbei-
trag der AUM zum Klimawandel gemessen 
werden? Wie können AUM/Klimawandel 
auch für intensiv wirtschaftende Betriebe 

attraktiver gestaltet werden? Wie sollte die 
Kombination mit der Beratung aussehen? 
Hier wies der EU-Vertreter auf die laufen-
den Beteiligungsmöglichkeiten der Bürger 
und Verbände an der begonnenen Diskus-
sion zur GAP nach 2013 hin.

Möglichkeiten und Grenzen
In der sich anschließenden von Wolfram 
Weltzer (Bayrischer Rundfunk) moderier-
ten Podiumsdiskussion betonte Chris-
tian Krumphuber von der Landwirt-
schaftskammer Oberösterreich, dass die 
AUM bisher nicht mit Blick auf den Klima-
schutz entwickelt worden seien, aber viele 
andere wichtige Funktionen wie den Was-
ser- und Biodiversitätsschutz oder die Re-
duzierung des Pflanzenschutzmitteleinsat-
zes erfüllten. Peter Pascher, Deutscher 
Bauernverband, machte deutlich, dass man 
insbesondere den Ansatz verfolgen sollte, 
durch AUM die Effizienz des Ressourcen-
einsatzes zu steigern. Eine weitere Exten-
sivierung der europäischen Produktion 
durch AUM berge die Gefahr, dass die 
deutsche Landwirtschaft am Schluss zwar 
klimafreundlich sei, dass dafür aber in an-
deren Regionen – wie Brasilien und China 
– Produkte für den deutschen Markt klima-
schädlich produziert werden, zum Beispiel 
auf gerodeten Waldflächen.

Laut Reinhild Benning, BUND 
Deutschland, hat man in Deutschland das 
Ziel, bis 2010 auf 20 Prozent der Fläche 
ökologischen Landbau zu betreiben, gran-
dios verfehlt: Zurzeit werden gerade ein-
mal sechs Prozent der Flächen ökologisch 
bewirtschaftet. Zusammen mit dem fehlen-
den Erfolg bei der Reduzierung der Stick-
stoffüberschüsse deute dies darauf hin, 
dass die AUM unterfinanziert seien. Au-
ßerdem müsse auch die Klimawirkung der 
Direktzahlungen beachtet und abgemildert 
werden. Lukas Weber-Hajszan vom 
österreichischen Landwirtschaftsminis-
terium ergänzte, dass in seinem Land die 
Landwirtschaft mit einer Senkung der 

THG-Emissionen um 13 Prozent bereits 
die nationalen Ziele des Kyoto-Protokolls 
erreicht habe. Dazu hätten neben der 
Reduzierung der Tierbestände sicher die 
flächendeckende Anwendung der AUM 
und der große Anteil der ökologisch be-
wirtschafteten Flächen (rund 18 Prozent) 
beigetragen. 

Fazit: Differenzierte 
Betrachtung ist nötig

Die Teilnehmer der Diskussion waren 
sich einig, dass Agrarumweltmaßnahmen 
ein gutes Instrument zur Umsetzung des 
Klimaschutzes sind, wobei die einzelnen 
Programme ihre multifunktionale Rolle 
behalten müssen. Allerdings seien noch 
erhebliche Anstrengungen nötig, um ent-
sprechende Maßnahmen und Indikatoren 
für landwirtschaftliche Betriebe bereit-
zustellen. So seien etwa Indikatoren für 
Lachgasemissionen noch nicht ausreichend 
erforscht. Auf jeden Fall aber müsse die 
Landwirtschaft das Thema Klimaschutz 
sehr ernst nehmen, denn die Gesellschaft 
werde mittelfristig eine klimaschädliche 
Produktion nicht mehr tolerieren.

Die Dokumentation der Tagung, beste-
hend aus den Vortragsfolien und Audio-
mitschnitten der Vorträge und der Po-
diumsdiskussion, finden Sie unter http://
www.netzwerk-laendlicher-raum.de/aum-
klima.

  Mehr Informationen:
Dr. Jan Freese 
Deutsche Vernetzungsstelle  
Ländliche Räume 
Telefon: 02 28 / 68 45 34 77 
E-Mail: jan.freese@ble.de 
www.netzwerk-laendlicher-raum.de
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Zur Reduktion der Treibhausgasemissionen in der Landwirtschaft gibt es viele Möglichkeiten, 
zum Beispiel die Abdeckung von Güllebehälten oder Untersaaten im Mais.



  Mehr Informationen:
Isabell Friess 
Deutsche Vernetzungsstelle Ländliche Räume 
Telefon: 02 28 / 68 45 34 59 
E-Mail: isabell.friess@ble.de

Haben unsere Dörfer Zukunft?

Ziel des Wettbewerbs „Unser Dorf hat 
Zukunft“ ist es, die gesellschaftspoliti-

schen und strukturellen Entwicklungen in 
den Dörfern zu unterstützen und damit 
die Lebensverhältnisse in den ländlichen 
Regionen zu verbessern. Dabei wurden die 
Inhalte in den vergangenen Jahren konti-
nuierlich weiterentwickelt und den neuen 
Erfordernissen angepasst. Mit Erfolg: Der 
Wettbewerb hat bereits einen wesentli-
chen Beitrag zur Eigenverantwortung in 
den Dörfern und damit auch zu einer hö-
heren Akzeptanz von bürgerschaftlichem 
Engagement geleistet. 

Wo kommen wir her, 
wo gehen wir hin?

Der Umgang der Dörfer mit ihren indi-
viduellen Ausgangsbedingungen und kul-
turellen Traditionen und ihren Entwick-
lungsstrategien vor dem Hintergrund des 

� Von�Lars�Switala

Der�Bundeswettbewerb�„Unser�Dorf�hat�Zukunft“�wird�in�diesem�Jahr�zum�
23.�Mal�durchgeführt.�Ab�Mitte�August�2010�ermittelt�die�Bundesbewertungs-
kommission�die�Gold-,�Silber-�und�Bronzeträger.

� Von�Isabell�Friess

Ehrenamt�und�Regionalentwicklung�stehen�im�Fokus�der�diesjährigen�euregia,�
die�am�25.�und�26.�Oktober�2010�in�Leipzig�stattfindet.

demografischen Wandels steht in diesem 
Jahr noch stärker im Vordergrund als bis-
her. Hierbei sollen die einzelnen Bürgerin-
nen und Bürger als Teil der Dorfgemein-
schaft aktiv in den Prozess eingebunden 
werden und an der Planung und Gestal-
tung des eigenen Dorfes und seiner Um-
gebung mitwirken.

Von Mitte August bis Anfang September 
2010 reist die zuständige Kommission 
durch Deutschland, um die Leistungen 
und Aktivitäten der teilnehmenden Dör-
fer miteinander zu vergleichen. Bewertet 
wird nach folgenden Kriterien: 

•  Entwicklungskonzepte und wirtschaftli-
che Initiativen, 

•  Soziale und kulturelle Aktivitäten, 
•  Baugestaltung und -entwicklung, 
•  Grüngestaltung und -entwicklung und 
•  Das Dorf in der Landschaft. 

Zusätzlich werden die „ökologische Ge-
samtsituation“ und die „wirtschaftliche Ge-
samtsituation“ sowie der „Gesamteindruck 
des Dorfes“ in die Bewertung einbezogen.

  Mehr Informationen:
Lars Switala  
Bundesanstalt für Landwirtschaft  
und Ernährung (BLE) 
Telefon: 02 28 / 68 45 35 37 
E-Mail: lars.switala@ble.de

Euregia 2010: Ohne bürgerschaftliches 
Engagement läuft gar nichts

Die Wirtschaftskrise macht auch vor 
den Regionen nicht halt; viele von 

ihnen müssen ihre Angebote mit dem 
Rotstift zusammenstreichen. Ohne das 
Engagement der Bürger würden wichtige 
Projekte nicht mehr zustande kommen, 
Dienstleistungen nicht mehr angeboten 
werden. Auch die rund 380 Leader- und 
ILE-Regionen sind auf die freiwillige Unter-
stützung ihrer Einwohner angewiesen. 

BMELV eröffnet 
die Fachmesse

Unter dem Titel „Bürgerschaftliches Enga-
gement und Regionalentwicklung – zwei 
untrennbare Begriffe?!“ wird das Bundes-
ministerium für Ernährung, Landwirtschaft 
und Verbraucherschutz die Fachmesse eu-
regia am 25. Oktober 2010 eröffnen. Hoch-

rangige Vertreter das Bundes, der Länder 
und der EU, Wissenschaftler und Praktiker 
werden das Zusammenwirken von staat-
lichem Handeln und bürgerschaftlichem 
Engagement diskutieren. Zur Debatte wer-
den hier auch bestehende rechtliche und 
politische Rahmenbedingungen stehen. Ein 
Herzstück der Auftaktveranstaltung ist die 
Präsentation von prämierten Best-Practi-
ce-Beispielen.

Ehrenamt – ein teures Hobby?

Auch am Messestand und bei der Tagung 
der DVS mit dem Titel „Ehrenamt für die 
Region – untrennbar, aber wie wertschät-
zen?“ am 26. Oktober dreht sich alles um 
das Ehrenamt: Anhand von Praxisbeispie-
len wird erörtert, wieviel unentgeltliches 
Ehrenamt vertretbar ist und welche Mög-

lichkeiten der Wertschätzung geschaffen 
werden sollten: Wie kann die öffentliche 
Hand bürgerschaftliches Engagement un-
terstützen? Kann Ehrenamt monetarisiert 
werden? Sollte das politische Mitsprache-
recht der Engagierten erweitert werden? 
Beispiele aus dem europäischen Ausland 
bilden die Grundlage für die abschließende 
Podiumsdiskussion.

Mehr Informationen sowie die Anmelde-
Unterlagen zur DVS-Tagung werden in den 
kommenden Monaten unter 
www.netzwerk-laendlicher-raum.de/euregia 
zur Verfügung stehen.

Vorschau
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Im Fokus

Die Fördermöglichkeiten für ländliche Räume sind überaus vielfältig, und zahl-
reiche Akteure machen sich diese Vielfalt gekonnt und kreativ zunutze. Unser 
Fokusthema will aber auch Möglichkeiten aufzeigen, wie Förderpolitik effizi-
enter gestaltet und besser an die Probleme vor Ort angepasst werden kann.

Sowohl die europäische Ebene als auch 
die Bundes- und Länderebene halten 

eine Vielzahl an Fördertöpfen vor. Da ist 
es nicht einfach, den Überblick zu behal-
ten und das passende Förderinstrument 
für das geplante Projekt zu finden. Diese 
Situation ist der Ausgangspunkt für unse-
ren Schwerpunkt: Mit dem Beitrag auf S. 
12-13 geben wir zunächst einen Überblick 
über die derzeitige Förderstruktur für 
ländliche Räume. Angesichts ihrer Komple-
xität und ihrer Schwächen ist es fast eine 
Kunst, wenn Akteure es nicht nur schaffen, 
eine Förderquelle zu erschließen, sondern 
zudem verschiedene Töpfe geschickt zu 
kombinieren und damit Projekte auf die 
Beine zu stellen, die in die Region passen 
und diese weiterbringen. Der Touristische 
Gewässerverbund Leipziger Neuseenland 
(S. 14-15), der Naturpark Nordeifel e.V. (S. 
16-17) und der Verein Land.Leben.Kunst.
Werk (S. 18-19) machen es vor und zeigen 
dabei auch, mit welchen Problemen sie bei 
der Fördermittelakquise und -abwicklung 
zu kämpfen haben. 

Wo hakt es in der Förderung eigentlich am 
meisten? Aus übergeordneter Sicht – Stich-
wort Effizienz – werden vor allem folgende 
Probleme diskutiert: Förderung wird in der 

Regel sektoral und auf Bundeslandebene 
geplant, Städte und Regionen haben wenig 
Planungs- und Finanzierungskompetenz. 
Damit haben einerseits besonders inter-
sektoral bzw. ressortübergreifend angeleg-
te Projekte Schwierigkeiten, eine passende 
Fördermöglichkeit zu finden. Andererseits 
bewirkt die überregionale Planung, dass die 
Förderung häufig an regionalen Problemen 
vorbeigeht. Dies führt im schlimmsten Fall 
dazu, dass Projekte umgesetzt werden, die 
in einer Region keinen Sinn machen und 
damit auch keine Zukunft haben. Keine 
gute Voraussetzung für einen effizienten 
Einsatz von Fördermitteln. Deshalb fordert 
der Beitrag auf den Seiten 20-22 ein Um-
denken in der ländlichen Entwicklungspoli-
tik – weg von der Förderung im Sinne von 
Einkommenstransfers hin zu nachhaltigen 
Investitionen in die Zukunft. Eine Lösung 
sehen die Autoren in ergänzenden regio-
nalen Finanzierungsinstrumenten, die nach 
regionaler Leistungsfähigkeit vergeben 
werden. 

Und damit sind wir auch schon mittendrin 
in der Diskussion um die künftige Förde-
rung für ländliche Räume: 2014 beginnt die 
neue EU-Förderperiode, und angesichts 
leerer öffentlicher Kassen und mangelhafter 

Noten für die Wirksamkeit der bisherigen 
Förderung sind neue Strategien erforder-
lich. Was für die Akteure vor Ort dabei 
besonders wichtig ist, lesen Sie auf S. 23. 
Um Förderung beispielsweise stärker an 
regionalen Bedürfnissen auszurichten und 
Synergien zwischen verschiedenen Förder-
programmen und Ressorts zu nutzen, sollte 
ländliche Entwicklungspolitik ressortüber-
greifend geplant werden. Dass diese Mög-
lichkeit längst keine Zukunftsmusik mehr 
ist, zeigt der Beitrag auf den Seiten 24-25 
anhand zweier Fallbeispiele aus Deutschland 
und Irland. Einige Finanzierungsinstrumente, 
bei denen Regionen die Verantwortung für 
den Einsatz und die Verwaltung der zur 
Verfügung gestellten Mittel tragen, wurden 
bereits als Modellvorhaben erprobt. Eines 
dieser Instrumente hat es sogar bis in die 
Regelförderung geschafft: die Regionalisier-
ten Teilbudgets EFRE in Niedersachsen, vor-
gestellt auf den Seiten 26-27.

Wie die ländliche Förderpolitik der Zukunft 
aussehen wird, bleibt spannend. Eine Vielzahl 
an Erfahrungen zu innovativen Instrumenten 
gibt es bereits. Jetzt gilt es, aus diesen zu ler-
nen und für jede Region die bestmögliche 
Variante herauszufiltern.

...Was geht – wo hakt's – wie weiter?

Von Juliane Mante



Die Vielfalt nutzen!
 Von Isabell Friess und Doreen Haym

Das Programm zur Förderung ländlicher Räume gibt es nicht! Vielmehr gilt es, 
aus der Vielzahl der Fonds und Programme, die europa- und deutschlandweit 
zur Verfügung stehen, die richtige Auswahl zu treffen. Die wichtigsten Förder-
möglichkeiten stellen wir hier zur Einführung unseres Fokusthemas vor.

Ländliche Räume sind untrennbar mit 
der Identität und dem Territorium 

der Europäischen Union verbunden. Ge-
mäß einer Standarddefinition sind mehr 
als 91 Prozent des Hoheitsgebiets der EU 
„ländliche Räume“. In diesen Gebieten le-
ben über 56 Prozent der EU-Bevölkerung. 
Dabei gibt es nicht den ländlichen Raum. 
Ländliche Räume sind vielfältig, genauso 
wie die Herausforderungen, denen sich 
die Regionen vor Ort stellen müssen. Ob 
demografischer Wandel und Abwanderung, 
Urbanisierungsprozesse, Umstrukturie-
rung der Agrarlandschaft oder Klimawan-
del – auf diese Entwicklungen müssen die 
Förderpolitiken für ländliche Räume re-
agieren. 
 
Ziele der EU 

Die Politik für ländliche Räume leitet sich 
aus den strategischen Grundsätzen der Eu-
ropäischen Union ab. Im Wesentlichen sind 
das die Lissabon-Strategie für Wachstum 

und Beschäftigung (2000), nach der die EU 
bis 2010 zum wettbewerbsfähigsten, dyna-
mischsten wissensbasierten Wirtschafts-
raum der Welt werden soll, und die vom 
Europäischen Rat in Göteborg beschlos-
sene Ergänzung der Lissabon-Strategie 
(2001) um die Dimensionen Umwelt und 
nachhaltige Entwicklung durch die europäi-
sche Nachhaltigkeitsstrategie. 

Die wichtigsten Fonds und 
Programme der 
Europäischen Union

EU-Fonds und ihre Ziele

Europäischer Sozialfonds (ESF):  
• Arbeitsplätze schaffen, Menschen durch 
Ausbildung und Qualifizierung unterstützen
•  Benachteiligungen auf dem Arbeitsmarkt 

abbauen

Europäischer Fonds für regionale 
Entwicklung (EFRE):
•  Wirtschaftliche und soziale Kohäsion 
stärken

Europäischer Landwirtschafts-
fonds für die Entwicklung des 
ländlichen Raums (ELER):
•  Landwirtschaft in ihrer Funktion für 

Land und Umwelt stärken
•  Entwicklung der ländlichen Räume 

unterstützen 

Europäischer Fischereifonds:
•  Nachhaltige Entwicklung im Bereich 

Fischerei fördern
•  Wettbewerbsfähigkeit der betrieblichen 
Strukturen stärken

•  Wirtschaftlich lebensfähige Unterneh-
men im Fischereisektor entwickeln

•  Maßnahmen gegen die Überfischung in 
europäischen Gewässern

EU-Programme und Ziele

Life+:
•  Innovative und integrierte Umwelttech-

niken entwickeln
•  Bedrohte Arten und natürliche Lebens-

räume schützen
•  Informationskampagnen 

Kultur 2007–2013:
•  Grenzüberschreitende Mobilität von 

Kulturakteuren unterstützen
•  Kulturelle Werke und Erzeugnisse  

transnational verbreiten 
•  Interkulturellen Dialog in Europa fördern

Lebenslanges Lernen:
•  Europäische Kooperationen in der 

Schul-, Hochschul-, beruflichen und allge-
meinen Erwachsenenbildung fördern

Jugend in Aktion:
•  EU-Bürgersinn, die Solidarität und das 

demokratische Engagement unter jungen 
Menschen stärken
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•  Mobilität und europäische Zusammenar-
beit unterstützen

Forschungsrahmenprogramm:
•  Wissenschaftliche und technologische 
Grundlagen stärken

•  Internationale Wettbewerbsfähigkeit 
fördern

• Forschungsmaßnahmen unterstützen

Die bundesweiten 
Programme 

Auf Bundesebene werden die ländlichen 
Räume Deutschlands vor allem über die 
beiden Gemeinschaftsaufgaben „Verbes-
serung der Agrarstruktur und des Küs-
tenschutzes“ (GAK) und „Verbesserung 
der regionalen Wirtschaftsstruktur“ 
(GRW) gefördert. Mit der GAK verfolgen 
Bund und Länder gemeinsam das Ziel, die 
Land- und Forstwirtschaft auf künftige 
Anforderungen auszurichten, für den ge-
meinsamen Europäischen Markt wettbe-
werbsfähig zu machen und den Küsten-
schutz zu verbessern. Zur Erfüllung der 
GAK wird für den Zeitraum einer vier-
jährigen Finanzplanung ein gemeinsamer 
Rahmenplan von Bund und Ländern auf-
gestellt (siehe www.bmelv.de). Die GRW 
(siehe www.bmwi.de) gehört zur Regio-
nalpolitik des Bundes und bezweckt, das 
Wachstum der Regionen nachhaltig zu er-
höhen. Strukturschwache Regionen sollen 
in die Lage versetzt werden, eigenständig 
Projekte umzusetzen. Zudem werden För-
deranreize für klein- und mittelständische 
Unternehmen verstärkt. Bund und Länder 
legen gemeinsam Fördergebiete, Förder-
höchstsätze und -tatbestände und die Mit-
telverteilung fest. Zusätzlich gewährt der 
Bund den Ländern über die Städtebauför-
derung Finanzhilfen, um Innenstädte und 
Ortszentren zu stärken, nachhaltige städ-
tebauliche Strukturen herzustellen oder 
soziale Missstände zu beheben. Im Laufe 
des Jahres 2010 wird das neue Städte-
bauförderprogramm „Förderung kleine-
rer Städte und Gemeinden – Zusammen-
arbeit und Netzwerke“ (www.bmvbs.de) 
eingerichtet. Sein Ziel ist es, die überört-
liche Zusammenarbeit zu stärken. GAK, 

GRW und Städtebauförderung werden 
jeweils in Förderprogrammen auf Bundes-
länderebene umgesetzt. Zudem bieten die 
Bundesländer zahlreiche weitere Förder-
möglichkeiten an, die hier aufgrund ihrer 
Vielzahl und Unterschiede jedoch nicht 
näher erläutert werden können.

Und was gibt es sonst noch?

Zur Finanzierung von Projekten können 
neben den verschiedenen Programmen 
weitere Quellen angezapft werden. So gibt 
es in Deutschland eine breit gefächerte 
Stiftungslandschaft; 15.400 Stiftungsport-
räts stellt der Deutsche Stiftungsverband 
(www.stiftungen.org) in seinem „Verzeich-
nis Deutscher Stiftungen“ vor. Die KfW 
Bankengruppe bietet für private, kommu-
nale Träger oder gemeinnützige Organi-
sationen zinsgünstige Kredite – teilweise 
vom Bund subventioniert (www.kfw-foer-
derbank.de). Ein breites Förderangebot hält 
auch die Landwirtschaftliche Rentenbank 
(www.rentenbank.de) bereit: Während bei 
ihrem Programm „Leben auf dem Land“ 
privates Engagement gefördert wird, dreht 
sich bei „Räumliche Infrastrukturmaßnah-
men“ alles um kommunale Infrastruktur. 
Landwirte können Unterstützung für den 
Bau von Wirtschaftsgebäuden, den Kauf 
von Boden, Investitionen im Bereich er-
neuerbarer Energien oder bei der Liqui-
ditätssicherung erhalten. Auch für kleine 
und mittelständische Unternehmen der 
Agrar- und Ernährungswirtschaft oder der 
Energieproduktion stehen Programme zur 
Verfügung. Geldanlagen, Finanzierungen, 
Stiftungen und Schenkungen bietet die GLS 
Bank (www.gls.de). Zusätzlich verwaltet 
sie den Mikrokreditfonds Deutschland, mit 
dem die Bundesregierung Kleinstunterneh-
men und Existenzgründern den Zugang zu 
Kapital erleichtert.

Wie sich die Förderpolitik der EU und der 
Bundesrepublik Deutschland ab 2014 ge-
staltet, wird sich in den kommenden Jahren 
zeigen. Wir werden Sie über die Website  
www.netzwerk-laendlicher-raum.de auf dem 
Laufenden halten.

Mehr Licht im Dschungel
Wie finden Projektträger das passende Pro-
gramm? Eine Möglichkeit bietet die Förderdaten-
bank des Bundes – www.foerderdatenbank.de. Hier 
können Träger auf EU-, Bundes- und Länderebene 
nach einem passenden Programm suchen. Außer-
dem haben die Bundesländer die Förderinforma-
tionen für ihre Einwohner aufbereitet. Neben der 
Aufzählung der länderspezifischen Programme 
werden meist auch EU- und bundesweite Pro-
gramme erläutert.

Was muss beachtet werden?
Bei der Suche nach einem Förderprogramm müs-
sen zunächst bestimmte Fragen geklärt werden: 
Wo gilt das Programm? Wer ist zuwendungsbe-
rechtigt? Was sind die genauen Förderinhalte? 
Gibt es ein Darlehen oder einen Kredit? Welche 
rechtlichen Grundlagen müssen berücksichtigt 
werden, gilt zum Beispiel die De-minimis-Verord-
nung? Und so weiter, und so fort. Im „DVS-För-
derhandbuch für den ländlichen Raum“ sind die 
Leitfragen in Checklisten zusammengestellt und 
die wichtigsten Informationen der ausgewählten 
Programme in Tabellen aufbereitet. Das Handbuch 
kann über dvs@ble.de oder Tel. 02 28 / 68 45 34 
33 bestellt werden.

  Mehr Informationen:
 Isabell Friess und Doreen Haym
Bundesanstalt für Landwirtschaft  
und Ernährung 
Telefon: 02 28 / 68 45 34 59; -39 42 
E-Mail: isabell.friess@ble.de,  
doreen.haym@ble.de 
www.netzwerk-laendlicher-raum.de
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Hand in Hand fürs 
Leipziger Neuseenland

 Von Heike König

Die neuen Seen der Bergbaufolgelandschaft im Süden Leipzigs mit den Fließge-
wässern und Kanälen der Stadt zu verknüpfen und wassertouristisch zu erschlie-
ßen – diese Vision nimmt heute nach und nach Gestalt an. Ein Meisterstück an 
Abstimmung und Fördermittelkombination!

Im Gegensatz zu den meisten ande-
ren wassertouristischen Regionen in 

Deutschland findet man im Leipziger Neu-
seenland ein Nebeneinander von neuen 
Gewässerlandschaften, ursprünglichen Na-
turlandschaften und vielfältigen Stadträu-
men. Das Herzstück bildet die Messe- und 
Kulturstadt Leipzig mit ihrem gerade ent-
stehenden Stadthafen und ihren Flüssen und 
Kanälen.

Eine Region mit Visionen

Der Touristische Gewässerverbund Leipziger 
Neuseenland ist Bestandteil des Regional-
planes für Westsachsen, des Regionalen 
Handlungskonzeptes des Grünen Ringes 
Leipzig und des Regionalen Entwicklungs-
konzeptes des Zweckverbandes Kommu-
nales Forum Südraum Leipzig. Sein Ziel ist 
es, die neuen Seen, die aus der Flutung der 
so genannten Tagebaurestlöcher im ehe-
maligen Braunkohle-Abbaugebiet südlich 
von Leipzig entstehen, mit den Fließgewäs-
sern und Kanälen der Stadt zu verbinden. 
Das Projekt steht auf der Agenda vieler 
Kommunen, die früher unter dem Bergbau 
stöhnten, jetzt aber Seeanrainer sind und 
einen Yachthafen oder einen Sportstrand 

auf ihrem Grund und Boden planen. Grund-
lage ist ein „Wassertouristisches Nut-
zungskonzept“, das sowohl touristische als 
auch Umweltbelange berücksichtigt. 

Koordination auf allen 
Ebenen nötig

Aufgrund der vielen Einzelprojekte, aus de-
nen sich das „Projekt Gewässerverbund“ 
zusammensetzt, und der schrittweisen 
Entwicklung ist eine abgestimmte, ressort- 
und verwaltungsgrenzenübergreifende Pla-
nung das A und O. Zunächst musste hierfür 
die Rechtsgrundlage geschaffen werden. 
Außerdem mussten bzw. müssen rund 100 
Einzelmaßnahmen vom Schleusenbau bis 
zur Flussöffnung umgesetzt werden. Einige 
der geplanten sieben Wasserkurse mit Län-
gen von 7 bis 41 Kilometern werden heute 
schon intensiv genutzt, andere sind noch 
im Entstehen. 
Gemeinden, die Stadt Leipzig, die Landkrei-
se und die zahlreichen weiteren Akteure 
wie die Lausitzer und Mitteldeutsche Berg-
bauverwaltungsgesellschaft mbH (LMBV), 
die Landestalsperrenverwaltung (LTV), Mi-
nisterien, Sportvereine, Naturschutz- und 
Tourismusverbände sowie die Wirtschaft 

sind eng in das Projekt eingebunden. Die 
regionale Planungsstelle Leipzig, angesie-
delt beim Regionalen Planungsverband 
Westsachsen, sorgt für die nötige Abstim-
mung und den regionalen Konsens bei der 
Ausgabe der so genannten §4-Mittel der 
Braunkohlesanierung. Wichtige Grundla-
genarbeit leistete der Grüne Ring Leipzig 
(GRL), eine freiwillige Kooperation von 13 
Kommunen sowie den Landkreisen Leip-
zig und Nordsachsen, die Projekte zu den 
Themen Umwelt, Wasser und Landschaft 
durchführt: Der GRL organisiert und koor-
diniert regionale Arbeitskreise und rief bei-
spielsweise 2006 mit der Landesdirektion 
Leipzig die Steuerungsgruppe Gewässer-
verbund ins Leben. Die LMBV wiederum 
sorgt dafür, dass die Ideen in die Tat um-
gesetzt werden: Zusammen mit ihren Part-
nern lässt sie Seen fluten, Maßnahmen der 
Grundsanierung umsetzen und Schleusen, 
Wehre und Brücken bauen. 

Was zählt: 
Kreativität, Schnelligkeit 
und langer Atem

Der Aufbau des Verbundes ist ein hartes 
Geschäft für alle, und nicht alles ist steu-
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Wildwasserparadies - Kanupark am Markkleeberger See. Eröffnung der Brücke S46 im Oktober 2009, ein wichtiger Durchlass in Richtung Cospudener See.



 

Im Fokus

erbar. Wichtig ist, die einzelnen Projekte 
durch eine geschickte Kombination von 
Förderquellen auf den Weg zu bringen, 
Eigenmittel bereitzustellen, Stadt- und Ge-
meinderäte zu überzeugen, die Bürger mit-
zunehmen, zu kommunizieren und trans-
parent zu bleiben. Bei leerer werdenden 
Kassen sind vor allem immer mehr öffent-
lich-private Partnerschaften nötig, um die 
anspruchsvollen Aufgaben zu meistern. Der 
Rückgang der Fördermittel ist unwiderruf-
lich, die Kompatibilität der Förderung mit 
regionalen Bedürfnissen ist meist gering, 
und selten entspricht die Förderung den 
finanziellen Gegebenheiten der Antragstel-
ler. Hinzu kommen der Verzug durch Gre-
mienvorbehalte, Haushaltssperren oder 
Wetterkapriolen, denn auch die höhere 
Gewalt ist immer mit am Tisch.
Das alles macht es nötig, intelligente Fi-
nanzierungssysteme zu erdenken. Hierbei 
sind Kreativität, Schnelligkeit und ein lan-
ger Atem gefragt. Die Fördertöpfe wollen 
so genutzt werden, wie es die Vokabeln 
hergeben. So werden Förderkriterien oft 
mit sprachlicher Akrobatik „interpretiert“. 
Zwar gewinnen die Projektnamen dann 
keinen linguistischen Preis, doch die Gel-
der bringen Inhalte voran. Es gilt, immer 
schon ein oder mehrere Konzepte in der 
Schublade zu haben, wenn es am Ende ei-
nes Kalenderjahres oder der Förderperio-
de etwas zu verteilen gibt. Schließlich mahlt 
gegen Kassenschluss stets derjenige, der 
zuerst kommt. 
Und doch entstehen immer wieder Finan-
zierungslücken, driften Theorie und Praxis 
auseinander. Studien, Konzeptionen und 
Vorplanungen werden zwar gefördert, fris-
ten dann aber ein Schattendasein in der 
Schublade und harren ihrer Umsetzung, 
während sie an Aktualität verlieren. 

Der Faktor Mensch

Der Weg ist das Ziel – diese Aussage gilt 
auch hier. Ehe der Anschluss an das Euro-

päische Wasserstraßennetz geschafft ist, 
bleiben noch viele Visionen und Aufgaben, 
die umgesetzt und vor allem finanziert 
werden wollen. Visionen tragen, politischer 
Rückenwind hilft, Finanzierung beschleu-
nigt, Qualität setzt sich durch – alles richtig 
und wichtig. Hinter all dem stehen jedoch 
immer einzelne Menschen. Ohne ihren 
persönlichen Einsatz und ihre gewachse-
nen Netzwerke geht gar nichts. Sie haben 
Weitblick, schaffen Konsens und leisten 
Überzeugungsarbeit, finden Geldquellen, 
nehmen regionale Verantwortung wahr, 
bieten Verwaltungskapriolen in Stadt und 
Land die Stirn, nehmen die Menschen mit 
und bleiben dran. Es ist ein harter Weg, den 
die Gewässerverbund-Aktiven in der Regi-
on beschritten haben. Doch die Ergebnisse 
entschädigen sie für ihre Mühen.

Der Touristische Gewässerverbund Leip-
ziger Neuseenland macht sich zahlreiche 
Fördertöpfe zunutze: So wurde der Grüne 
Ring Leipzig (GRL) zu einem intensiven Nut-
zer der Förderrichtlinie Regio des Sächsischen 
Innenministeriums, über die seit 1997 Pro-
jekte mit interkommunalem und regiona-
lem Charakter unterstützt werden. Ohne 
das gemeinsame Bekenntnis aller GRL-
Mitgliedskommunen, die immer zwischen 
10 und 40 Prozent kofinanzieren müssen, 
von denen aber manche fern von Seen oder 
Flüssen liegen, wäre dies nicht möglich. 
Mittel von Bund und Land sorgen für die 
grundlegende Sanierung der Tagebaue. Gel-
der aus der Gemeinschaftsaufgabe „Verbes-
serung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ 
(GA-Infra), der Förderrichtlinie Wasser, der 
Förderrichtlinie Gewässergüte und der Städ-
tebauförderung, gekoppelt mit kommunalen 
Eigenmitteln, sorgen für die Entwicklung 
von gewässertouristischer Infrastruktur wie 

Schleusen, Stege, Häfen und Brücken. 
Städtische wie regionale Vereine sind wichti-
ge Partner für die Beantragung europäischer 
Fördergelder; Bürger engagieren sich für die 
Öffnung der Gewässer, gründen Vereine und 
sammeln Spenden; hinzu kommen Gelder 
von Stiftungen wie der Landesstiftung Natur 
und Umwelt in Sachsen. Der Prototyp des 
LeipzigBootes – des an die Bedingungen 
der sensiblen Auen- und Flusslandschaft 
angepassten, umweltverträglichen Fortbe-
wegungsmittels – ist beispielsweise das Er-
gebnis aus dem Zusammenspiel von Förder-
mitteln des Landes, Geldern des GRL und 
des Kommunalen Forums, eines Stiftungs-
preises, der Förderung des ländlichen 
Raumes (LEADER+), eines 
Vereins, der Investition 
eines städtischen Ei-
genbetriebs und pri-
vatwirtschaftlichen 
Initiativen.

Förderung: Ein wahrhaft vielfältiger Mix

  Mehr Informationen:
Heike König 
Projektkoordinatorin Grüner Ring Leipzig 
Telefon: 03 41 / 2 53 56 50 
E-Mail: grl@isip-weiterbildung.com 
www.gewaesserverbund.de;  
www.gruener-ring-leipzig.de;  
www.leipzigerneuseenland.de
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Gut besucht, das Nordufer des Cospudener Sees. Wasserknoten Leipzig am Palmengartenwehr, hier fließen Elster- und Pleißeflutbett, Stadt-
elster und Elstermühlgraben zusammen.
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Naturparke als 
  Förderexperten

Die Naturparke in Deutschland leisten einen wichtigen Beitrag zur Entwicklung 
der ländlichen Regionen. Dabei nutzen sie eine Vielfalt an Förderprogrammen, 
wie das Beispiel des Naturparks Nordeifel zeigt.

Von Jan Lembach

Die 102 deutschen Naturparke (www.
naturparke.de) decken heute mehr 

als ein Viertel der Landesfläche ab. Schon 
aus diesem Grund, aber auch durch den 
gesetzlichen Auftrag im Bundesnatur-
schutzgesetz und den Landesnaturschutz-
gesetzen, kommt den Naturparken eine 
große Bedeutung in der Entwicklung länd-
licher Räume zu. Dabei steht ihre oftmals 
geringe finanzielle und damit auch perso-
nelle Grundausstattung im Widerspruch 
zu ihren umfassenden Aufgaben. 

Grundfinanzierung und 
Förderung variieren

Die Einrichtung von Naturparken ist „Länder-
sache“. Dies zeigt sich unter anderem in der 
sehr unterschiedlichen 
Grundfinanzierung: In 
zehn Bundesländern 
werden rund 70 Natur-
parke durch die Länder 
regelmäßig institutionell 
finanziert. Etwa 30 Na-
turparke, darunter auch 
die 14 Naturparke in 
Nordrhein-Westfalen, 
werden ausschließlich 
durch kommunale Fi-
nanzierung gesichert. 
Das heißt, hier sorgen 
in der Regel die Kreise, 
Städte und Gemeinden 
mit überschaubaren Zu-
schüssen für die Unter-
haltung der Naturpark-
Geschäftsstellen. 
Diese Grundfinanzie-
rung reicht jedoch für 

eine zielgerichtete und in der Region auch 
spürbare Aktivität nicht aus; die zusätzliche 
Akquirierung von Fördermitteln ist uner-
lässlich. Wie eine Studie zu den Finanzie-
rungsquellen zeigt (siehe Abb. 1), nimmt da-
bei nahezu jeder Naturpark Landesmittel 
in Anspruch. Zwei Drittel der Naturparke 
werden durch EU-Förderprogramme un-
terstützt. Bundesmittel sind dagegen nur 
sehr selten im Förderspektrum der Natur-
parke zu finden. 

Zum Beispiel: 
der Naturpark Nordeifel

Auch im Naturpark Nordeifel (Nordrhein-
Westfalen, NRW) als Teil des Deutsch-
Belgischen Naturparks Hohes Venn – Eifel 

(www.naturpark-eifel.de) sind die unter-
schiedlichen „Fördertöpfe“ die Garanten 
für eine erfolgreiche Arbeit. Für die Grund-
finanzierung des Naturparks, der sich in 
der Trägerschaft eines eingetragenen Ver-
eins befindet, sind die Kreise, Städte und 
Gemeinden verantwortlich. Fördermittel 
sorgen dafür, dass zahlreiche Projekte re-
alisiert und damit deutliche Impulse für 
die Entwicklung der Eifel gesetzt werden 
können. 

„Eifel-Blicke“ und 
„Eifel barrierefrei“ 

So wurden zum Beispiel im Förderprojekt 
„Eifel-Blicke“ (www.eifel-blicke.de) her-
ausragende Aussichtspunkte und Fernsich-
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Abb.1: Finanzierungsquellen deutscher Naturparke

Landesmittel

Landkreismittel

Spenden

EU-Mittel

Mittel der Stände und Gemeinden

Erwirtschaftung eigener Einnahmen
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Fördermittel von Stiftungen etc.

Mittel der Arbeitsförderung
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Im Fokus

ten in einem deutschlandweit einmaligen 
Projekt zusammengefasst und touristisch 
aufgearbeitet. Nach der Ersteinrichtung 
von 45 Standorten in einem zweijährigen 
Förderprojekt (2005 bis 2006; NRW-EU-
Ziel 2-Programm, EFRE) kommen laufend 
weitere, von der Region finanzierte „Eifel-
Blicke“ hinzu: sechzig sind es bereits.
Mit der Initiative „Eifel barrierefrei – Na-
tur für alle“ (www.eifel-barrierefrei.de) 
unterstützt der Naturpark erfolgreich das 
Naturerlebnis auch für Menschen mit Be-
hinderung sowie für ältere Menschen. Das 
Projekt begann 2003 mit einer moderaten 
Unterstützung von 10.000 Euro über ein 
Beschäftigungsprogramm des Landes NRW. 
Inzwischen konnten für diese wichtige Ini-
tiative zum integrativen Naturerlebnis über 
1,75 Millionen Euro in zwölf Einzelförder-
projekte investiert werden: über EU-För-
derung, Landesmittel, Stiftungen, Sponso-
ren und regionale Kofinanzierung. 

Auf diese Weise wurden in den vergange-
nen zehn Jahren im Naturpark Nordeifel 
rund sechzig verschiedene Förderprojek-
te erfolgreich entwickelt, beantragt und 
umgesetzt. Im Durchschnitt wurden da-
bei zwischen 500.000 Euro und 1 Million 
Euro pro Jahr investiert. Insgesamt wurden 
über 15 Förderprogramme und Stiftungen 
in Anspruch genommen (siehe Tab. 1). Die 
Budgets der einzelnen, meist mehrjährigen 
Projekte schwanken dabei zwischen weni-
gen Zehntausend Euro und 1,3 Millionen 
Euro. Im langjährigen Mittel gelang es der 
Naturpark-Geschäftsstelle, die kommunale 
Grundfinanzierung durch Fördermittel zu 
verzehnfachen.

Langfristige Perspektiven 
geschaffen

Dabei haben sich auch längerfristige För-
derperspektiven ergeben: Der Naturpark 
Nordeifel bewarb sich 2007 beim Land 
Nordrhein-Westfalen erfolgreich um die 
Anerkennung als Leader-Region und ge-
wann 2009 auch den Bundeswettbewerb 
der Bioenergie-Regionen (www.bioenergie-
regionen.de). So bilden die Geschäftsstelle 
der Leader-Region Eifel (www.leader-eifel.
de) und die Geschäftsstelle der Bioener-
gieregion Eifel (www.bioenergie-eifel.de) 
zusammen mit der Naturpark-Geschäfts-
stelle ein kleines Kompetenzzentrum für die 
nachhaltige Regionalentwicklung. Synergien 
können so optimal genutzt werden.

Erfolgsfaktoren: 
Ideen, Innovationen, 
starke Partner

Bei den meisten Förderprojekten des Na-
turparks Nordeifel ist tatsächlich nur die 
von den Programmgebern beabsichtigte 
„Anschubfinanzierung“ nötig. Die dau-
erhafte Fortführung wird von den Pro-

jektpartnern gewährleistet. Dabei haben 
viele Faktoren zum Erfolg des Naturparks 
Nordeifel beigetragen: Am Anfang jedes 
Projektes steht natürlich eine „gute“ und 
vor allem umsetzbare Idee. Unerlässlich 
sind auch die zahlreichen Projektpart-
ner, die Grund und Boden, Kompetenzen 
oder auch Mittel zur Kofinanzierung ein-
bringen. So hat der Naturpark Nordeifel 
in den vergangenen Jahren mit über 100 
regionalen Partnern  – teilweise auch mit 
kofinanzierenden kommunalen Trägern – 
Förderprojekte realisiert. Die inhaltliche 
und politische Unterstützung der Kreise, 
Städte und Gemeinden im Naturpark war 
und ist für die erfolgreiche Projektarbeit 
ebenso unabdingbar. 

Fördergeschäft wird 
schwieriger 

Bei allem Erfolg: Die Fördermittelakquise 
wird immer aufwändiger. Wettbewerbsbei-
träge und Förderanträge werden umfang-
reicher und sind oft nur mit externer und 
kostenintensiver Unterstützung zu bewälti-
gen. Die Förderrichtlinien sind teilweise pra-
xisfremd und behindern eine zielgerichtete 
und effiziente Projektumsetzung. 
In einigen Förderprogrammen sind zudem 

 Mehr Informationen:
 Jan Lembach
 Naturpark Nordeifel e.V.
 im Deutsch-Belgischen Naturpark
 Telefon: 0 24 86 / 91 11 17
 E-Mail: info@naturpark-eifel.de
 www.naturpark-eifel.de

die Verwendungsprüfungen sehr umfang-
reich. Ein Beispiel: Das eher überschaubare 
Projekt „Eifel-Blicke“ wurde nach Abschluss 
durch fünf (!) unterschiedliche Institutionen 
geprüft. Angesichts der finanziellen Engpäs-
se in den kommunalen Haushalten wird es 
zudem immer schwieriger, kommunale Part-
ner zur Kofinanzierung zu finden. Diesen 
Problemen will der Naturpark mit einem 
ständig verbesserten Projektmanagement 
und laufender Qualitätssicherung begegnen.

Tab.1: Auswahl beispielhafter Projektförderung im Naturpark Nordeifel (NRW)

 Die eindrucksvollen „Eifel-Blicke“ entstanden aus Fördermitteln des Landes NRW.

Projekte Förderprogramme Fördersumme

Flurheckenpflege
(jährlich)

Land NRW: Förderrichtlinie 
Naturschutz (FöNA)

60.000 €

Qualitätsoffensive Eifeler 
Naturzentren(2007-2008)

NRW-EU-Gemeinschaftsprogramm 
Ziel-2 Phase V (2000-2006)

Deutsche Bundesstiftung Umwelt (DBU)

175.000 €

20.000 €

Ökonomische Effekte in der 
Nationalparkregion Eifel (2007-2008)

NRW-EU-Gemeinschaftsprogramm 
Ziel-2 Phase V (2000-2006)

40.000 €

Eifel-Blicke 
(2005-2006)

NRW-EU-Ziel 2-Programm 
(Auslaufförderung)

220.000 €

Natur für alle in Natura- 
2000-Gebieten (2008-2010)

Land NRW: NRW Ziel-2-Programm 
(EFRE) 2007 – 2013

1.050.000 €

Römerkanal-Wanderweg (2010-2011) NRW-Stiftung 90.000 €

Höfener Heckenweg 
(2007)

Land NRW: Förderrichtlinie Natur-
schutz (FöNA), NRW-Stiftung, Land-
schaftsverband Rheinland (LVR)

40.000 €

Regionaltypische Heckenpflanzungen 
(2008 und 2010)

Landschaftsverband Rheinland (LVR) 12.000 €

Barrierefreier Landschaftspfad 
(2005-2006)

NRW-Stiftung, HIT-Umwelt-Stiftung, 
Eifelhöhen-Klinik

90.000 €

Netzwerk der Naturparke in D, B, L 
und F (2009-2011)

EU: Interreg IV A 150.000 €

LEADER-Region Eifel 
(2008-2012)

Land NRW: 
NRW-Programm Ländlicher Raum

1.600.000 €

Bioenergie-Region Eifel 
(2009-2012)

Bund: Bundeslandwirtschaftsministerium 400.000 €
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Impulsgeber für eine 
lebendige „Land-Kultur“

 Von Veit Urban

Land.Leben.Kunst.Werk. e.V. ist ein freier Träger der Jugendhilfe in Sachsen-
Anhalt. Seine Projekte reichen von der Arbeitswelt über Bildung und Kultur bis 
hin zu generationenübergreifenden Wohnprojekten. Die Förderung nutzt der 
Verein vor allem, um Projekte und die Bildung von Betriebszweigen anzustoßen. 

Seit seiner Gründung im Jahr 2002 
entwickelt der Verein Land.Leben.

Kunst.Werk ein Zentrum für nachhaltige 
Kulturarbeit auf dem Land. Dabei wird Ju-
gend- und Sozialarbeit als Motor für eine 
gemeinwesenorientierte Kultur betrachtet. 
Im Zusammenspiel mit Bewohnern und 
Gästen sollen das ländliche Lebensumfeld 
als Qualität neu entdeckt und Prozesse 
der Selbstorganisation angeregt werden. 
Der Verein ist seit 2005 in Quetzdölsdorf 
ansässig. Das Dorf mit seinen 430 Einwoh-
nern gehört heute zur Einheitsgemeinde 
Zörbig im Landkreis Anhalt-Bitterfeld.

Vom Bildungsprojekt bis 
zum Hofcafé

Der Verein ist mit zum Teil stetigen, zum 
Teil wechselnden Kooperationspartnern in 
folgenden Handlungsfeldern aktiv:
•  Arbeitswelt und Lebensbewältigung,
• Land-Kultur als Gemeinwesenarbeit,
• Regionale Bildungsangebote,
• Wohn- und Gemeinschaftskonzepte.
Einen Schwerpunkt der Arbeit bilden darin 
verschiedene Beteiligungsprojekte. Außer-
dem pflegen wir einen Schaugarten und 
englischen Park, legen ein „Naschdorf“ mit 
Obst und Rosen an und betreiben eine 

Bildungsstätte. Unterstützend wirkt bei 
Schul- und Dorfprojekten unsere rollende 
Werkstatt als Abenteuer-Bau-Koch-Mobil. 
Arbeitsmarktbezogene Maßnahmen ge-
stalten die Gesamtunternehmung in un-
terschiedlichen Laufzeiten innovativ und 
nachhaltig. Ein wichtiges Projekt ist zurzeit 
der Erwerb und die Entwicklung von Gut 
Quetz. Dies erfolgt als eine Entwicklung 
von Einzelunternehmen in Ergänzung zu 
Vorhandenem:
• Gärtnerei und Archehof,
• Denkmalpflegehof,
• Hofladen, Kantine, Café,
• Eigene Energieversorgung,
• Akademie für Dorfbewegung, 
• Bürger-Service-Büro, Bibliothek,
• Gemeinschaftliches Wohnen. 
Dieser „Dorfentwicklungsplan von unten“ 
soll mit regionalen Konzeptionen wie ILEK, 
Jugendhilfeplanung oder kommunalen Bil-
dungsmaßnahmen verknüpft werden und 
auch anschlussfähig für unterschiedliche 
Förderinstrumente sein. 
Das eigene Tun an den Naturverhältnissen 
und dem Gemeinwohl auszurichten befä-
higt, wieder eigenverantwortlicher zu le-
ben. Quetz kommt dabei dem besonderen 
Stärkeprofil der Landbewohner ein Stück 
näher. 

Förderung – oder: 
Die Kultur des 
Trüffelschweins 

Unsere Projekte laufen sowohl aus Ei-
genkraft als auch mit Fördersummen von 
bis zu 750.000 Euro. Die Förderlaufzeiten 
variieren von 3 Wochen bis zu 2,5 Jahren, 
die Förderung reicht von der lokalen bis 
zur europäischen Ebene. Sie kann als Er-
gebnis der „erfolgreichen Suche nach den 
Schätzen in den Menschen, Ressorts und 
Töpfen“ betrachtet werden. Wir verstehen 
sie als Impulsförderung für eine sukzessive 
Umstellung auf eigene Tragfähigkeit. Dabei 
kommt die Förderung verschiedenen Zie-
len zugute:

Personen- und Prozessbegleitung: 
Im Rahmen der EU-Gemeinschaftsinitiative 
EQUAL II finden benachteiligte Jugendli-
che Perspektiven in unterschiedlichsten 
Bereichen – zum Beispiel in den Projek-
ten „Green Leaves: Berufschancen & Le-
bensqualität im ländlichen Raum“, dessen 
nachhaltiges Produkt ein Schaugarten 
mit historischen Gemüsesorten ist, oder 
„Teambildung – Teamentwicklung“, in des-
sen Rahmen ein künstlerischer Hochseil-
garten entstanden ist. Berufsorientierung 
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erfahren Landjugendliche in der Bundesini-
tiative „Wir ... hier und jetzt“. Existenzgrün-
der werden über das Instrument „Lokales 
Kapital für soziale Zwecke“ aus Bundes- 
und Landesmitteln im Rahmen des Euro-
päischen Sozialfonds – ESF – gefördert. Mit 
dem „KunstSommer: ein Dorf verwandelt 
sich in Atelier, Bühne und Spielfeld“ wer-
den generationenübergreifend alljährlich 
zahlreiche Kulturprojekte realisiert, wech-
selnd finanziert aus Vereinsmitteln, Stiftungen 
und Jugendpauschale (einer Art Pro-Kopf-
Pauschale für Jugendliche). Mikrobudgets 
von Stiftungen wie „ZeitenSprünge“ oder 
„Jugendaktiv“ unterstützen hier intergene-
rative, lebendige Dorfgeschichte (zwischen 
Bodenreform und Hartz-IV-Reform) oder 
lokales Jugendengagement wie eine Dorf-
bibliothek.

Aufbau neuer Strukturen: 
Der vereinseigene Pfarrhof wird zurzeit 
zur Wohn- und Wirtschaftseinheit umge-
baut, um das gemeinschaftliche Wohnen 
mehrerer Generationen zu ermöglichen. 
Tatkräftige Unterstützung gibt es dabei 

über internationale Workcamps sowie Bürg-
schaftsmodelle durch Freunde und Banken. 
Unterstützt von Leader, nimmt das Projekt 
„BioGartenKüche – Bildungshaus – Ateli-
er“ Gestalt an. Hierfür wird die alte Scheu-
ne des Pfarrhofes in eine Dorfwerkstatt 
umgebaut. Das Baumhaus-Runddorf auf 
Stelzen im Kletterwald ermöglicht aben-
teuerliche Übernachtungen und wird aus 
Eigenmitteln finanziert.

Netzwerke:
Das Projekt „Baumhaus-Geflüster“ entwi-
ckelt neue Aushandlungsforen für die Ju-
gendhilfe und geht aus dem bundesweiten 
Netzwerk „Lichtpunkte: gegen Kinderarmut 
in Deutschland“ hervor. Die Netzwerkstel-
le „LandKultur“ setzt hier auf eine regionale 
Verantwortungsgemeinschaft. Hervorgegan-
gen aus dem Bundesprogramm Civitas, trägt 
sich die Stelle im ostdeutschen Verbund 
heute selbst. Jugendhilfe-Schule-Koopera-
tionen entfalten sich im Bundesprogramm 
„Vielfalt tut gut“, in Landesrichtlinien oder im 
Rahmen des Konjunkturpakets II. Im Bundes-
programm „XENOS: Bildung, Beschäftigung 

und Teilhabe vor Ort“ wird das Projekt 
„Dorfwirtschaft: zwischen Arbeitswelt und 
Lebensbewältigung“ in den Fokus gerückt. 

Stolpersteine zwischen 
Knappheit und Fülle 

Die Landschaft des Förderns erleben wir 
einerseits als Fülle, andererseits als Zutei-
lung und Verknappung. Oft entsprechen 
unsere lokalen Erfordernisse nicht der Lo-
gik der Förderstrategien, die Themen „von 
oben“ vorgeben und passgenaue Anträge 
„von unten“ erwarten. Die Divergenz von 
Förderprogramm-Logik, konservativ-admi-
nistrativer Verwaltungslogik und Vor-Ort-
Projektlogik erschweren Kohärenz. Dies 
wird schon bei den Zeiten deutlich: Pro-
grammlauf-Zeiten, Maßnahme-Zeiten der 
Arbeitsverwaltung und Vegetations-Zyklen 
weichen stets voneinander ab. 
Aber auch unterschiedliche Förderkulturen 
führen zu bestimmten Praxen und Anpas-
sungsdruck bei den Anbietern. Institutionel-
le Förderung versteinert schnell, maßnah-
mebezogene Förderung behält den Hauch 
der Verwaltungslogik, projektbezogene Fi-
nanzierung bewegt sich im steten Innovati-
onsfieber und Wettbewerbsdruck. Auch die 
benötigte Vor- und Kofinanzierung und der 
häufig notwendige Mix der Fördersysteme 
erzeugen vielfältige Hürden in der prakti-
schen Umsetzung der Projekte. 

Wie sieht die 
„ideale Förderung“ aus?

Bezogen auf die Förderung sähe ein Ent-
wicklungspotenzial folgendermaßen aus: 
Regionalbudgets oder Ansätze eines kom-
munalen Bildungsmanagements als kohä-
rente Jugendhilfe-, Sozial- und Bildungs-
planung haben in Quetz ressortbezogene, 
sektorale Logiken überwunden. Sie reagie-
ren auf Ideen und Impulse der Akteure. 
Fremddefinierte Vorgaben treten zuguns-
ten einer Aushandlung vor Ort in den Hin-
tergrund. 
Auch eine andere Art der Förderung wäre 
denkbar: Die Projekt-Zukunft ist durch 
eine zielgenerierende Prozessgestaltung 
offen, Lösungen sind noch nicht statisch 
festgeschrieben. Änderungen im Verlauf 
werden als Bereicherung statt als Störgrö-
ße angesehen. Experimentierfreude und 
Fehlerfreundlichkeit sind Teil des Lernens 
im Wechsel von Gelingen und Scheitern, 
von Krise und Routine. 

  Mehr Informationen:
Land.Leben.Kunst.Werk. e.V. 
Zentrum für nachhaltige Landkultur 
Telefon: 03 46 04 / 9 20 - 69 / -72 
E-Mail: info@landlebenkunstwerk.de 
www.landlebenkunstwerk.de
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Von der zentralen Förderung    
 zur regionalen Finanzierung

Von Sebastian Elbe und Florian Langguth

Die heutige Förderarchitektur ist veraltet: Sektoral organisiert und auf Wachstum 
ausgerichtet, wird sie den Problemen vor Ort nicht mehr gerecht. Eine Lösung: 
Ergänzende regionale Finanzierungsinstrumente, die nach regionaler Leistungsfä-
higkeit vergeben werden. Dazu ist ein Umdenken notwendig. Weg von der Förderung 
im Sinne von Einkommenstransfers hin zu Investitionen in die Zukunft. 

„Neue Finanzarchitektur“: Dieser Begriff 
wird derzeit häufig in Bezug auf die Aus-
gestaltung der neuen EU-Förderperiode ab 
2014 verwendet. Und er passt. Denn Ar-
chitekten entwerfen Gebilde am Reißbrett. 
Ob diese „schön“ sind, liegt im Auge des 
Betrachters. Wesentlich relevanter jedoch 
ist: Vieles von dem Entworfenen ist meist 
wenig praktikabel. Daher auch die landläufi-
ge Meinung, Architekten sollten gezwungen 
werden, die ersten fünf Jahre in ihren Ge-
bäuden zu wohnen und die nächsten fünf 
Jahre gegenüber. Übertragen auf die Aus-
gestaltung von Förderprogrammen hieße 
dies, die Verordnungs- und Programment-
wickler sollten eine halbe Förderperiode 
lang Projektanträge schreiben und in der 
anderen Hälfte evaluieren. Und noch etwas 
passt sehr gut in den Vergleich: Architekten 
planen lieber auf der Grünen Wiese als im 
Bestand. Dieses Verhalten gilt auch bei der 
öffentlichen Förderung: Erfahrungen – d.h. 
der Bestand – werden bestenfalls selektiv 
wahrgenommen und wenn, dann nur sehr 
langsam verarbeitet. Doch wozu gibt es in-
novative Maßnahmen und Modellvorhaben, 
gute und beste Beispiele, wenn diese nicht 
bei Erfolg zur Regelförderung werden? 

Sektorübergreifende Lösun-
gen sind gefragt!

Die bisherige öffentliche Förderung ist da-
rauf ausgerichtet, Wachstum zu verteilen. 
Hierfür gibt es entsprechend ausdifferen-
zierte und zentral gesteuerte Instrumen-
te. Doch wie sieht es mit Instrumenten 

aus, die Schrumpfungsprozesse gestalten 
können? Strukturwandel, demografischer 
Wandel, Abwanderung und Fachkräfteman-
gel sind keine Zukunftsprobleme, die sich 
diskursiv bewältigen lassen. Sie finden statt 
und wirken sich bereits heute intensiv auf 
die Regionen aus. Ein Beispiel: Aufgrund 
der Unterauslastung der technischen Infra-
struktur in der Wasserversorgung kommt 
es in den Leitungen teilweise schon zu 
Standzeiten des Frischwassers von bis zu 
zehn Tagen. 
Zudem laufen Schrumpfungsprozesse 
regio nal differenziert ab und finden teil-
weise neben Wachstumsprozessen statt. 
Politik und Verwaltung sind sektorspezi-
fisch organisiert und bieten zur Lösung 
dieser Probleme eine Förderung an, die im 
Wesentlichen zentral organisiert ist. Ver-
knüpfende, also integrierte Ansätze sind 
dabei Mangelware. Synergien zwischen den 
Förderprogrammen, zum Beispiel zwischen 
den EU-Strukturfonds (EFRE, ESF) und 
dem Europäischen Landwirtschaftsfonds 
für die Entwicklung des ländlichen Raums 
(ELER), werden in den offiziellen Planungs-
dokumenten zur Negativ-Koordination 
degradiert: Doppelförderung wird ausge-
schlossen – viel mehr Synergien gibt es in 
der Regel nicht.

Regionale Finanzierungsin-
strumente als 
Ergänzung nutzen

Nicht auf der zentralen, sondern auf 
der regionalen Ebene – d.h. der Ebene 

zwischen einem Bundesland und einem 
Landkreis - muss die Kombination einzel-
ner Förderprogramme und -maßnahmen 
stattfinden. Allerdings verfügt gerade die-
se Ebene über die geringsten Ressourcen 
im Mehr-Ebenensystem. Zudem muss sie 
gegen die Rahmenbedingungen der in-
haltlichen Sektororientierung sowie die 
komplizierten Verwaltungs-, Finanz- und 
Kontrollsysteme ankämpfen. Dieses Sys-
tem wird sich kurz- bis mittelfristig nicht 
ändern. Die Spielräume innerhalb dieser 
Rahmenbedingungen können jedoch we-
sentlich besser genutzt werden, um den 
Einsatz regionaler Finanzierungsinstru-
mente zu ermöglichen.
Um Missverständnissen vorzubeugen: Regio-
nale Finanzierungsinstrumente sollen nicht 
die zentral organisierte Regelförderung 
ersetzen, sondern sie ergänzen! Es geht 
nicht um zusätzliche Mittel, sondern um 
die Umschichtung vorhandener Mittel. 
Denkbar wäre, dass rund zehn Prozent 
der öffentlichen Mittel für regionale Fi-
nanzierungsinstrumente verwendet wer-
den. Dieses Geld sollte in den Regionen 
sinnvoll vergeben werden, also nicht nur 
für Studien und Flyer. Es geht ebenfalls 
nicht um Milliardenbeträge, sondern um 
Projektvolumina in der ungefähren Grö-
ßenordnung der De-minimis-Verordnung 
– also 200.000 Euro innerhalb eines Zeit-
raums von drei Jahren. Großprojekte ins-
besondere im Bereich der Infrastruktur 
oder der einzelbetrieblichen Förderung 
sollten nach wie vor überregional finan-
ziert werden. 
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Zwei mögliche Säulen:  
Regionale Budgets und 
Regionalfonds

Die regionale Finanzierung sollte auf zwei 
Säulen basieren: auf regionalen Budgets und 
Regionalfonds. Während regionale Bud-
gets die Aufgabe hätten, durch Zuschüsse 
nicht-wirtschaftliche Projekte mit gesamt-
regionalen Zielen zu finanzieren, wären 
Regionalfonds auf wirtschaftliche Projekte 
ausgerichtet. Dazwischen lägen die teil-
rückzahlbaren Zuschüsse: Wird ein Projekt 
aus dem regionalen Budget finanziert und 
wirft Gewinne ab, so könnten diese zur 
Finanzierung weiterer Projekte verwendet 
werden. Auch wenn zunächst Zuschüsse 
ausgereicht werden, können diese am Ende 
revolvierend (rückzahlbar) sein.
Zahlreiche Modellvorhaben und Gemein-
schaftsinitiativen (z.B. Regionen Aktiv oder 
Leader), innovative Maßnahmen im Bereich 
der EU-Strukturfonds (z.B. XperRegio) 
oder sogar in der Regelförderung der EU-
Strukturfonds (z.B. die Regionalisierten 
Teilbudgets Niedersachsen, siehe S. 26-27) 
zeigen, wie eine regionale Finanzierung im 
Bereich regionaler Budgets bereits erfolg-
reich umgesetzt wird. Bei den Regional-
fonds hingegen steht die Diskussion noch 
am Anfang. Dabei wird deutlich, dass Re-
gionalfonds zwar möglich, aber mit mehr 
Voraussetzungen verknüpft sind als regio-
nale Budgets: Es werden ausreichend wirt-
schaftliche Projekte benötigt, um das Risiko 
entsprechend zu splitten und eine Rendite 
zu erwirtschaften. Daher wären für Regio-
nalfonds eher größere Gebietskulissen als 
für regionale Budgets geeignet. Die regio-
nale Leistungsfähigkeit spielt dabei die ent-
scheidende Rolle.

Regionale Leistungsfä-
higkeit entscheidet über 
Finanzierung 

Auch wenn die Wirklichkeit sehr viel kom-
plizierter ist, kann als einfache Variante ein 
System dienen, das die Regionen je nach 
ihrer Leistungsfähigkeit in drei Kategorien 
einteilt und die Finanzierung entsprechend 
gestaltet:

1. Wachstumsregion
Diese Regionen verfügen über Menschen 
mit Ideen, Wissen und Tatkraft, um ver-
marktungsfähige Produkte herstellen zu 
können – also über eine so genannte kri-
tische Masse an Akteuren. Die Regionen 
können eine Wachstumsstrategie verfol-
gen, die im Wesentlichen über revolvie-
rende (regionale) Fonds finanziert werden 
kann. Die Fonds werden durch öffentliche 
Mittel der EU-, Bundes- und Landesebene 
und private Mittel finanziert. Ergänzend 
kann ein regionales Budget eingerichtet 
werden. 

2. Ausgleichsregion
Ausgleichsregionen verfügen über Basis-
potenziale im oben angeführten Sinne. Die 
Finanzierung ihrer Entwicklung erfolgt im 
Wesentlichen über Zuschüsse aus einem 
regional verwalteten Budget. Wirtschaftli-
che Projekte können als (teil-)rückzahlbare 
Zuschüsse finanziert werden. Bei entspre-
chenden Voraussetzungen ist die Ergänzung 
durch einen Regionalfonds möglich. Durch 
die angestoßene Entwicklung besteht die 
Option, mittel- bis langfristig eine kritische 
Masse aufzubauen und zur Wachstumsregi-
on zu werden. 

3. Regionen ohne Basispotenzial 
Regionen ohne ein Basispotenzial werden 
weiterhin über die zentral abgewickelte 
Regelförderung bedient. Hiermit werden 
öffentliche Basisdienste sichergestellt. Wie 
in Ausgleichsregionen besteht auch hier die 
Option, durch eine punktuelle und gezielte 
Förderung besonderes wichtiger Projekte 
ein Basispotenzial aufzubauen und zur Aus-
gleichsregion zu werden.

Die Einteilung der Regionen in das drei-
stufige System greift nicht auf Indikatoren 
wie Bruttoinlandsprodukt, Arbeitslosigkeit 
oder Einwohnerzahlen zurück. Vielmehr 
wird die Fähigkeit einer Region zur Umset-
zung der regionalen Finanzierungsmöglich-
keiten in den Mittelpunkt gerückt. Fragen 
zur Einstufung sind entsprechend einfach 
und allgemeingültig: 
•  Gibt es ausreichend aktive Akteure, die 

sich mit ihren Ideen gemeinsam für die 
Region auf den Weg machen wollen? 

•  Gibt es ausreichend wirtschaftliche Pro-
jekte sowie öffentliche und private Kapi-
talgeber für die Einrichtung eines Regio-
nalfonds? 

•  Sind die Kapazitäten für die Abwicklung 
von regionalen Budgets und Regional-
fonds vorhanden bzw. kann die Abwick-
lung über einen entsprechenden Kapazi-
tätsaufbau gewährleistet werden? 

Ohne Finanzierungspartner-
schaften geht es nicht

Dreh- und Angelpunkt bei der Umsetzung 
regionaler Finanzierungsinstrumente sind 
die Bundesländer. Diese sind per Grundge-
setz für die Regional- und Agrarförderung 
verantwortlich und müssen überzeugt 
werden, regionale Budgets und Regional-
fonds mit EU-Mitteln zu finanzieren. Si-
cherlich gibt es hier rechtliche Bedenken, 
doch können diese ausgeräumt werden. 
Um regionale Budgets und Regionalfonds 
einzurichten, ist vor allem der politische 
Wille entscheidend.
Weitere starke Finanzierungspartner ins-
besondere für Regionalfonds sind regional 
verankerte Banken und Sparkassen sowie 
die Unternehmen in den Regionen selbst. 
Ohne deren aktive ideelle und finanzielle 
Einbindung sind Regionalfonds nicht sinn-
voll. 
Überspitzt und zusammenfassend ausge-
drückt: „Für regionale Budgets fragen Sie 
Ihr Land, für Regionalfonds Ihre Bank!“ 
Diese Partner sollten auch die zentralen 
(Mit-)Autoren regionaler Finanzierungs-
konzepte sein, auf deren Basis die inhalt-
liche Ausrichtung der zu finanzierenden 
Projekte sowie die Mittelakquisition und 
-verwaltung verbindlich und rechtlich ab-
gesichert geregelt wird. 

Der Weg führt über die EU

Wie können die Bundesländer nun dazu 
gebracht werden, regionale Budgets und 
Regionalfonds für eine integrierte Regi-
onalentwicklung einzurichten, ohne die 
Ressortzuständigkeiten oder die isolier-
te Programmierung und Umsetzung der 
unterschiedlichen EU-Fonds anzutasten? 
Im Rahmen des EU-Forschungsvorhabens 
RUFUS (www.rufus-eu.de) wurden hierzu 
unter anderem die folgenden Möglichkei-
ten entwickelt:
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Umsetzung einer EU-Gemein-
schaftsinitiative:
Die Mittel für regionale Budgets und Re-
gionalfonds werden im Rahmen der EU-
Budgetverhandlungen als so genannter 
Vorwegabzug bereitgestellt und im Rah-
men einer EU-Gemeinschaftsinitiative 
(GI) verwaltet. Wird die GI seitens der 
Länder nicht angenommen, besteht die 
Möglichkeit, diese Mittel auch direkt an 
Regionen in den Mitgliedstaaten zu ver-
geben. Die Mittel für regionale Budgets 
und Regionalfonds sind im Rahmen aller 
aktuellen Fondsverordnungen und Leitli-
nien gegenseitig deckungsfähig, das heißt 
alles, was EU-weit und national erlaubt 
ist, kann auch regional finanziert werden. 
Die Mittel der Regelförderung sind jedoch 
vorrangig zu nutzen. 

Regionale Budgets und Regional-
fonds aus der Regelförderung
In den entsprechenden EU-Fondsverord-
nungen wird definiert, dass ein Teil der 
jeweiligen Fonds zweckgebunden für re-
gionale Budgets und Regionalfonds ein-
gesetzt werden muss (ca. 10 % des jewei-
ligen EU-Fonds). Werden die regionalen 
Budgets und Regionalfonds nicht von den 

Ländern eingerichtet, fließen die EU-Mit-
tel wieder an die EU zurück. 

Geschichte(n) schreiben 

Regionalentwicklung kann wie eine Ge-
schichte betrachtet werden, die in einem 
Buch niedergeschrieben wird. Dabei ist 
die bisherige Förderung von Regionen ein 
Herausgeberwerk: Zu Beginn ein zusam-
menfassender Artikel (= die zahlreichen 
strategischen Papiere von EU, Bund und 
Ländern) und darauf folgend die Facharti-
kel der einzelnen Autoren (= die Förder-
programme der einzelnen Ministerien). Im 
Idealfall würde die zukünftige regionale 
Finanzierung ein gemeinsamer Text, eine 
gemeinsame Geschichte sein. Doch dies 
ist, wie oben angeführt, wenig realistisch: 
Zurzeit sprechen die Autoren zum Teil 
nicht einmal dieselbe Sprache. Eines ist 
aber möglich: dass die Regionen selbst ei-
nen oder mehrere Artikel über regionale 
Finanzierungsinstrumente schreiben kön-
nen – und damit ein neues Kapitel in der 
Geschichte der Förderung aufgeschlagen 
wird. 
Denken Sie bei allem, was Sie tun an die 
Menschen vor Ort.

  Mehr Informationen:
Dr. Sebastian Elbe, Florian Langguth  
SPRINT – Forschung, Evaluierung,  
Implementierung für eine  
aktive Regionalentwicklung 
Telefon: 0 61 51 / 6 67 78 01 
E-Mail: elbe@sprintconsult.de 
www.sprintconsult.de
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Es muss nicht mehr, 
aber besser werden!

 Von Isabell Friess

Ab 2014 wird sich die Förderpolitik der Europäischen Union für ländliche Räume 
ändern. Ziemlich sicher scheint schon heute, dass Deutschland weniger Geld er-
halten wird. Auf EU-, Bundes- und Länderebene wird momentan diskutiert, wie es 
weitergehen könnte. Was aber wünschen sich eigentlich die Akteure vor Ort?

Vom 2. bis 3. März 2010 fand in Würz-
burg die Veranstaltung „Vielseitige För-

derlandschaften – Was bieten EU und Bund 
für den ländlichen Raum“ statt. Dort ging 
es nicht nur darum zu zeigen, welche För-
derprogramme den Akteuren in ländlichen 
Räumen aktuell zur Verfügung stehen. Die 
230 Teilnehmer diskutierten auch, welche 
Erfahrungen sie in der jetzigen Förderpha-
se gemacht und welche Wünsche sie für die 
Zukunft haben. Die wichtigsten Ergebnisse 
der Diskussionen lassen sich in sieben For-
derungen an eine Förderpolitik ab 2014 
zusammenfassen:

1.Mehr Bottom-up

Die Konzeption der Förderpolitik verläuft 
derzeit zu sehr Top-down. Bei der Neu-
Konzeption sollten regionale Akteure stär-
ker einbezogen werden. Auch sollte hin-
terfragt werden, ob das bisherige Angebot 
wirklich passt. Stärker in die Programmie-
rung einfließen sollten die Ergebnisse und 
Empfehlungen der Evaluatoren. 

2. Mehr Verantwortung  
für die Regionen 

Die neue Förderpolitik stärker auf den tat-
sächlichen Bedarf ausrichten und mehr Platz 
für Eigenverantwortung und Kreativität ein-
räumen, das wünschen sich viele Akteure für 
die Zukunft. Echte Regionalbudgets gäben 
die Chance, vor Ort selbst zu entscheiden, 

wie die Gelder eingesetzt werden. 
Innovative Lösungen für Herausforderun-
gen im Bereich der Daseinsvorsorge könn-
ten über die Einführung von regionalem 
Risikokapital (Venture Capital) möglich 
werden. Jeder Region sollte ein separater 
Topf zur Verfügung stehen – mit dem Recht 
auf Scheitern!

3.Effizienter fördern

Je zentraler die Mittel verwaltet werden, 
desto größer werden die Reibungsverlus-
te. Regionale Akteure sollten auch bei der 
Verwaltung mehr Mitspracherechte erhal-
ten. Insgesamt sollten die Förderstruktu-
ren flexibler und freier gestaltet werden, 
damit Projekte nicht „auf das Programm 
zugeschnitten werden, auch wenn kein 
Bedarf vorhanden ist“. Ist die Förderland-
schaft effizienter, reichen auch 70 Prozent 
der jetzigen Mittel.

4. Innovative Projekte  
ermöglichen

ELER, EFRE und ESF haben viele Förder-
ziele – unter anderem, Innovationen zu 
fördern. Allerdings sollten auch die vor-
handenen Verfahrensvorschriften, etwa zur 
Kontrolle, diesen Zielen angepasst sein. 
Förderrichtlinien und Kontrollmechanis-
men müssen so gestaltet sein, dass auch 
innovative Projekte und freieres Arbeiten 
möglich sind. 

5.Gezielter fördern

Die Haushaltsmittel werden knapper. Des-
halb sollte die Verteilung der vorhandenen 
Gelder stärker konzentriert werden. Vor 
allem Regionen mit Modernisierungspo-
tenzial und dem Willen, etwas zu ändern, 
sollten Fördergelder erhalten, denn diese 
Regionen werden es mit dem richtigen An-
trieb auch schaffen, die notwendigen Kofi-
nanzierungsmittel aufzubringen. 

6. Nicht nur auf investive 
Projekte setzen!

Um eine Region fit für die Zukunft zu ma-
chen, sind auch nicht-investive Projekte 
wichtig. Deren Kosten sollten wieder för-
derfähig werden, etwa Personalkosten für 
das Projektmanagement, denn dadurch lie-
ße sich der Erfolg des Projektes und somit 
auch die Effizienz steigern. 

7. Bessere Abstimmung der 
Fördervielfalt

Das enge Zusammenspiel von Stadt und 
Land sollte in der Förderung berücksich-
tigt werden, etwa bei der Definition der 
Förderkulisse. Regionen funktionieren als 
Ganzes, die Städte können nicht ausge-
klammert werden. Hilfreich wäre auch, die 
Förderprogramme stärker zu bündeln, mit 
einem regionalen Entwicklungskonzept als 
Entscheidungsgrundlage. Auch in der Be-
willigung sollte das „Eine-Tür-Prinzip“ gel-
ten – das heißt: Eine Institution übernimmt 
die Bewilligung für alle Förderprogramme.

 Mehr Informationen:
 Isabell Friess
 Deutsche Vernetzungsstelle Ländliche Räume
 Telefon: 02 28 / 68 45 34 59
 E-Mail: isabell.friess@ble.de
 www.netzwerk-laendlicher-raum.de
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Besser koordinieren, 
  effizienter fördern

Von Kerstin Hülemeyer und Simone Schiller

Knapper werdende Haushaltsmittel zwingen dazu, Fördergelder möglichst 
optimal zu nutzen. Immer mehr EU-Mitgliedstaaten bemühen sich deshalb, 
ihre Förderprogramme zur ländlichen Entwicklung besser aufeinander ab-
zustimmen und regionale Problemlagen stärker zu berücksichtigen. Wie dies 
gelingen kann, zeigen folgende Fallbeispiele aus Deutschland und Irland.

In Europa gibt es zahlreiche Förderpro-
gramme für die ländliche Entwicklung 

(siehe S. 12-13). Allerdings zeichnen sich 
einige strukturelle Schwächen ab (siehe 
S. 20-21): Zu geringe Wirksamkeit auf der 
einen, Doppelförderung auf der anderen 
Seite. Auch werden regionale Besonder-
heiten nicht immer ausreichend berück-
sichtigt. Viele Probleme ländlicher Regio-
nen können zudem sektoral bzw. durch 
ein Förderprogramm allein nicht gelöst 
werden. Ein Weg zu einer effizienteren 
Förderstruktur besteht darin, verschie-
dene Förderprogramme aufeinander ab-
zustimmen und ressortübergreifend zu 
koordinieren. 

Beispiel  
Mecklenburg-Vorpommern

Ressorts unter einem Dach: 
Die Gemeinsame 
Verwaltungsbehörde
Schon in der Förderperiode 2000–2006 
gab es in Mecklenburg-Vorpommern (MV) 
ein gemeinsames operationelles 
Programm für ESF, EFRE und 
den Europäischen Ausrichtungs-
fonds für die Landwirtschaft 
(EAGFL/A). Federführend war 
die neu geschaffene Gemeinsa-
me Verwaltungsbehörde (GVB), 
die beim Wirtschaftsministe-
rium angesiedelt war und eine 
Koordinierungsfunktion hatte. 
Als 2005 der ELER den 
EAGFL/A ablöste, entschied 
man sich, auch in der neuen För-
derperiode 2007–2013 an einer 
GVB für alle Fonds festzuhalten. 
Im Juli 2005 verabschiedete MV 
eine gemeinsame Strategie für 
die Verwendung der Mittel aus 
dem Europäischen Landwirt-
schaftsfonds für die Entwick-
lung des Ländlichen Raums 
(ELER), dem Europäischen Sozi-

alfonds (ESF) und dem Europäischen Fonds 
für die regionale Entwicklung (EFRE). Die 
GVB siedelte man nun in der Staatskanzlei 
an, um ihre Position zu stärken.

Koordination von A bis Z
Die GVB hat unterschiedliche Koordinie-
rungsaufgaben. In der Phase der Programm-
planung unterstützt sie die zuständigen 
Ministerien bei der Ausarbeitung der jewei-
ligen Förderprogramme. Für die Förderpe-
riode 2007–2013 wurde dazu eine inter-
ministerielle Arbeitsgruppe gegründet. Auf 
diese Weise gelang es, das rein ressort- und 
fondsspezifische Denken zu öffnen und den 
Blick auf die bestehenden Bedürfnisse im 
Land zu richten. Ausgehend von den in der 
gemeinsamen Strategie festgelegten Zielen 
wurde bei den Treffen überlegt, welcher 
Fördertopf für welches Ziel am sinnvolls-
ten einzusetzen ist. So wurde beispielsweise 
beschlossen, dass die Tourismusförderung in 
Orten bis zu 10.000 Einwohnern vom ELER 
und in Orten mit über 10.000 Einwohnern 
vom EFRE getragen wird.

Die GVB unterstützt die Ministerien aber 
auch bei der Programmumsetzung und der 
konkreten Maßnahmenausgestaltung und 
sorgt dazu für weitere regelmäßige Tref-
fen der interministeriellen Arbeitsgruppe. 
Zudem koordiniert sie den Beteiligungs-
prozess und organisiert die Treffen im Be-
gleitausschuss mit den Wirtschafts- und 
Sozialpartnern (WSP), also zum Beispiel 
dem Bauernverband, Umweltverbänden, 
dem Frauenrat oder dem Städte- und Ge-
meindetag.

Positive Resonanz bei Wirt-
schafts- und Sozialpartnern 
Die WSP, die bei der Programmplanung 
intensiv beteiligt waren, begrüßen das 
abgestimmte Vorgehen und die GVB als 
gemeinsamen Schirm über den Fonds-
verwaltungen. Schließlich zählt aus ihrer 
Sicht nicht, aus welchem Topf die Förder-
mittel fließen, sondern dass das Geld zu 
möglichst optimalen Konditionen dorthin 
geht, wo es benötigt wird. Daher haben 
sie sich auch erfolgreich für einen für alle 

Ressorts unter einem Dach: die Gemeinsame Verwaltungsbehörde in Mecklenburg Vorpommern.

Regelmäßige Arbeitsgruppe
interministerielle Abstimmung von Programmplanung, -umsetzung, -evaluierung

Ministerium für Wirtschaft, 
Arbeit und Tourismus

für ESF- und EFRE-Förderung 
zuständig

Ministerium für Landwirtschaft, 
Umwelt und Verbraucherschutz

für ELER-Förderung zuständig

Andere Ministerien
 an der Umsetzung einzelner 

Maßnahmen beteiligt

Gemeinsame Strategie des Landes MV für den Einsatz der Fördermittel
berücksichtigt auch die strategischen Leitlinien der EU und die nationalen 

Strategiepläne für EFRE, ESF und ELER

Gemeinsamer Begleitausschuss
geleitet von der GVB, Mitglieder sind Vertreter der EU-Kommission, der Ministerien 

und der Wirtschafts- und Sozialpartner
begleitet Programmplanung, -umsetzung, -evaluierung

Gemeinsame Verwaltungsbehörde
koordiniert Zielabstimmung, Programmplanung, -umsetzung, -evaluierung, Beteiligungsprozess
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Im Fokus

Besser koordinieren, 
  effizienter fördern

drei Programme gleichermaßen zuständi-
gen Gemeinsamen Begleitausschuss ein-
gesetzt. Allerdings sollten die Ministerien 
aus ihrer Sicht noch integrativer denken, 
um Reibungsverluste zu verringern und 
die Förderung effizienter zu gestalten. 
Nicht zuletzt deshalb, weil Mecklenburg-
Vorpommern in der kommenden Förder-
periode seinen Status als Konvergenz-Re-
gion (ehemals Ziel-1-Region) und damit 
einen großen Teil der bisherigen EU-För-
dermittel verlieren wird.

Beispiel Irland

Integrierte Lokale 
Entwicklungsgesellschaften
Auch in Irland gibt es Bemühungen, die 
Förderung der ländlichen Räume effizien-
ter zu gestalten und Synergien zwischen 
Programmen zu nutzen. Daher wurden 
2006 auf regionaler Ebene Integrierte 
Lokale Entwicklungsgesellschaften (Inte-
grated Local Development Companies, 
ILDC) gegründet, die Projekte auf loka-
ler Ebene begleiten. Die ILDCs sind für 
unterschiedliche Förderprogramme zu-
ständig, insbesondere für die Mittel zum 
ELER-Schwerpunkt 3 (Verbesserung der 
Lebensqualität/Diversifizierung der länd-
lichen Wirtschaft), die in Irland über den 
Leader-Ansatz (ELER-Schwerpunkt 4) ein-
gesetzt werden. Weiterhin sind sie für die 
Mittel aus dem „Lokalen Programm zur 
sozialen Eingliederung“ zuständig, das von 
sozial benachteiligten Gruppen in Städten 
nun auch auf ländliche Räume ausgeweitet 
wurde.

Positive Effekte überwiegen
Zurzeit kann noch nicht beurteilt werden, 
ob die angestrebten Synergien erreicht 
werden. Doch sind bereits positive Effekte 
sichtbar: Durch die Zusammenführung der 
beiden Programme steigt die Zahl der Per-
sonen, die von den Fördermitteln profitie-
ren können. So können jetzt beispielsweise 
Arbeitslose nicht nur im Rahmen des So-
zialprogramms, sondern auch aus Leader-
Mitteln gefördert werden – etwa wenn sie 
eine Idee für eine Unternehmensgründung 
haben. Da in Irland die Mittel für Leader in 
der neuen Förderperiode fast verdreifacht, 
die Gelder zur sozialen Eingliederung auf-
grund knapper öffentlicher Mittel aber ge-
kürzt wurden, wirkt die Zusammenlegung 
auch in diesem Zusammenhang positiv. 
Ein negativer Effekt ist allerdings, dass die 
Leader-Förderung einen sehr viel höheren 
bürokratischen Aufwand mit sich bringt als 
die Förderung zur sozialen Eingliederung.

Überzeugung muss 
„von innen“ kommen
Erfahrungen in den ILDCs zeigen, dass Pro-
grammkoordinierung nicht einfach „von 
oben“ vorgegeben werden kann: Der Wille 
aller Beteiligten, gemeinsam zu arbeiten und 
integrativ zu denken, ist eine wichtige Voraus-
setzung für eine gelingende Zusammenarbeit. 
Aufgrund der unterschiedlichen Geschichte 
der Programme und der damit verbundenen 
unterschiedlichen Organisationsformen sind 
Geduld und Verständnis füreinander wichtig. 
Daran gilt es in einigen ILDCs noch weiter 
zu arbeiten. Ein integrierter Geschäftsplan 
kann dabei helfen, die Programmarbeit noch 
besser aufeinander abzustimmen.

Das A und O: 
Kommunikation und 
Austausch

Die Beispiele aus Mecklenburg-Vorpom-
mern und Irland zeigen, dass in Europa 
verschiedene Ansätze zur besseren Ab-
stimmung von Förderprogrammen bereits 
weitgehend erfolgreich umgesetzt werden. 
Deutlich wird aber auch, dass die Koordi-
nierung unterschiedlicher Politikbereiche 
nicht von heute auf morgen zu bewältigen 
ist. Die Entwicklungen brauchen Zeit, damit 
die neuen Strukturen von den Beteiligten 
mitgetragen werden. Die Kommunikation 
auf und zwischen den verschiedenen poli-
tischen Ebenen ist dabei wesentlich. Auch 
der Austausch von Regionen untereinander 
sollte weiter gefördert werden, damit diese 
gegenseitig voneinander lernen können.

Zum Weiterlesen
Dieser Artikel basiert auf Ergebnissen des EU-For-
schungsprojektes „RuDI – Analyse der mittel- und 
langfristigen Wirkungen der Förderinstrumen-
te zur ländlichen Entwicklung der Europäischen 
Union“ (2008–2010). Die vorgestellten Fallstudi-
en stehen zum Download unter www.rudi-europe.
net bereit. Die Ergebnisse des Projektes werden 
außerdem am 16.09.2010 in einem Workshop in 
Frankfurt/Main vorgestellt (siehe S. 51).

 Mehr Informationen:
 Kerstin Hülemeyer, Simone Schiller
 Institut für Ländliche Strukturforschung
 Telefon: 0 69 / 77 50 02
 E-Mail: huelemeyer@ifls.de, schiller@ifls.de
 www.ifls.de

Durch die Einführung der Integrierten lokalen Entwicklungsgesellschaften in Irland können nun in einer 
Region Stadt und Land aus einer Hand unterstützt werden.
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Gemeinsame Strategie des Landes MV für den Einsatz der Fördermittel
berücksichtigt auch die strategischen Leitlinien der EU und die nationalen 

Strategiepläne für EFRE, ESF und ELER
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Regionalisierte Teilbudgets: 
mehr Verantwortung für 
Niedersachsens Kommunen

Von Stefan Hartke

Bei der Aufstellung der EU-Programme 2007-2013 war es ein wesentliches Ziel 
Niedersachsens, die Handlungsspielräume der Kommunen zu erweitern und eine 
sinnvolle Arbeitsteilung von Land und Kommunen zu erreichen. Zu diesem Zweck 
wurden „Regionalisierte Teilbudgets“ eingeführt. Für die beteiligten Akteure hat 
sich die Maßnahme als Erfolg erwiesen. Eine Bilanz.

Die politischen Vertreter der kreisfreien 
Städte und der Landkreise in Nieder-

sachsen forderten bereits 1996 eine Betei-
ligung an der Strukturpolitik des Landes; 
seit 2004 setzen sie sich für eine Verwal-
tungsübertragung für EFRE-Mittel in Form 
von Globalzuschüssen (Art. 42 Allgem. 
Strukturverordnung der EU) ein. Das Land 

befürchtete Steuerungsprobleme und wi-
dersprach dieser Forderung, wollte die 
grundsätzlichen Überlegungen hierzu 
aber berücksichtigen. In einer eigens 
eingerichteten Arbeitsgruppe mit 
breiter kommunaler Beteiligung und 
unter Leitung des Wirtschaftsmi-
nisteriums Niedersachsens (MW) 
wurde letztlich das Modell der Re-
gionalisierten Teilbudgets (RTBs) 
entwickelt (siehe Kasten). 

Große Erwartungen

Die Landkreise, kreisfreien Städte 
und kommunalen Spitzenverbände 

hatten große Erwartungen an das Inst-
rument. Sie erhofften sich insbesondere, 

durch die Erweiterung des eigenen Hand-
lungsspielraums Wirtschaftsförderungszie-
le selbst und vor Ort effektiver umsetzen 
und neue unternehmerische Zielgruppen 
erschließen zu können. 
Das MW erhoffte sich durch die stärker 
an regionalen Problemlagen ausgerichtete 
Förderung eine höhere Qualität der um-
gesetzten Projekte, größere Arbeitsplatz-
effekte und damit starke regionalökono-
mische Impulse. Ein weiteres Ziel war es, 
den Landeshaushalt zu entlasten. Dieser 
war durch die Kofinanzierung der in der 
Förderperiode 2007-2013 stark erhöhten 
EFRE-Mittel besonders belastetet. 

Förderung von KMU an 
erster Stelle

Die Kommunen verteilen die RTB-Mittel 
entsprechend ihrer Bedürfnisse auf die 

drei EFRE-Schwerpunkte; dabei haben sie 
sich an der Empfehlung des Landes orien-
tiert: Zwei Drittel sind für die Förderung 
kleiner und mittelständischer Unterneh-
men – KMU – (Schwerpunkt 1) und je-
weils ein Drittel für Innovationsprojekte 
(Schwerpunkt 2) und Infrastrukturprojekte 
(Schwerpunkt 3) vorgesehen. Somit liegt 
der kommunale Förderschwerpunkt in der 
Förderung von KMU. Dabei handelt es sich 
um ein zweistufiges System mit folgenden 
Komponenten:

Auf Landesebene gibt es die so genann-
te „Rahmenregelung des Landes Nieder-
sachsen zur Förderung kleiner und mitt-
lerer Unternehmen aus dem Europäischen 
Fonds für Regionale Entwicklung“, die der 
EU-Kommission angezeigt wurde. Sie gibt 
zwei Zuwendungszwecke vor: 
1)  Arbeitsplatzschaffende und -sichernde 

Investitionen; 
2)  Nicht-investive, im weiteren Sinne inves-

titionsvorbereitende Maßnahmen, die 
speziell auf KMU abgestimmt sind; hinzu 
kommen innovative Dienstleistungen. 

Die Regionen stellen unter Beachtung 
dieser Rahmenregelung in Abstimmung 
mit den Landkreisen und kreisangehörigen 
Städten und Gemeinden eigene kommuna-
le Förderrichtlinien auf. Dabei können die 
Landkreise den Schwerpunkt auf für sie 
bedeutende Wirtschaftsbereiche und Ziel-
gruppen legen und auf diese Weise regio-
nale Kompetenzen stärken. Auf Basis dieser 
kommunalen Richtlinien vergibt die NBank 
– die Landesförderbank von Niedersach-
sen – als Bewilligungsstelle dann Budgets 
an die Kommunen.
Die Kommunen dürfen nach Rahmenre-
gelung des Landes bis zu 25 Prozent des 
Finanzvolumens ihres KMU-Programms 
(EFRE-Mittel einschließlich kommunaler 
Kofinanzierung) für nicht-investive, im wei-
teren Sinne investitionsvorbereitende Vor-
haben einsetzen.
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Hohe Verantwortung 
für die Kommunen

Die Verantwortung der Kommunen für 
den Schwerpunkt 1 des EFRE – zu der die 
KMU-Förderung zählt – ist hoch: Die kom-
munalen Träger der Förderung (in der Re-
gel die Wirtschaftsförderung) stellen eigene 
Förderkriterien auf, setzen die Mindestbe-
träge und Höchstförderbeträge innerhalb 
der beihilferechtlichen Höchstgrenzen fest 
und planen die Mittel ein; sie entscheiden 
über die Förderung der Unternehmen als 
Endempfänger, bewilligen die Förderung 
und sind für die Mittelverwendungsprüfung 
zuständig. Auch erstellen sie einen Bericht 
über die Einplanungen, Bewilligungen und 
den Mittelabfluss. Dieser dient der Ver-
waltungsbehörde, den Prüfstellen und der 
Bescheinigungsbehörde dazu, die zentrale 
Mittelverwaltung sicherzustellen. 

Was ändert sich für 
Unternehmer?

Auch für die Unternehmen selbst ergeben 
sich im Vergleich zur Förderung über die 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur“ (GRW) 
Unterschiede: So betragen die Zuschüsse 
über kommunale Förderung pro neuem 
Arbeitsplatz rund 9.000 Euro, über die 
GRW sind es über 20.000 Euro. Der Zu-
schuss für nicht-investive Maßnahmen liegt 
in der Regel zwischen 10.000 und 50.000 
Euro; die maximale Fördersumme beträgt 
bei der Hälfte der 47 Kreise/kreisfreien 

Städte 75.000 Euro. Die fördertechnischen 
Anforderungen an die Antragsteller sind 
ebenfalls geringer. In Abgrenzung zur GRW 
erfasst die kommunale KMU-Förderung 
neben dem produzierenden Gewerbe ins-
besondere auch Handel, Dienstleistungen 
und Handwerksbetriebe und ist flächende-
ckend ausgestaltet.

Positive Beurteilung, 
unsichere Zukunft

Die Förderung von KMU über Regiona-
lisierte Teilbudgets durch die kreisfreien 
Städte und Landkreise ist ein erstmaliger 
flächendeckender Einstieg der Kommunen 
in eine regionalpolitisch integrierte Mit-
telstandsförderung. Die Erwartungen des 
MW und der Kommunen haben sich bisher 
größtenteils erfüllt. So konnte die KMU-
Förderung der vorangegangenen Förderpe-
riode landesweit mit etwa dem zehnfachen 
Finanzvolumen weiterentwickelt und fort-
gesetzt werden. Insgesamt werden bis 2013 
schätzungsweise 5.500 Förderfälle mit 132 
Millionen Euro gefördert. Hierdurch wer-
den Neuinvestitionen im Wert von 1,278 
Milliarden Euro, 14.730 neue und 38.000 
gesicherte Arbeitsplätze erwartet. Für die 
Kommunen bietet die intensive Vor-Ort-
Betreuung der „Kunden“ zudem die Mög-
lichkeit, unterschiedliche Aufgabenbereiche 
der Wirtschaftsförderung miteinander zu 
verknüpfen. Nach ersten Verlautbarungen 
der EU-Kommission zur Strategie 2020 ist 
die Fortführung dieses Fördersystem ab 
2014 jedoch unsicher. 

Die „Regionalisierten Teilbudgets“
Die „Regionalisierten Teilbudgets“ (RTBs) in Nieder-
sachsen, die im Rahmen des Europäischen Fonds für 
Regionale Entwicklung (EFRE) ausgereicht werden, 
sind ein Ansatz zur Stärkung insbesondere ländlicher 
Räume, bei dem keine originären Landesmittel gebun-
den werden. Prinzip ist die Verlagerung der Kompe-
tenzen zur Förderung klein- und mittelständischer 
Unternehmen (KMU) von der Landesebene (Ge-
meinschaftsaufgabe Regionale Wirtschaftsstruktur = 
GRW) direkt auf die Landkreise und kreisfreien Städ-
te. Das System ist für die Kommunen freiwillig, das 
nationale und europäische Förderrecht gilt weiterhin. 
Die Projektförderung erfolgt als nicht-rückzahlbarer 
Zuschuss in Form einer Anteilsfinanzierung. Der Ein-
satz der RTBs wurde den Kommunen in Niedersach-
sen erstmals mit der Förderperiode 2000-2006/08 
ermöglicht und 2007-2013 auf das ganze Land aus-
geweitet.

Mittelverteilung
Auf die RTBs entfällt insgesamt eine Summe von rund 
130 Mio. €, wovon 90 Mio. € dem RWB-Gebiet (Re-
gionale Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung = 
Ziel 2) und 41 Mio. € dem Konvergenzgebiet (Ziel 1) 
zugeordnet werden. Dabei stehen jedem Landkreis/
jeder kreisfreien Stadt im RWB-Gebiet EU-Mittel in 
Höhe von 2,5 Mio. € (Region Hannover: 5 Mio. €) und 
jedem Landkreis im Konvergenzgebiet in Höhe von 
3,75 Mio. € zur Verfügung. Zusammen mit der not-
wendigen kommunalen Kofinanzierung (RWB: max. 
50 %; Konvergenz: max. 25 %) ergibt sich jeweils ein 
Programmvolumen von 5 Mio. € je Kreis/kreisfreier 
Stadt. Ländliche und schwächere Landkreise (Konver-
genzgebiete) werden damit insgesamt stärker unter-
stützt.

Zum Weiterlesen
Dieser Beitrag basiert auf der vom niedersächsischen 
Wirtschaftsministerium in Auftrag gegebenen EFRE-
Begleitforschung des Landes Niedersachsen. Die ent-
sprechenden Berichte können über den Autor ange-
fordert werden.

 Mehr Informationen:
 Prof. Dr. Stefan Hartke
 Niedersächsisches Ministerium für Wirtschaft, 
 Arbeit und Verkehr
 Telefon: 05 11 / 1 20 56 08
 E-Mail: stefan.hartke@mw.niedersachsen.de
 www.mw.niedersachsen.de
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Abb.1: Konstrukt der Regionalisierten Teilbudgets EFRE Niedersachsen
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Sozialarbeit – auch für die 
Landwirtschaft ein Thema!

Von Veronika Aschberger

Den Begriff Sozialarbeit verbindet man in erster Linie mit benachteiligten 
Jugendlichen und sozial schwachen Familien in Großstädten. Im landwirt-
schaftlichen Umfeld hingegen „braucht man so etwas nicht“, so die gängige 
Meinung. Ein Trugschluss, wie das Beispiel des Psychosozialen Netzwerkes der 
Landwirtschaftlichen Sozialversicherung Niederbayern/Oberpfalz zeigt.

„Ich war kurz davor, Selbstmord zu be-
gehen.“ Nach einem schweren Unfall mit 
dem Schlepper waren die Schuldgefühle 
von Landwirt S. so stark, dass er noch im 
Klinikum daran dachte, sich das Leben zu 
nehmen. Auch nach seiner körperlichen 
Gesundung hatte er mit seelischen Verlet-
zungen zu kämpfen. Nur mit professioneller 
Hilfe bekommt er diese Seelenverletzung 
langsam wieder in den Griff – entgegen 
seiner ursprünglichen Überzeugung. Sein 
Resümee: „Niemand sollte sich scheuen, 
Hilfe in Anspruch zu nehmen, wenn er sie 
braucht.

Sozialer Druck in der Land-
wirtschaft besonders groß

Das Gefühl, sich eine Blöße zu geben und 
von Nachbarn für unfähig gehalten zu 
werden, verleitet Menschen häufig dazu, 

eigene emotionale Belange auszublenden. 
Lieber werden gesundheitliche Folgen in 
Kauf genommen. Doch gerade in der Land-
wirtschaft wirken sich Belastungssituati-
onen sehr schnell negativ auf Familie und 
Betrieb aus. Solche Belastungssituationen 
können neben Unfällen und Krankheiten 
auch die Versorgung von pflegebedürftigen 
Eltern, Erschöpfung wegen Überarbeitung 
und Stress, Probleme in der Partnerschaft 
und bei der Erziehung, materielle und wirt-
schaftliche Sorgen, Generationenprobleme 
und die Hofübergabe sein. Professionelle 
Hilfe, bei der alle Aspekte des Alltags be-
trachtet werden, ist im landwirtschaftli-
chen Umfeld mit seiner engen Verknüpfung 
von Privatleben und Beruf besonders wich-
tig. Dabei kommt es, wie das Beispiel von 
Landwirt S. zeigt, darauf an, gefährdete Per-
sonen rechtzeitig an die Hand zu nehmen, 
um ihnen die notwendige Hilfe zu geben. 

Psychosoziales Netzwerk: 
NotfallhelferInnen 
als Vertrauensperson

Dies hat auch die Land- und forstwirtschaft-
liche Sozialversicherung Niederbayern/
Oberpfalz und Schwaben (LSV NOS; sie-
he Kasten) erkannt und das Psychosoziale 
Netzwerk (PSN) ins Leben gerufen. Es hat 
zum Ziel, neben den LSV-Mitarbeitern auch 
Freiwillige aus der landwirtschaftlichen Be-
völkerung zu schulen, damit sie besonders 
belastete Personen ansprechen und ihnen 
Unterstützung anbieten. Diese ehrenamtlich 
arbeitenden NotfallhelferInnen sollen die 
traumatisierten Personen nicht therapieren, 
sondern sie erkennen und auf sie zugehen. 
Das nötige Rüstzeug hierfür wird ihnen von 
Sozialarbeitern und Psychologen vermittelt. 
Die LSV-Mitarbeiter mit ihrem großem 
Wissen über die verschiedenen Sozialversi-
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Ein Unfall ist auch in der Landwirtschaft schnell geschehen, die psychischen Folgen werden aber von allen Beteiligten oft unterschätzt.



Aus der Praxis

cherungsbereiche und ihrer hohen sozialen 
Kompetenz nehmen die Betroffenen dann 
an die Hand und führen sie wie ein Lotse 
durch das LSV-System. Wo die Versicherung 
mit ihren Leistungen an ihre Grenzen stößt, 
werden die Betroffenen über Netzwerke 
mit professionellen externen Einrichtungen 
in Verbindung gebracht. 

Auch HelferInnen 
brauchen Hilfe

Genauso wichtig wie für die Betroffenen 
und ihre Angehörigen selbst ist „Psychohy-
giene“ für die NotfallhelferInnen. Ein Bei-
spiel: Beim Transport von Baumstämmen 
überrollte ein Baumstamm einen jungen 
Landwirt, der zwei Tage später verstarb. Der 
an dem Unfall beteiligte Vater  macht sich 
seither große Selbstvorwürfe. Er und seine 
Frau isolierten sich zusehends von ihren 
Freunden und Nachbarn. Einer Notfallhel-
ferin gelang es jedoch, die Familie im Laufe 
der Zeit aus ihrer Isolation herauszuführen. 
Zwar wurde sie in ihrem Engagement von 
ihrem Ehemann tatkräftig unterstützt, doch 
war ihr der Erfahrungsaustausch mit ande-
ren NotfallhelferInnen besonders wichtig. 
Dieser verschaffte ihr Selbstsicherheit im 
Umgang mit den Betroffenen. Aus diesem 
Grund vermittelt die LSV den ehrenamtli-
chen NotfallhelferInnen nicht nur für die ei-
gentliche Schulung, sondern auch zur laufen-
den Unterstützung ihrer Arbeit den Kontakt 
zu professionellen HelferInnen, zum Beispiel 
SozialarbeiterInnen und PsychologInnen.

Verbesserungspotenzial 
nutzen!

Das Psychosoziale Netzwerk ist ein am-
bitioniertes Projekt und kann Vorbild und 
Modell für andere Sozialversicherungen 
in Deutschland sein; es handelt sich nach 
Wissen der Autorin um das erste Pro-
jekt in diesem Umfang in der deutschen 
Sozialversicherung. Es ist auch auf andere 
Lebensbereiche und Organisationen über-
tragbar. Die Handlungsfelder können aber 
noch optimiert werden. So könnten zum 
Beispiel die Vernetzung und die Zusam-
menarbeit mit anderen Stellen und Ein-
richtungen ausgebaut, die Kommunikation 
und gegenseitige Information verbessert 
und Richtlinien für Kommunikation und 
Dokumentation erstellt werden. Die Lot-
senfunktion ist eine Grundvoraussetzung 
für funktionierendes Fallmanagement. 
Dazu braucht es engagiertes, kompetentes 
Personal und klar geregelte Kompetenzen. 
Eine einheitliche Notrufhotline – vergleich-
bar mit dem Notruf der Telefonseelsorge 
– könnte die Effektivität des Alarmierungs-
systems unterstützen.

Fazit: 
Mehr Lebensqualität für alle

Das Psychosoziale Netzwerk trägt zur 
Steigerung der Lebensqualität im länd-
lichen Raum bei. Es ermöglicht gerade in 
ländlich geprägten Gegenden, traumati-
sierten Menschen rechtzeitig die für sie 

LSV NOS: 
Vielfältige soziale Leistungen
Ziel der Land- und forstwirtschaftlichen So-
zialversicherung Niederbayern/Oberpfalz und 
Schwaben ist es, den in der Land- und Forst-
wirtschaft tätigen Menschen einen umfassenden 
Schutz zu gewähren. Sie bietet Dienstleistungen 
in der Unfallversicherung, Kranken- und Pflege-
versicherung sowie in der Alterssicherung an. 
Regional ist sie für die Regierungsbezirke Nie-
derbayern, Oberpfalz und Schwaben zuständig. 
Dabei werden die Aktivitäten an den Präventi-
onszielen ausgerichtet. So hat die Versicherung 
in der Aktion „55plus“ Bäuerinnen, Landwirte 
und deren Familien befragt, um eine gesicherte 
Datengrundlage für ein Kundenprofil zu erwer-
ben. Auf dieser Basis wurden und werden ver-
schiedene Produkte entwickelt, zum Beispiel das 
„Gesundheitsangebot für Hofübergeber“, das 
Produkt „Personen in belasteten Situationen 
– eine Trainings- und Erholungswoche für pfle-
gende Angehörige“ (PibS) und das Psychosoziale 
Netzwerk (PSN). 

Zum Weiterlesen
Die Diplomarbeit, auf der dieser Beitrag basiert, 
wurde 2009 an der Katholischen Universität 
Eichstätt, Fakultät für Soziale Arbeit eingereicht. 
Sie kann bei der Autorin gegen eine Schutzge-
bühr von 15 € als PDF-Datei bestellt werden. 
Informationen zum Psychosozialen Netzwerk 
gibt es unter www.lsv.de/nos > aktuell > Projekte.

 Mehr Informationen:
 Veronika Aschberger
 Telefon: 0 81 37 / 88 89
 E-Mail: veronika.aschberger@web.de 

 Sieglinde Schreiner
 Alfred Weisz
 LSV NOS
 Telefon: 08 71 / 69 63 68; -4 20
 E-Mail:  sieglinde.schreiner@landshut.lsv.de; 
 alfred.weisz@landshut.lsv.de
 www.lsv.de/nos

passenden Einrichtungen unseres Sozial-
wesens zugänglich zu machen. Dabei sind 
die ehrenamtliche Arbeit der Notfallhel-
ferInnen, aber auch die Zusammenarbeit 
zwischen professionellen und nichtprofes-
sionellen Helfern Schlüssel für den Erfolg 
des Netzwerkes. Die Zukunftschancen des 
Netzwerks sind gut: Durch das bürger-
schaftliche Engagement können die Men-
schen neben dem Nutzen, den sie für an-
dere erbringen, auch Nutzen für sich selbst 
gewinnen, indem sie Kompetenzen erlan-
gen und Anerkennung erfahren. Gerade in 
der heutigen Zeit bietet das bürgerschaftli-
che Engagement, wie es im Psychosozialen 
Netzwerk der LSV NOS gelebt wird, eine 
Chance für eine solidarische Gesellschaft. 
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Auf einem Seminar der Land- und forstwirtschaftlichen Sozialversicherung
Niederbayern/Oberpfalz und Schwaben zur Ausbildung von Notfallhelferinnen.
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Zu Hause alt werden: 
interkommunale Zusammenarbeit 
macht’s möglich

Von Klaus Zeitler und Waltraud Lobenhofer

Vor allem ländliche Kommunen sind immer stärker von Überalterung betrof-
fen. Seniorenwohnheime und Pflegeeinrichtungen sind eine, aber längst nicht 
die einzige Maßnahme, um dieser Entwicklung zu begegnen. Neun bayerische 
Kommunen haben sich zusammengeschlossen, um alternative Lösungen zu 
finden – mit Erfolg.

„Es kommt nicht darauf an, die Zukunft vo-
rauszusagen, sondern darauf, auf sie vorbe-
reitet zu sein“ (Perikles). Auch wenn einige 
Kommunen immer noch auf Wachstum 
und Zuwanderung setzen können, sehen 
sich immer mehr Gemeinden schon heute 
mit Stagnations- und Schrumpfungsprozes-
sen konfrontiert. Beide – Wachstums- und 
Schrumpfungsgemeinden – müssen sich 
mit einer starken Zunahme der Alters-
gruppen über 60 Jahre auseinandersetzen. 
Vor allem für den ländlichen Raum bietet 
sich zur Bewältigung der Herausforderung 
„älter werdende Bevölkerung“ zunehmend 
die interkommunale Zusammenarbeit an. 

Bayern macht vor, 
wie es geht

Unter dem Motto „Eine Region stellt sich 
dem demografischen Wandel“ haben sich 
neun Kommunen im Oberpfälzer Landkreis 
Amberg-Sulzbach in der Arbeitsgemein-
schaft Obere Vils-Ehenbach – AOVE GmbH 
– zusammengeschlossen (siehe Kasten). 
Gemeinsam wollen sie Lösungsansätze 

zur Bewältigung des demografischen Wan-
dels finden, die über die Standardlösungen 
„Seniorenheim“ und „Pflegeeinrichtung“ 
hinausgehen. Ihr Projekt „Alt werden zu 
Hause“ zeigt anschaulich, wie durch inter-
kommunale Zusammenarbeit Synergien 
entstehen und wie – im Vorpflegebereich 
– ein selbstbestimmtes Leben in den eige-
nen vier Wänden auch im ländlichen Raum 
ermöglicht werden kann. Nach einer ein-
jährigen Modellphase (November 2007 bis 
Oktober 2008), die durch das Bayerische 
Staatsministerium für Arbeit und Sozial-
ordnung, Familie und Frauen gefördert 
wurde, wird das Projekt seit Ende 2008 
über die AOVE GmbH, also von den Kom-
munen, finanziert. 

Koordinationsstelle: 
beraten, unterstützen, 
vernetzen

Koordination und Vernetzung sind im inter-
kommunalen Dialog der Schlüssel für eine 
effektive und effiziente Versorgung der Se-
nioren. In der AOVE-Region ist hierfür die 

Koordinationsstelle „Alt werden zu Hau-
se“ zuständig. Eine unabhängige Fachkraft 
kümmert sich hier um Beratungsangebote 
für Betroffene und Angehörige, um die Ko-
ordination und Vermittlung von Betreu-
ungs- und Versorgungsangeboten sowie die 
Organisation von Veranstaltungen. Ziel ist 
unter anderem, die sozialen Kontakte der 
Senioren und Seniorinnen aufrechtzuerhal-
ten und zu erweitern. 
Im Kernbereich des Projekts, der eigent-
lichen Beratung, wird gemeinsam mit den 
Senioren und ihren Angehörigen der Un-
terstützungsbedarf ermittelt. Dabei sind 
als Kooperationspartner sowohl exter-
ne Dienstleister als auch andere (privat-
wirtschaftliche) Betreuungseinrichtungen 
sowie die Krankenhäuser beteiligt. Die 
Durchführung von Schulungen für Be-
troffene gehört ebenso zum Angebot der 
Koordinationsstelle wie die Auswertung 
und gegebenenfalls die Nachsteuerung ge-
troffener Maßnahmen gemeinsam mit den 
Senioren und deren Angehörigen. Die Ko-
ordinationsstelle ist an die Geschäftsstelle 
der AOVE GmbH gekoppelt.
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Ehrenamtliche Hilfe 
für den Alltag

Der Erfolg des Projektes beruht zu einem 
großen Teil auf dem Engagement der über 
20 ehrenamtlich arbeitenden „Alltagsbe-
gleiter“, die für ihre Aufgabe in Koope-
ration mit der gerontopsychiatrischen 
Beratungsstelle Amberg speziell geschult 
wurden. Einmal wöchentlich besuchen sie 
die Senioren – mit dem Ziel, die körperli-
chen und kognitiven Fähigkeiten ihrer Kli-
enten zu erhalten und ihnen auf diese Wei-
se ein selbstbestimmtes Leben zu Hause zu 
ermöglichen. Geistiges Training, körperliche 
Bewegung und soziale Kontakte stehen im 
Mittelpunkt dieser Besuchsdienste. Perso-
nell wird das Projekt außerdem durch eine 
Krankenschwester in Teilzeit getragen.
Auf Wunsch kann mit der Koordinations-
stelle auch ein Betreuungsvertrag abge-
schlossen werden. Dieser beinhaltet neben 
den Besuchsdiensten durch die Alltagsbe-
gleiter auch die regelmäßige Betreuung der 
Klienten und ihrer Angehörigen durch die 
Koordinationsstelle sowie die Teilnahme an 
verschiedenen Veranstaltungen. 

Anerkannt – auch von den 
Krankenkassen

Neben der Arbeit der ehrenamtlichen 
Alltagsbegleiter hat auch das gut funkti-
onierende Netzwerk verschiedener Or-
ganisationen aus der Seniorenarbeit, den 
Sozialstationen, Seniorenheimen und re-
gionalen Dienstleistern maßgeblich zum 
Erfolg des Projektes beigetragen. In den 
über zwei Jahren Projektlaufzeit konnten 
mittlerweile mehr als 20 Beratungsverträ-
ge abgeschlossen und eine Anerkennung 
der Beratungsleistungen bei den örtlichen 
Krankenkassen erreicht werden. 

Erfolgsfaktoren 
In einem ersten Resümee lassen sich folgende Erfolgsfaktoren für die interkommu-
nale Zusammenarbeit in diesem Bereich festmachen: 
•  Der Verbund stärkt die Kommunen. Durch eine breite Akteursbasis kann eine gro-

ße Auswahl an unterschiedlichen Dienstleistungen angeboten werden. 
•  Interkommunale Projekte müssen auf die spezifische Situation der Region und des 

Anlasses zugeschnitten sein. Die Herausforderungen hängen von der räumlichen 
Ausgangssituation, der demografischen Lage, den inhaltlich-politischen Prioritäten 
sowie der erfolgreichen Sensibilisierung der Entscheidungs- und Handlungsträger 
ab. Unabdingbar für den Erfolg eines Projekts sind deshalb die genaue Analyse der 
Ist-Situation und die frühzeitige Einbindung der Wohlfahrtsverbände und professi-
onellen Dienstleister. 

•  Nach der Problemwahrnehmung und der formalen Anerkennung der Handlungs-
notwendigkeit (Beschluss in den Gemeinderäten) sollte der Schwerpunkt zunächst 
auf die organisatorische und betriebswirtschaftliche Optimierung eines einzelnen 
Projektbausteins gelegt werden. Erst dann kann die sektoren- und institutionen-
übergreifende Vernetzung angegangen werden. 

•  Ohne ehrenamtliche Alltagsbegleiter wäre das Projekt nicht realisierbar.
•  Je stärker ein Projekt auf bestimmte Alters- bzw. Bevölkerungsgruppen zugeschnit-

ten ist, desto höher ist die Chance auf Unterstützung, da Beteiligungsprozesse 
durch direkte „Betroffenheit“ gefördert werden. 

•  Es gibt keine „ideale“ (formale) Kooperationsform oder Akteurskonstellation. Un-
abdingbar sind aber ein Mindestmaß an Verbindlichkeit und die Kombination von 
Top-down- und Bottom-up-Elementen.

•  Informations- und Beratungsleistungen sind wichtig für die Sensibilisierung von Ent-
scheidungsträgern, damit sich diese den neuen Aufgabenstellungen und Problemlö-
sungen gegenüber offen zeigen. Durch externe Beratung und unter Vermittlung von 
guten Beispielen können häufig bessere Ergebnisse erzielt werden. Ohne externe 
Unterstützung können meist nur starke Regionen, in denen sowohl die notwendi-
ge Finanzkraft als auch das entsprechende „kreative Milieu“  vorhanden sind, den 
hohen Informations-, Kommunikations- und Beratungsbedarf leisten.

Die Arbeitsgemeinschaft Obere Vils-Ehenbach 
Die Arbeitsgemeinschaft Obere Vils-Ehenbach – AOVE GmbH – ist ein Zusammen-

schluss der Kommunen Edelsfeld, Freihung, Freudenberg, Gebenbach, Hahn-
bach, Hirschau, Poppenricht, Schnaittenbach und Vilseck. Sowohl von der 

Einwohnerzahl (35.000) als auch von der Größe her steht sie für etwa ein 
Drittel des Landkreises Amberg-Sulzbach/Oberpfalz/Bayern. Als Grund-
lage der Kooperation dient ein Integriertes Ländliches Entwicklungskon-
zept (ILEK). Die Umsetzungsbegleitung für das Projekt wird über das 
Amt für Ländliche Entwicklung Oberpfalz mitfinanziert. 

 Mehr Informationen:
 Arbeitsgemeinschaft Obere Vils-Ehenbach – 
 Gesellschaft für regionale Entwicklung mbH
 Waltraud Lobenhofer
 Telefon: 0 96 64 / 95 24 67 
 E-Mail: info@aove.de
 www.aove.de; www.altwerdenzuhause.de

Gemeinsam singen und feiern: Im Kräutergarten in Schnaittenbach feiern Alltagsbegleiter, 
Klienten und Bürgermeister gemeinsam ihr Sommerfest.
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Zusammen macht’s mehr Spaß: Unter dem 
bundesweiten Motto „3.000 Schritte extra“ sind 
regelmäßige Spaziergänge Teil des 
Besuchsprogramms. 
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 Von Ulla Klapproth

Welche Früchte die Verbindung von ehrenamtlichem Engagement und professi-
oneller Sozialarbeit tragen kann, zeigt der Verein Treffpunkt e.V.: Seit knapp 21 
Jahren sorgt er mit seiner Fülle von Angeboten dafür, dass Ausgrenzung im nieder-
sächsischen Gillersheim zum Fremdwort geworden ist.

Wo ein Handicap 
  kein Handicap ist

Angebote für Kinder, Jugendliche und 
Erwachsene mit und ohne Handicaps 

zu schaffen, schrieben sich 1989 engagier-
te Bürger und Bürgerinnen aus dem nie-
dersächsischen Ort Gillersheim auf ihre 
Fahnen. Mit der Gründung ihres Vereins 
Treffpunkt e.V. wollten sie Kindern und 
Jugendlichen einen Raum geben, die durch 
die Raster des (ansonsten vorhandenen) 
Vereinslebens fallen. Entwickelt werden 
sollten Angebote mit integrativem Charak-
ter, um insbesondere Menschen mit Han-
dicaps einzubinden. Die Arbeit zeichnet 
sich dadurch aus, dass der Verein ehren-
amtliches Engagement mit professioneller 
Sozialarbeit aus dem Ort und für den Ort 
verbindet. Mittlerweile hat der Verein 115 
Mitglieder; die Vereinsführung arbeitet eng 
mit anderen lokalen und regionalen Verei-
nen und Organisationen zusammen.

Breite Angebotspalette 
für Jugendliche 
und Behinderte

Das Angebotsspektrum ist umfangreich. In 
der Kinder- und Jugendbetreuung gibt es 
zum Beispiel eine Soziale Gruppe (dreimal 
wöchentlich für 6-14-Jährige), Kochen für 
Kids (einmal monatlich) und eine Mäuse-
gruppe (einmal monatlich). Auch organi-
sierte Freizeiten, ein Ferienprogramm, ein 
Dienst zur Entlastung von Familien sowie 
Betreuungs- und Familienhilfe werden an-
geboten, außerdem eine integrative Sport-
gruppe, integrative Jugendbildungsmaßnah-
men sowie der Workshop „Schlagfertig 
reagieren auf dem Schulhof“. Das neue An-
gebot „Seeigel“, eine Freizeit für Kinder, die 
mit der Teilnahme an größeren Gruppen 
überfordert sind, hat 2009 den Jugendpreis 
des Landkreises Northeim gewonnen.

Für Menschen mit Behinderung bietet der 
Verein ambulante Betreuung, Aktionsgrup-
pen und Freizeiten, einen mobilen sozialen 
Hilfsdienst (auch für Senioren), ambulant 
betreute Wohngemeinschaften sowie Ur-
laubs- und Verhinderungspflege an. Zwei-

mal wöchentlich können Teilnehmer der 
ambulanten Betreuung beim Mitarbeiter-
mittagstisch (MIMI) unter Anleitung kochen. 
Dieses Angebot ist offen für alle Interessier-
ten aus dem Dorf. Einmal pro Monat wird 
für den gesamten Ort das integrative „Café 
Treffpunkt“ gestaltet.

Bildungsurlaube für 
Menschen mit Behinderung 

Ein besonderer Schwerpunkt sind die 
Bildungsurlaube für Menschen mit Behin-
derung. Im Jahr 1991 wurde auf Initiative 
des niedersächsischen Behindertenbe-
auftragen Karl Finke das Erwachsenen-
bildungsgesetz geändert. Seitdem haben 
auch Menschen, die in einer Werkstatt für 
behinderte Menschen arbeiten, Anspruch 
auf fünf Tage Bildungsurlaub pro Jahr. 
Der Verein Treffpunkt e.V. führt seitdem 

in Kooperation mit dem Bildungswerk 
der Gewerkschaft ver.di fünf bis sechs 
Bildungsurlaube pro Jahr durch. Die 
Themen werden zusammen mit den Teil-
nehmenden erarbeitet und reichen von 
„Kuren in Wesselburen“ über „Zu Gast 
bei Goethe und Schiller in Weimar“ bis 
zu „Wie leben behinderte Menschen in 
Frankreich?“ Aus dem zuletzt genannten 
Bildungsurlaub, der zudem bereits zwei-
mal mit einer Jugendleiterfortbildung 
verknüpft war, hat sich mittlerweile eine 
informelle Partnerschaft mit dem franzö-
sischen Verein „Béthanie“ im Départe-
ment Ardèche entwickelt. 
Wer an einem Bildungsurlaub teilnimmt, 
muss einen Eigenanteil beisteuern, der 
sich nach den jeweiligen finanziellen 
Möglichkeiten richtet. Bei wirtschaftli-
cher Benachteiligung können Zuschüsse 
beim Sozialamt beantragt werden.
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Stiftung sorgt für 
Nachhaltigkeit

Die Projekte des Vereins Treffpunkt e.V. 
lassen sich nur über Mischkalkulationen 
finanzieren. Dazu gehören neben Leis-
tungsentgelten auch Geldspenden und eh-
renamtliche Ressourcen. Um die Nachhal-
tigkeit der Projekte mittel- und langfristig 
zu gewährleisten, haben Bürger aus Gil-
lersheim 2006 die „Hilf-reich Sozialstiftung 
Gillersheim“ gegründet. Aus den Erträgen 
dieser Sozialstiftung wurden bis jetzt Kin-
derfreizeiten des Vereins Treffpunkt und 
der „Kuckucks“-Waldlehrpfad des Natur-
schutzsbunds (NABU) Gillersheim geför-
dert. Die Gillersheimer haben den Spitz-
namen „Kuckucks“, weswegen die lokale 
Band so heißt und der Vogel in diversen 
Logos auftaucht. Es gibt mehrere Versionen 
über die genaue Herkunft des Spitznamens, 
die genaue Bedeutung ist jedoch unklar.

Ehrenamtler sind 
feste Stütze

Personell wird das umfangreiche An-
gebot durch zwölf fest angestellte 
MitarbeiterInnen im pädagogischen 
und Verwaltungsbereich sowie drei 
bis vier Absolventen eines Freiwilli-
gen Sozialen Jahres und Zivildienst-
leistende abgedeckt. Um einen rei-
bungsfreien Ablauf zu gewährleisten, 
sind zusätzlich etwa 35 Helfer und 
Helferinnen nötig. Diese haben im 
Verein in der Regel eine Ausbildung 
als JugendleiterIn und/oder als De-
menz-LaienhelferIn absolviert. Sie 
übernehmen zum Beispiel den Fahr-
dienst oder beteiligen sich an Freizei-
ten und an den Bildungsurlauben. Die 
ehrenamtlichen JugendleiterInnen 
sind durch einen männlichen und ei-
nen weiblichen Vertreter im fünfköp-
figen Vorstand des Vereins vertreten. 
So wird gewährleistet, dass auch die 
Ehrenamtler adäquat auf allen Ent-
scheidungsebenen beteiligt sind.

Tagungshaus realisiert, 
Wohnprojekt in Planung

Inzwischen hat der Verein in Wesselburen 
(Schleswig-Holstein) eine ehemalige Arzt-
praxis zu einem barrierefreien Tagungshaus 
umgebaut, das von zahlreichen Vereinen 
und sonstigen Kinder-, Jugend- und Be-
hindertengruppen genutzt wird. Weiter 
geplant ist ein barrierefreies Gemein-
schaftshaus mit Tagesstätte. Daran ange-
dockt ist ein integratives und barrierefreies 
Wohnprojekt, Träger hiervon ist die Ge-
nossenschaft Aktives, Gemeinschaftliches, 
Integratives Leben – AGIL . AGIL will ihren 
Mitgliedern menschenwürdiges Wohnen zu 
tragbaren Belastungen in jeder Lebenspha-
se ermöglichen. Grundvorstellung ist, ge-
meinschaftlich, generationenübergreifend 
und integrativ zusammenzuwohnen. Als so-
zialer Mittelpunkt dient das Gemeinschafts-
haus, das mit öffentlichen Mitteln gefördert 
wird. Der Landkreis Northeim, die Sozial-
stiftung des Landkreises Northeim sowie 
die Gemeinde Katlenburg-Lindau haben 
hierfür ihre finanzielle Unterstützung zu-
gesichert. Die barrierefreie Gestaltung der 
Wohnanlage bietet die Perspektive, auch 
im Alter in der gewohnten Umgebung le-
ben zu können. Alle Projekte wurden nach 
einer genauen Analyse des Bedarfs und un-
ter Beteiligung der Betroffenen entwickelt.

Den Widrigkeiten getrotzt

Besonders zu Beginn der Vereinsaktivitä-
ten mussten die Mitglieder gegen Vorbe-
halte und Vorurteile aus der Bevölkerung 
kämpfen – vor allem gegenüber Menschen 
mit Handicap und suchtkranken Menschen.  
Andererseits haben im Ort Werte wie 
Nachbarschaftshilfe eine große Bedeutung, 
was der Arbeit des Vereins zugute kommt. 
Die Wohnanlage, der Kindergarten, der 
Verein Treffpunkt und vieles mehr lassen 
Gillersheim heute als „soziales Dorf“ da-
stehen, sagt Ortsbürgermeister Uwe Le-
bensieg. Das sei einer der Pluspunkte für 
den Sieg im Landesentscheid des Wett-

bewerbs „Unser Dorf hat Zukunft“ 2009 
gewesen. Gillersheim tritt jetzt beim dies-
jährigen Bundesentscheid an.

  Mehr Informationen:
Ulla Klapproth 
Verein Treffpunkt e. V. 
Telefon: 0 55 56 / 17 26 
E-Mail: verein.treffpunkt@t-online.de 
www.verein-treffpunkt.de 
  
Daniel Strotmann 
Regionalmanagement Harzweserland 
Telefon: 0 55 51 / 9 14 99 11 
E-Mail: strotmann@eurooffice.de 
www.harzweserland.de

Die Ursprünge des Treffpunkt e.V.
Die Geschäftsführerin des Vereins Treffpunkt 
e.V., Diplom-Pädagogin und Autorin dieses 
Beitrags, kam 1984 nach Gillersheim. Ur-
sprünglich aus Frankfurt am Main stammend, 
hatten sie und ihr Lebensgefährte, ein Allge-
meinarzt, sich entschieden, auf dem Land zu 
leben und zu arbeiten. In Gillersheim fanden 
sie die persönlichen und beruflichen Voraus-
setzungen. Sie bauten ein ländliches „medico-
sozialen Zentrum“ auf, das zunächst aus einer 
Allgemeinarztpraxis und einer pädagogischen 
Beratungsstelle bestand. Angeboten wurden 
dort unter anderem Familienberatung und 
Erziehungsberatung; inzwischen liegt der Ar-
beitsschwerpunkt auf der Übernahme gesetz-
licher Betreuungen. Die Räume wurden schon 
damals barrierefrei gestaltet – 1986 ein No-
vum in der Region.
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Dezentrale Energieversorgung 
mit Biomasse – 

      geht das?
Von Alexander Wacker

Der Ausbau von Biomasse als erneuerbarer Energieträger bietet für peripher ge-
legene Regionen ein enormes Potenzial. Eine vom Bundesministerium für Verkehr, 
Bau und Stadtentwicklung geförderte Studie hat in drei Referenzregionen unter-
sucht, ob und unter welchen Bedingungen Biomasse allein oder in Kombination mit 
anderen erneuerbaren Energieträgern zur Versorgungssicherheit beitragen kann.

Periphere Räume sind von einer gerin-
gen Bevölkerungsdichte sowie klein-

städtischen und dörflichen Strukturen ge-
prägt. Aufgrund der regional vorhandenen 
Potenziale (Anbauflächen für Biomasse, Frei-
flächen etc.) bieten sich gerade diese Regio-
nen für die Nutzung erneuerbarer Energien, 
speziell Bioenergie, an. Hierbei gewinnen 
dezentrale Technologien zunehmend an 
Bedeutung. In diesem Zusammenhang kann 
eine energetische Biomassenutzung zur Er-
höhung der Versorgungssicherheit und zur 
Erschließung neuer Wertschöpfungspoten-
ziale beitragen.
Das Projekt „Beitrag der Biomasse zur de-
zentralen Energieversorgung mit dem Ziel 
der Daseinsvorsorge und Versorgungssi-
cherheit für periphere Räume“ wurde im 
Jahr 2009 vom Deutschen BiomasseFor-
schungsZentrum (DBFZ), dem Leipziger 
Institut für Energie (IE) und dem Institut für 
Zukunftsstudien und Technologiebewertung 
(IZT) bearbeitet. Ziel dieser Studie war es 
zu untersuchen, unter welchen Bedingun-
gen und mit welchen Technologien eine 

dezentrale Energieversorgung mit Strom, 
Wärme und Kraftstoffen durch Biomasse 
in den Referenzregionen ganz oder teilwei-
se möglich ist. 

Die Referenzregionen 
und ihre Merkmale

Als Referenzregionen wurden der Land-
kreis Cham in Bayern, der Kyffhäuserkreis 
in Thüringen und der Landkreis Uecker-
Randow in Mecklenburg-Vorpommern ge-
wählt. Bei der Auswahl der drei Regionen 
war entscheidend, dass diese jeweils un-
terschiedliche bioenergiebezogene (Anteil 
Acker- und Waldfläche, Tierbestand etc.) 
sowie geographische und sozio-ökonomi-
sche Bedingungen aufweisen. Während der 
Kyffhäuserkreis einen überdurchschnittlich 
hohen Anteil an Ackerfläche besitzt, zeich-
net sich der Landkreis Cham durch einen 
großen Waldanteil aus. Der Landkreis Ue-
cker-Randow repräsentiert eine Region mit 
ausgewogenen Anteilen an Acker-, Dauer-
grünland- und Waldfläche.

Angebot und Nachfrage 
ermitteln

Als Grundlage für die Berechnung der 
regional vorhandenen Biomassepotenzia-
le wurde die Methodik aus dem ebenfalls 
vom BBSR betreuten Forschungsprojekt 
„Globale und regionale Verteilung von 
Biomassepotenzialen“ verwendet. Hierbei 
werden die aktuellen Landnutzungen – wie 
Nahrungsmittelproduktion, Verwendung 
von Stroh für die Tierhaltung bzw. als Bo-
denverbesserer – sowie beeinflussende 
ökologische Restriktionen berücksich-
tigt. Dabei wurden die Potenziale sowohl 
landwirtschaftlicher (Mais, Getreide, Raps) 
als auch forstwirtschaftlicher Biomasse 
(Kurzumtriebsplantagen, Waldrestholz) so-
wie Reststoffpotenziale (Bio- und Grün-
abfälle, Gülle, Stroh) ermittelt. Als weitere 
Erneuerbare Energien wurden außerdem 
noch Solarenergie (Photovoltaik und So-
larthermie), Windenergie, oberflächennahe 
Geothermie und Wasserkraft analysiert.
Um zu ermitteln, welcher Anteil des Ge-
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Dezentrale Energieversorgung 
mit Biomasse – 

      geht das?

samt-Energiebedarfs aus Bioenergie ge-
deckt werden könnte, wurde neben den 
Potenzialen der erneuerbaren Energieträ-
ger auch der Energiebedarf der Bereiche 
Haushalte, Industrie und Gewerbe/Handel/
Dienstleistungen sowie Verkehr ermit-
telt. Dadurch war es möglich, den Status 
quo – d.h. den Anteil der regionseigenen 
Bioenergie am Endenergiebedarf im Jahr 
2007 in den Referenzregionen – sowie 
zwei Szenarien (Referenz- und Zielszena-
rio) perspektivisch für 2020 zu ermitteln. 
Im Referenzszenario wurden die Potenzi-
ale eines moderaten Ausbaus Erneuerbarer 
Energien angenommen, im Zielszenario 
die eines erhöhten Ausbaus Erneuerbarer 
Energien (Quelle für Detailinformationen 
siehe Kasten).

Eigenversorgung wenig 
realistisch

Als Ergebnis zeigte sich, dass in keiner 
der drei Referenzregionen eine Eigenver-
sorgung durch regionseigene Bioenergie 
bzw. in Kombination mit anderen Erneu-
erbaren Energien erreicht werden kann – 
weder im Status quo noch in einem der 
beiden Szenarien (siehe Abb. 1). Lediglich 
in Uecker-Randow kann im Ziel-Szenario 
der Bedarf an Wärme und Strom zu 100 
% aus regionseigener Bioenergie gedeckt 
werden. Unter Berücksichtigung der ande-
ren erneuerbaren Energieträger wird auch 
im Kyffhäuserkreis im Ziel-Szenario die 
Eigenversorgung mit Strom erreicht. Eine 
Deckung des Kraftstoffbedarfs ist jedoch 
in keiner der Referenzregionen möglich. 
Weiterführende Analysen ergaben, dass 
eine Eigenversorgung durch regionseige-
ne Bioenergie – wenn überhaupt – nur 
mit drastischen Folgen möglich wäre. 
Dies würde nicht nur die Artenvielfalt 
stark dezimieren; auch das Landschaftsbild 
würde sich durch die Dominanz einzel-
ner Kulturen grundlegend verändern, da 
nicht nur flächenneutrale Biomasse wie 
Waldrestholz oder Bioabfall eingesetzt 
werden könnte. Der NABU warnt in die-

sem Zusammenhang beispielsweise vor 
einer „Vermaisung“ ganzer Landschaften. 
Darüber hinaus hätte die Unabhängigkeit 
der Region von fossilen Energieträgern im 
Gegenzug eine Abhängigkeit im Nahrungs-
mittelsektor zur Folge, da in diesem Fall 
Nahrungsmittel – zumindest teilweise – 
importiert werden müssten. 

Landnutzung ist 
entscheidend

Die Art der Flächennutzung hat einen er-
heblichen Einfluss auf die verfügbare Men-
ge an energetisch nutzbarer Biomasse. 
So birgt ein hoher Anteil an Waldflächen 
bereits im Status quo ein relativ großes 
Biomassepotenzial. Auf Waldflächen ist 
jedoch die Möglichkeit, den Biomasseer-
trag zu steigern, wesentlich geringer als auf 
Ackerflächen. Grund hierfür ist, dass es für 
Ackerflächen eine wesentlich größere Aus-
wahl an ertrags- und energiereichen An-
baukulturen gibt – zum Beispiel Mais, aber 
auch Kulturen für Kurzumtriebsplantagen 
(KUP). Zudem haben bei allen erneuerba-
ren Energieträgern die Ausbaupotenziale 
der Anlagen sowie der Einsatz neuer, effek-
tiverer Technologien einen wesentlichen 
Einfluss auf das Angebot. So sind zum Bei-
spiel für Ackerkulturen effizientere Tech-
nologien zur Energiegewinnung verfügbar 
als für Biomasse von Waldflächen.

Jede Region braucht 
spezifische Analysen

Eine Übertragung der im Rahmen der 
Studie erzielten Ergebnisse auf andere 
periphere Regionen ist aufgrund der sehr 
spezifischen Ausgangssituation jeder Re-
gion nicht möglich. Um die Möglichkei-
ten und Folgen verschiedener Strategien 
zur regionalen Versorgung mit Bioenergie 
oder anderen Erneuerbaren Energien zu 
analysieren, müssen zahlreiche Indikato-
ren berücksichtigt werden (siehe Abb. 2). 
Besonders wichtig sind dabei der Umfang 
an Ackerfläche, die Anbaukulturen und der 

Endenergiebedarf. Weiterhin relevant sind 
beispielsweise die Siedlungsstruktur (z.B. 
im Hinblick auf Wärmesenken) oder „wei-
che“ Faktoren wie lokale bzw. regionale 
Akteure und Akteursnetzwerke.

Regionale Entwicklungs-
strategie notwendig

In jedem Fall ist eine zielgerichtete Einbin-
dung eines regionalen Bioenergiekonzepts 
in übergeordnete Entwicklungsstrategien 
der Regionen nötig. Dies könnten zum 
Beispiel Regionalpläne oder Leitbilder 
sein. Hier müssen die regionsspezifischen 
Auswirkungen verschiedener Energiever-
sorgungsstrategien auf Tourismus, regio-
nale Wertschöpfung oder Beschäftigung 
berücksichtigt werden. Auf dieser Basis 
muss – auch unter Berücksichtigung der 
Wahrnehmung und Akzeptanz unter-
schiedlicher Interessengruppen – für jede 
Region geprüft werden, wie ein zukünftiger 
Energiemix aus erneuerbaren Quellen zu 
gestalten ist.

  Mehr Informationen:
Alexander Wacker 
Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und 
Raumforschung (BBSR) im  
Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung (BBR)
Referat I 5 „Verkehr und Umwelt“ 
Telefon: 02 28 / 9 94 01 23 42 
E-Mail: alexander.wacker@bbr.bund.de 

Zum Weiterlesen
Weitere Informationen zum Forschungsprojekt 
finden Sie unter www.bbsr.bund.de > Fachpolitiken 
> Energie/Umwelt > Erneuerbare Energien > Fach-
beiträge.

Abb. 1:  Deckungsgrad des Endenergiebedarfs der drei Referenzregionen  
(Status quo und Szenarien)

Abb. 2:  Indikatoren für die Übertragbarkeit der 
Ergebnisse auf andere Regionen
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Wesentliche Szenarieneingangsgrößen

• Waldfläche
• Ackerfläche
• Endenergiebedarf
• Einwohnerdichte und Bevölkerungsentwicklung
• Anbaukulturen und Hektarerträge
• Brachflächen, Dauergrünland, Großvieheinheiten
• Windenergie, Globaleinstrahlung, geotherm. Kennwerte

• Ackerfläche
• Endenergiebedarf
• Anbaukulturen

• Geographie und Geomorphologie
• Bruttowertschöpfung

Wesentliche Stellgrößen für Szenarien

Charakterisierende und klärende Indikatoren
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tungseinrichtungen,
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323 Erhaltung 
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68,1 Mio.  €

411 - 413 Leader,
14,9 Mio. €

311 Diversifizierung,
1 Mio. €

216 Nichtproduktive 
Investitionen,
2 Mio. €

215 Tierschutzmaßnahmen,
57,5 Mio. €

214 Agrarumweltmaßnahmen,
604,5 Mio. €

114 Beratung,
0,3 Mio. €

121 Investitionsförderung,
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126 Hochwasserschutz,
0,9 Mio. €
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Der Health Check und die Folgen 
für die ländlichen Entwicklungsprogramme

Von Andreas Tietz

Durch den so genannten Health Check der EU-Agrarpolitik und durch das 
Europäische Konjunkturprogramm wurden die Mittel für den ELER aufge-
stockt. Dadurch sollten die Bundesländer die Möglichkeit haben, auf die 
„neuen Herausforderungen“ zu reagieren. Wie sie diese Mittel für die ländli-
chen Entwicklungsprogramme genutzt haben, zeigt der folgende Beitrag.

Die Mittel, die für den Europäischen 
Landwirtschaftsfonds für die Ent-

wicklung des ländlichen Raumes (ELER) 
zusätzlich bereitgestellt wurden (siehe 
Kasten), sollten die Mitgliedstaaten dazu 
motivieren, in ihren ländlichen Entwick-
lungsprogrammen (EPLRs) die „neuen 
Herausforderungen“ verstärkt anzugehen 
– neben Klimawandel und erneuerbaren 
Energien sind damit Wassermanagement, 
Biodiversität und die Umstrukturierung des 
Milchsektors gemeint. Durch das EU-Kon-
junkturprogramm wurde der Ausbau der 
Breitbandversorgung als zusätzliche Option 
aufgenommen.

Schwerpunkt der 
Anrechnung: 
Agrarumweltmaßnahmen

Die Länder haben im Jahr 2009 ihre EPLRs 
an die neuen finanziellen Rahmenbedingun-
gen angepasst. Dabei haben sie überwiegend 
die Möglichkeit genutzt, die Mittel zur Um-
setzung der Health-Check-Prioritäten auf be-
reits bestehende Maßnahmen anzurechnen. 
Hierdurch wurden Mittel frei, die nach selbst 
gesetzten Prioritäten auf die Maßnahmen in 
den Programmen verteilt werden konnten.
Abbildung 1 zeigt, auf welche Maßnahmen 
die Länder die zusätzlichen ELER-Mittel 
formal angerechnet haben. Fast zwei Drittel 
(605 Mio. €) wurden den Agrarumweltmaß-
nahmen (Maßnahmencode 214) zugeteilt. 
Insgesamt haben 13 der 14 Länderprogram-
me in dieser Maßnahme Health-Check-Mittel 
eingesetzt. Der einzelbetrieblichen Investiti-
onsförderung (Code 121) wurden von sie-
ben Ländern insgesamt 173 Millionen Euro 
(18 % der zusätzlichen Mittel) zugerechnet. 
Die übrigen Mittel verteilen sich auf weitere 
acht Maßnahmen, die nur von wenigen Län-
dern (maximal drei pro Maßnahme) ausge-
wählt wurden. 

Zuordnung zu den „neuen 
Herausforderungen“

Die Länder haben die Health-Check-Maß-
nahmen (bzw. Teilmaßnahmen) jeweils be-
stimmten „neuen Herausforderungen“ zu-
geordnet. Danach entfällt der größte Anteil 
der Mittel (31 %) auf die Biodiversität. Die 

Agrarumweltmaßnahmen wurden sowohl 
dieser Priorität als auch den Bereichen Was-
serwirtschaft und Klimawandel zugeordnet. 
Zweitwichtigste Priorität ist die Umstruktu-
rierung des Milchsektors, auf die 25 Prozent 
der Gesamtsumme entfallen. Die übrigen 
Prioritäten (Erneuerbare Energien, Innova-
tive Vorhaben, Breitbandförderung) fallen 
demgegenüber mit jeweils weniger als zwei 
Prozent der Mittel kaum ins Gewicht. 

Ausgleichszulage hat 
höchsten Mittelzuwachs

Entscheidend für die Umsetzung der EPLRs 
ist aber die tatsächliche finanzielle Vertei-
lung, die durch Umschichtungen frei wer-
dender Mittel entsteht. Neben den zusätz-
lichen ELER-Mitteln sind hierbei auch die 
zur Kofinanzierung benötigten nationalen 
Mittel sowie die rein national finanzier-
ten Maßnahmen (so genannte Artikel-89-
Maßnahmen) zu berücksichtigen. Insge-
samt ist das Budget der öffentlichen Mittel 
(ELER + nationale Mittel) in den Länder-
programmen von 16,4 Millionen Euro bei 
der Programmgenehmigung 2007 auf jetzt 

17,9 Millionen Euro gestiegen. 
Betrachtet man die Mittelaufstockun-
gen der einzelnen Maßnahmen nach den 
Health-Check-Änderungen (Abbildung 2), 
so zeigt sich eine andere Rangfolge als in 
Abbildung 1: Die meisten zusätzlichen 
Mittel (276 Mio. € ELER- und 466 Mio. € 
öffentliche Mittel) erhält die Ausgleichs-
zulage in benachteiligten Gebieten. Alle elf 
Länder, die die Ausgleichszulage 2007 an-
boten, haben ihr Budget durch Mittelum-
schichtungen aufgestockt. Hintergrund ist 
die Verlängerung der geltenden Gebiets-
kulisse für benachteiligte Gebiete bis Ende 
2013. Ursprünglich war kalkuliert worden, 
dass aus der Neuabgrenzung der Gebiets-
kulisse ab 2010 ein geringerer Mittelbedarf 
resultiert. Hinzu kommt, dass Niedersach-
sen die Ausgleichszulage 2009 neu in sein 
Programm aufgenommen hat.

Rang 2 und 3: Investitions-
förderung und 
Agrarumweltmaßnahmen

Die einzelbetriebliche Investitionsförderung 
als zweitplazierte Maßnahme erhält durch 

Abb. 1:  Formale Anrechnung der ELER-Mittel aus Health Check und  
Konjunkturprogramm auf die Maßnahmencodes
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Umschichtungen – über die Health-Check-
Mittel hinaus – noch weitere ELER-Mittel 
(insgesamt 205 Mio. € ELER- und 287 Mio. € 
öffentliche Mittel). Zwölf Länder haben ihr 
Budget für diese Maßnahme erhöht, um vor 
allem den erhöhten Anpassungsbedarf der 
Milchviehbetriebe zu stützen. Erst an dritter 
Stelle folgen die Agrarumweltmaßnahmen, 
denen von den Health-Check-Mitteln nach 
Umschichtungen in andere Maßnahmen 
291 Millionen Euro ELER- und 185 Millionen 
Euro öffentliche Mittel verbleiben. Die zu-
sätzlichen Mittel werden vor allem für Prä-
mienerhöhungen in verschiedenen Teilmaß-
nahmen sowie für das Angebot zusätzlicher 
Teilmaßnahmen benötigt. 
Der Hochwasser- und Küstenschutz (Rang 
4) wird vor allem durch die Ausweisung zu-
sätzlicher Artikel-89-Mittel – Maßnahmen 
im Rahmen der GAK – in den Programmen 
finanziell gestärkt. Bei den Tierschutzmaß-
nahmen (Rang 5) schlägt vor allem die Neu-
aufnahme einer Förderung der Sommerwei-
dehaltung von Milchvieh in einigen Ländern 
zu Buche. Die Maßnahmen zur Erhaltung 
und Verbesserung des ländlichen Erbes 
(Rang 6) wurden in erster Linie im Bereich 
investiver Natur- und Gewässerschutzpro-
gramme aufgestockt. 

Landwirtschaftliche 
Betriebe sind Gewinner 

Durch die Programmänderungen wurden 
überwiegend Maßnahmen gestärkt, die sich 
an landwirtschaftliche Betriebe richten. Fast 
1,1 Milliarden Euro (71 %) der zusätzlichen 
öffentlichen Mittel entfallen auf Landwir-
te als potenzielle Zuwendungsempfänger. 
Zweite wichtige Zielgruppe sind Kommu-
nen und andere Körperschaften des öf-
fentlichen Rechts. Durch die finanzielle Auf-
stockung verschiedener Maßnahmen (u. a. 
Flurbereinigung und Wegebau, Erhaltung 

des ländlichen Erbes, Dienstleistungsein-
richtungen, Küstenschutz) kommen dieser 
Zielgruppe rund 400 Millionen Euro (27 % 
der zusätzlichen Mittel) zugute.

Unterschiede zwischen 
Bundesländern bleiben

Die gesamte finanzielle Ausstattung der 
EPLRs ändert sich aufgrund des Health Check 
aber nur graduell. Nach wie vor gibt es deut-
liche Unterschiede in der finanziellen Ge-
wichtung der ELER-Schwerpunkte zwischen 
den Bundesländern. Abbildung 3 zeigt, dass 
vor allem Bayern, Baden-Württemberg und 
Nordrhein-Westfalen, aber auch Hessen und 
Thüringen einen deutlichen Akzent auf Maß-
nahmen des Schwerpunkts 2 (Verbesserung 
der Umwelt und der Landschaft) setzen. Die 
ländlichen Entwicklungsmaßnahmen im en-
geren Sinne (ELER-Schwerpunkte 3 und 4) 
werden in Mecklenburg-Vorpommern, Sach-
sen und Schleswig-Holstein am höchsten 

ausgestattet. Hamburg und Niedersachsen/
Bremen sind die einzigen Bundesländer, die 
den Schwerpunkt 1 (Verbesserung der Wett-
bewerbsfähigkeit im Agrarsektor) am stärks-
ten gewichten. 

Fazit

Insgesamt haben die durch den Health 
Check und das europäische Konjunkturpro-
gramm ausgelösten Programmänderungen 
in Deutschland zu einer Stärkung von Maß-
nahmen geführt, die vor allem eine Einkom-
mensstützung landwirtschaftlicher Betriebe 
bewirken. Umweltpolitische Ziele, wie sie 
in den EU-Beschlüssen zur Bewältigung der 
„neuen Herausforderungen“ genannt wur-
den, spielen nur eine untergeordnete Rolle. 
Im Vordergrund stand für die Bundesländer 
die Reaktion auf die angespannte Liquidi-
tätslage der Landwirtschaft. 

Wie viel zusätzliches Geld steht 
zur Verfügung?
Die deutschen Bundesländer haben zusätz-
liche ELER-Mittel in einer Gesamthöhe von 
942 Mio. € erhalten, davon 728 Mio. € aufgrund 
der zusätzlichen Modulation, 129 Mio. € unge-
nutzte Restmittel aus den Direktzahlungen der 
zurückliegenden Jahre und 86 Mio. € durch das 
Europäische Konjunkturprogramm. Diese zu-
sätzlichen Mittel sind mit einem höheren EU-Ko-
finanzierungssatz verbunden. Die Länder müssen 
nur 25 Prozent (bzw. 10 % in Konvergenzgebie-
ten) aus nationalen Mitteln zur Finanzierung der 
Health-Check-Maßnahmen aufbringen, im Ver-
gleich zu 45 bis 50 Prozent (bzw. 20 bis 25 %) in 
den ursprünglichen Programmen.

 Mehr Informationen:
 Andreas Tietz
 Johann Heinrich von Thünen-Institut (vTI)
 Institut für Ländliche Räume
 Telefon: 05 31 / 5 96 51 69
 E-Mail: andreas.tietz@vti.bund.de
 www.vti.bund.de

Ländliche Entwicklung

Umwelt/Landschaft

Wettbewerbsfähigkeit

Kein ausgeprägter Schwerpunkt

Finanzieller Schwerpunkt, d.h. mehr als 
10 %-Punkte Abstand der öffentlichen Mittel 
im Schwerpunkt zum nächsten Schwerpunkt

Ländliche Entwicklung

Wettbewerbsfähigkeit

Umwelt/Landschaft

in Mio Euro

3.680

1.000

150

(D = 31 %)

(D = 41 %)

(D = 28 %)

Gesamtbudget in Deutschland:
17,9 Mio. Euro
(Öffentliche Mittel einschl. 
Art.-89-Maßnahmen)

 

Abb. 2:  Maßnahmen der Länderprogramme mit den größten Aufstockungen von  
ELER- und öffentlichen Mitteln 
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Abb. 3:  Finanzielle Schwerpunktsetzung in den Entwicklungsplänen 2007 bis 2013 nach 
den Programmänderungen 2009
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Neuabgrenzung 
der benachteiligten Gebiete geplant

 Von Margot Dressler

Landwirtschaftliche Betriebe in benachteiligten Gebieten werden seit 1975 im 
Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des 
Küstenschutzes“ (GAK) gefördert. Die EU-Kommission will die Gebietskulisse 
jetzt neu definieren – mit eher ungünstigen Folgen für Deutschland. 

Benachteiligte Gebiete (siehe Kasten) 
gliedern sich  in drei Kategorien: Berg-

gebiete, Benachteiligte Agrarzonen und die 
so genannten Kleinen Gebiete. Die Einstu-
fung erfolgte nach den von der Europäi-
schen Kommission vorgegebenen Kriterien 
und galt nach der Wiedervereinigung auch 
für die ostdeutschen Bundesländer. Nach 
der Gebietsabgrenzung (Richtlinie 86/465/
EWG vom 14.07.1986, zuletzt geändert 
durch die Entscheidung 97/172/EG der 
Kommission vom 10.02.1997) zeichnen sich 
in Deutschland aus: 
• Berggebiete durch mindestens 800 Me-
ter Höhe oder Höhenlagen von mindestens 
600 Metern, verbunden mit einer Hangnei-
gung von 18 Prozent und mehr. 
• Benachteiligte Agrarzonen durch 
folgende Parameter: Obergrenze der Land-
wirtschaftlichen Vergleichszahl (LVZ) im ge-
wogenen Durchschnitt = 28; Obergrenze 
der LVZ bei einem Dauergrünlandanteil von 
80 Prozent = 32,5; maximale Bevölkerungs-
dichte = 130 Einwohner je Quadratkilome-
ter; Mindestanteil der landwirtschaftlichen 
Erwerbstätigen an der gesamten Erwerbs-
bevölkerung = 15 Prozent.
• Kleine Gebiete durch besondere 
Nachteile, die die landwirtschaftliche Er-
werbstätigkeit ungünstig beeinflussen. In 
diesen Gebieten ist die Landbewirtschaf-
tung jedoch zur Erhaltung der Umwelt und 
der Landschaft unter Einschluss ihrer tou-
ristischen Attraktivität sowie – im Norden 
– aus Gründen des Küstenschutzes erfor-
derlich.

Derzeit umfassen benachteiligte Gebiete in 
Deutschland eine Gesamtfläche von rund 
9,4 Millionen Hektar, davon etwa 369.400 
Hektar Berggebiete, 8,9 Millionen Hektar 
Benachteilige Agrarzonen und 199.200 Hek-
tar so genannte Kleine Gebiete. 

Die Neuabgrenzung

Nach der Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 
(ELER) gilt als Kriterium für die Förderung 
ausschließlich die natürliche Benachteiligung 
der Gebiete. Der Agrarrat hat  damit eine 
neue Definition zur Abgrenzung benach-
teiligter Agrarzonen beschlossen. Es  sollen 
ausschließlich naturbedingte Nachteile be-
rücksichtigt werden und sozioökonomische 
Faktoren (wie zum Beispiel Bevölkerungs-
dichte und Anteil der landwirtschaftlichen 
Erwerbstätigen an der Erwerbsbevölke-
rung) keine Rolle mehr spielen. Um diese 
qualitativen Vorgaben umzusetzen, hat die 
EU-Kommission mit ihrer Mitteilung vom 
23. April 2009 an den Agrarrat, das Euro-
päische Parlament, den Wirtschafts- und 
Sozialausschuss und den Ausschuss der Re-
gionen einen Vorschlag zur Abgrenzung der 
Gebiete vorgelegt und die Mitgliedstaaten 
gebeten, die Umsetzung dieses Vorschlags 
zu simulieren. 

Nachteile nach dem 
Simulationsverfahren 

Deutschland hat der Kommission die Er-
gebnisse des Simulationsverfahrens, eine Be-

wertung des EU-Abgrenzungsmodells sowie 
Vorschläge zu dessen Änderung Ende Januar 
2010 übermittelt. Die Simulation hat gezeigt, 
dass die Anwendung der von der Kommis-
sion vorgeschlagenen Kriterien (unter an-
derem Temperatur, Boden: Wasserführung, 
Textur und Steingehalt, Ton, Durchwurze-
lungstiefe sowie Hangneigung) folgende Ef-
fekte hätte:
•  Die bisher geförderte Fläche würde sich 

verringern und neue Flächen hinzukom-
men. Die benachteiligte Fläche würde ins-
gesamt rund 8 Millionen Hektar betragen, 
das sind etwa 900.000 Hektar weniger 
als bisher. Dies resultiert daraus, dass 2,7 
Millionen Hektar der bisher benachteilig-
ten Gebiete wegfallen, andererseits aber 
1,8 Millionen Hektar neu hinzukommen 
würden. 

•  Die Neuabgrenzung hätte einen enormen 
Verwaltungsaufwand zur Folge. Außer-
dem haben sich Mängel in der Datenba-
sis und in der Methodik der Abgrenzung 
gezeigt. 

Deutschland hat deshalb die Anwendung 
des bewährten und allgemein anerkannten 
deutschen Indexsystems auf Basis der Er-
tragsmesszahl (EMZ) gefordert. In deren 
Ermittlung gehen prinzipiell zwar die glei-
chen bodenphysikalischen Indikatoren ein, 
sie bildet aber besser die natürliche Er-
tragsfähigkeit einer Fläche ab. 
Sollte die Europäische Kommission dem 
nicht folgen, hat Deutschland zur Verbes-
serung der Treffsicherheit Änderungen 
des EU-Abgrenzungsmodells gefordert,     
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unter anderem:
•  die Anerkennung des Anteils des Dau-

ergrünlands an der Landwirtschaftlichen 
Nutzfläche (LF) als separater Abgren-
zungsindikator; 

•  zumindest optional die Anerkennung klei-
nerer Gebietseinheiten als die Gemeinde 
(Gemarkung oder Parzelle); 

•  die Verringerung der Auslöseschwelle von 
66 Prozent auf 50 Prozent der LF einer 
Gemeinde sowie den Verzicht auf eine 2. 
Stufe der Abgrenzung, um Flächen auszu-
schließen, deren Benachteiligung von den 

Landwirten mit besonderen Maßnahmen 
überwunden wurde oder nicht mehr 
wahrgenommen wird.

Die Kommission wird nunmehr zunächst 
die von den Mitgliedstaaten vorgelegten 
Simulationsergebnisse auswerten. Mit ei-
ner Entscheidung des Agrarrates über eine 
Änderung der maßgeblichen Rechtsver-
ordnung – der Verordnung des Rates zur 
Förderung des ländlichen Raums (ELER) – 
dürfte nicht vor Ende 2010/Anfang 2011 zu 
rechnen sein.

Ausgleichszulage in 
benachteiligten Gebieten 
Die heutige Förderung benachteiligter Gebiete ist 
aus dem „EG-Bergbauernprogramm“ hervorgegan-
gen. Die Ausgleichszulage wird in den meisten Bun-
desländern (Ausnahmen: Hamburg, Bremen, Saar-
land) gezahlt und von der Europäischen Kommission 
mitfinanziert; der nationale Anteil wird im Verhältnis 
60:40 von Bund und Ländern getragen. 
Ziel ist, über die Fortführung der landwirtschaftli-
chen Tätigkeit hinaus nachhaltige Bewirtschaftungs-
formen zu erhalten, die insbesondere Belangen des 
Umweltschutzes Rechnung tragen sowie den Erhalt 
ländlicher Räume zu gewährleisten. 

Wer bekommt die 
Ausgleichszulage?
Die Ausgleichszulage ist ein zentrales Instrument 
der Förderung in den als benachteiligt anerkannten 
Gebieten. Sie wird land- und forstwirtschaftlichen 
Unternehmen als jährliche Direktzahlung für Flächen 
gewährt, wenn 
•  deren Flächen mit mindestens 3 Hektar in den be-

nachteiligten Gebieten liegen und
•  sie sich verpflichten, die landwirtschaftliche Er-

werbstätigkeit ab der ersten Zahlung noch mindes-
tens 5 Jahre fortzuführen.

Ausgeschlossen sind Flächen für Intensivkulturen 
(zum Beispiel Weizen, Mais/Futtermais, Obst-Voll-
pflanzungen, Zuckerrüben, Obstintensivkulturen, 
Baumschulflächen). 

Wie hoch wird gefördert?
Die Höhe der Ausgleichszulage beträgt je Hekt-
ar LF mindestens 25 Euro und maximal 180 Euro; 
sie ist nach der Landwirtschaftlichen Vergleichszahl 
(LVZ) gestaffelt. In Berggebieten und in den übrigen 
benachteiligten Gebieten kann aber bei Flächen mit 
hoher Handarbeitsstufe, einer LVZ von weniger als 
15 oder einer Hangneigung von mehr als 18 Prozent 
eine Ausgleichszulage in Höhe von 200 Euro je Hek-
tar LF gewährt werden. Die Obergrenze kann 
überschritten werden, wenn sie im Durchschnitt der 
Zahlungen der Ausgleichszulagen des Bundeslandes 
weiter eingehalten wird.
In der EU-Programmplanungsperiode 2000 bis 2006 
flossen im Jahresdurchschnitt rund 329 Millionen 
Euro öffentliche Mittel (von Bund, Ländern und EU) 
in diesen Förderbereich. Mehr Informationen finden 
sich unter: 
www.bmelv.de > Landwirtschaft und ländliche Räume > 
Direktzahlung und Förderung > GAK 2010.

  Mehr Informationen:
Margot Dressler 
Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft 
und Verbraucherschutz 
Telefon: 02 28 / 5 29 33 85 
E-Mail: margot.dressler@bmelv.bund.de
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Abb.:  Bisherige Einteilung benachteiligter Gebiete in der Bundesrepublik Deutschland
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EU-Rechnungshof besucht 
Partnerbetrieb Naturschutz

 Von Jan Freese

Agrarumweltmaßnahmen beanspruchen in der EU mit über 3 Mrd. € pro Jahr 
ein erhebliches finanzielles Volumen. Im Rahmen einer Sonderprüfung haben im 
Herbst 2009 Prüfer des europäischen Rechnungshofes unter anderem das Mo-
dellprojekt „Partnerbetrieb Naturschutz“ in Rheinland-Pfalz besucht.

Der EU-Rechnungshof (www.eca.euro-
pa.eu) hat auf seiner Prüfreise neben 

Deutschland auch England, Österreich, Ita-
lien, Spanien, Frankreich, Schweden, Ungarn 
und Polen besucht. Die Prüfer hatten für 
ihre Prüfreise einen komplexen Prüfkatalog 
zu neun Themen mit insgesamt 22 Fragen 
zu Konzeption, Aufstellung, Abwicklung, 
Kontrolle und Monitoring der Agrarum-
weltmaßnahmen (AUM) entwickelt sowie 
bereits im Vorfeld umfangreiche Informa-
tionen schriftlich abgefragt. Hintergrund 
der Prüfung sind das hohe Finanzvolumen 
für AUM sowie bestehende Zweifel an der 
Wirksamkeit der eingesetzten Mittel.
Dabei gibt es zwei widerstreitende Ten-
denzen zur Entwicklung von AUM: Viele 
AUM werden vereinfacht, um Ressourcen 
bei Verwaltung und Kontrolle zu sparen. 
Im Gegensatz dazu werden im Vertrags-
naturschutz die Maßnahmen mit Modulen 
ausgestattet, um zielgerichtet auf spezielle 
Situationen eingehen zu können. Hierfür 
steht das Modellprojekt. Um die Wirksam-
keit und Treffsicherheit zu erhöhen, wer-
den zusätzlich Gebietskulissen für diese 
Maßnahmen festgelegt und die Flächen im 
Vorfeld und nach Umsetzung der Maßnah-
me begutachtet.

Bilanz des Rheinland-Pfalz-
Besuchs positiv

Der zweitägige Besuch in Rheinland-Pfalz 
zählte noch zur Vorbereitung der eigentli-
chen Prüfung. Er diente dazu Informationen 

zu innovativen Konzepten wie dem Part-
nerbetrieb Naturschutz (siehe Kasten), zur 
Auswahl und Beratung teilnehmender Be-
triebe und zur ergebnisorientierten Hono-
rierung im Rahmen des Agrarumweltpro-
gramms PAULa zu gewinnen. Neben einer 
stichprobenartigen Akteneinsicht und Dis-
kussionen mit Behördenvertretern wur-
den zwei Betriebe besucht. Hier machten 
sich die Prüfer bei Flächenbesichtigungen 
und Gesprächen mit den Landwirten ein 
Bild von der Praxis. Die Prüfer interessier-
te vor allem die Zusammenarbeit mit der 
Verwaltung, welche Erfahrungen die Land-
wirte mit den Maßnahmen gemacht haben, 
ob sie die Maßnahmen Kollegen empfehlen 
und selbst weitere umsetzen würden. Der 
Rechnungshof hat sich davon überzeugt, 
dass sich der Mehraufwand für Beratung 
und Kooperation und die Anwendung der 
ergebnisorientierten Honorierung lohnt: 
Es wurden sowohl die Akzeptanz durch 
die Landwirte erhöht als auch die Natur-
schutzergebnisse verbessert. Dies belegt 
das langjährige Monitoring der Agrarver-
waltung Rheinland-Pfalz. 

Es bleibt spannend

Das Projekt hat einen positiven Eindruck 
vermittelt. Es ist aber noch unklar, wie die 
Gesamtbilanz des Sonderberichts, der für 
den Herbst 2010 erwartet wird, ausfallen 
wird. Der Vergleich mit allen Stationen der 
europaweiten Prüfreise läßt auch kritische 
Bewertungen zur Wirtschaftlichkeit und 

Wirksamkeit erwarten. Ob der höhere Be-
ratungs- und Verwaltungsaufwand für den 
Vertragsnaturschutz und der gesamtbe-
trieblichen Ansatz im allgemeinen Zeitgeist 
der Vereinfachung und Reduzierung von 
Verwaltungsabläufen, der auch die Debat-
ten um die Zukunft der EU-Agrarumwelt-
politik prägt, vermittelbar ist, bleibt abzu-
warten. 

„Partnerbetrieb Naturschutz“
Das Projekt „Partnerbetrieb Naturschutz“ 
setzte mit 18 landwirtschaftlichen Betrieben 
2007 bis 2009 modellhaft die Leitidee „Natur-
schutz durch Nutzung“ in der Praxis um (www.
mufv.rlp.de >Natur > Naturschutz). Aktuell wird 
dieser innovative Ansatz in die Standardförde-
rung in Rheinland-Pfalz überführt. Das Kon-
zept setzt auf Beratung, partnerschaftlichen 
Dialog von Landwirtschaft und Naturschutz 
und eine gesamtbetriebliche Betrachtungswei-
se. Eine Neuerung ist auch die Anwendung der 
ergebnisorientierten Honorierung artenrei-
chen Grünlandes.

  Mehr Informationen:
Dr. Jan Freese 
Deutsche Vernetzungsstelle Ländliche Räume 
Telefon: 02 28 / 68 45 34 77 
E-Mail: jan.freese@ble.de 
www.netzwerk-laendlicher-raum.de

4040

Bi
ld

: D
V

S

Bi
ld

: S
hu

tt
er

st
oc

k

Die Vertreter des EU-Rechnungshofes, des 
Bundes und des Landes Rheinland-Pfalz erpro-
ben auf einer Grünlandfläche des Betriebes 
der Familie Rodermann unter Anleitung des 
PAULa-Beraters Torsten Weber die Erhe-
bungsmethode der ergebnisorientierten 
Honorierung für artenreiches Grünland.
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EU-Rechnungshof besucht 
Partnerbetrieb Naturschutz

Wie finden Kommunen den 
idealen Postdienstleister?
Welche Anbieter für Postdienstleistungen in 
der Region in Frage kommen, ist unter www.
bundesnetzagentur.de > Sachgebiete Postmarkt 
> Regulierung Postmarkt > Lizenzen gem. § 5 
PostG > Lizenzen für Postdienstleister > Regio-
nale Lizenzen alle pro Lizenzgebiet aufgezählt. 
Die Liste erhebt aber keinen Anspruch auf 
Vollständigkeit. Unter den Unternehmen die 
richtige Wahl zu treffen, erleichtert wiederum 
die Checkliste für Postdienstleistungen des 
Postkundenforums e.V., welche unter www.
postkundenforum.de abrufbar ist. 

  Mehr Informationen:
Dr. Jan Freese 
Deutsche Vernetzungsstelle Ländliche Räume 
Telefon: 02 28 / 68 45 34 77 
E-Mail: jan.freese@ble.de 
www.netzwerk-laendlicher-raum.de

Post in ländlichen Räumen – 
mehr Chancen für Kommunen!

 Von Renate Geiger

Am 1. Januar 2008 erfolgte der Startschuss für einen völlig liberalisierten 
Postmarkt. Wie die Kommunen möglichen Einschnitten bei den angebotenen 
Dienstleistungen begegnen können oder welche Alternativen sie haben, zeigt 
der folgende Beitrag.

 W ährend der frühere Staatsmonopo-
list Deutsche Bundespost unabhän-

gig von Rentabilitätsfragen eine Aufgabe 
der Daseinsvorsorge zu erfüllen hatte, 
bestimmen heute wirtschaftliche Überle-
gungen, in welchem Umfang und welcher 
Qualität privatwirtschaftliche Unterneh-
men Postdienstleistungen erbringen. Der 
dünn besiedelte und ländliche Raum ist für 
die Unternehmen aber nicht so attraktiv. 
Der Gesetzgeber hat deshalb Kriterien 
für die Grundversorgung erlassen (Post-
Universaldienstleistungsverordnung), die 
ausdrücklich ländliche Räume einbeziehen. 

Eingreifen ist möglich

In großer Zahl haben sich in den letzten 
Jahren Verbraucher, Gemeinden und an-
dere öffentlichen Einrichtungen aus ländli-
chen Regionen an die Bundesnetzagentur 
(siehe Kasten) gewandt, um gegen den 
tendenziellen Rückzug der Deutschen Post 
AG zu protestieren. In vielen Fällen konnte 
die Schließung von Filialen und Agenturen 
oder der Abbau von Briefkästen gestoppt 
werden. Es ist der Bundesnetzagentur aber 
nur dann erlaubt einzugreifen, wenn die 
Kriterien für die Grundversorgung nicht 
eingehalten werden. So haben grundsätz-
lich nur Gemeinden mit über 2000 Ein-
wohnern Anspruch auf eine sogenannte 
stationäre Einrichtung mit Vollsortiment, 
die auch im Einzelhandel, oft mit längeren 

Öffnungszeiten, untergebracht sein kann. 
Briefkästen sind in einer so ausreichenden 
Zahl aufzustellen, dass in zusammenhän-
gend bebauten Wohngebieten nicht mehr 
als 1000 Meter dorthin zurückgelegt wer-
den müssen. Es gibt auch Vorgaben, wie 
schnell Briefsendungen in Deutschland zu 
befördern sind: Mindestens 80 % der Brie-
fe müssen den Empfänger im Jahresdurch-
schnitt am nächsten Werktag erreichen, 
Pakete bis zum 2. Werktag nach ihrer Ein-
lieferung. 

Es gibt Alternativen

Es steht Gemeinden aber frei, Wettbe-
werber vor Ort für ein Engagement im 
ländlichen Raum zu gewinnen. Ein Blick auf 
den Paketdienst zeigt, dass die Zustellung, 
Annahme und Ausgabe von unterschiedli-
chen Anbietern mit einem beispielhaften 
Service durchgeführt werden kann. Dieses 
Modell ist auch im Briefdienst realisierbar. 
Es gibt etwa 800 überwiegend kleinere Un-
ternehmen, die teilweise kooperieren und 
überregionale Beförderungsleistungen für 
Briefe anbieten. Auch ländlich orientierte 
Banken eröffnen zunehmend Annahme-
stellen für unterschiedliche Anbieter. Ein 
weiterer Ansatzpunkt sind die DORV- und 
KOMM-IN Dienstleistungs-Zentren im 
ländlichen Raum, die neben anderen Leis-
tungen auch Postdienstleistungen anbieten 
(www.dorv.de; www.komm-in.de). 

  Mehr Informationen:
Renate Geiger 
Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, 
Telekommunikation,  
Post und Eisenbahnen 
Telefon: 02 28 / 14 21 62 
E-Mail: renate.geiger@bnetza.de 
www.bundesnetzagentur.de

  Doreen Haym 
Bundesanstalt für Landwirtschaft und 
Ernährung 
Referat Ländliche Strukturentwicklung 
Telefon: 02 28 / 68 45 39 42 
E-Mail: doreen.haym@ble.de
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Die Bundesnetzagentur
Die Bundesnetzagentur gewährleistet die 
Grundversorgung mit Postdienstleistungen im 
ländlichen Raum, die grundsätzlich von allen 
Marktteilnehmern erbracht werden können. 
Seit ihrer Gründung sind Verbraucherschutz-
stellen fester Bestandteil der jeweiligen Aufga-
benbereiche. Darüber hinaus gibt es Schlich-
tungsstellen, die auf Antrag nach akzeptablen 
Lösungen suchen, wenn mit einem Dienstleis-
ter keine Einigung erzielt werden konnte.
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Hofnachfolger 
gesucht!

Von Sören Bronsert

Landwirte in Deutschland haben immer größere Probleme, innerhalb der 
Familie einen Hofnachfolger zu finden. Gleichzeitig steigt die Zahl der Grün-
dungswilligen, die keinen elterlichen Hof erben können. Das Problem dabei: 
beide Seiten finden nur schwer zusammen. Ein Projekt der Universität Kassel 
und der Zukunftsstiftung Landwirtschaft will dies ändern.

Die Zahlen der Agrarstrukturerhebung 
des Statistischen Bundesamtes spre-

chen für sich: Zwischen 1999 und 2007 
schlossen umgerechnet täglich 33 Höfe in 
Deutschland für immer ihre Tore. Die Zahl 
der landwirtschaftlichen Betriebe reduzier-
te sich in diesem Zeitraum um 27 Prozent, 
von rund 472.000 auf etwa 374.500. Auch 
die Zahl der Arbeitskräfte in der Landwirt-
schaft sank 2007 im Vergleich zu 1999 um 
12,9 Prozent auf 1,25 Millionen – als Folge 
von Rationalisierungen, aber auch infolge 
des Höfesterbens. 

Mehrzahl der 
Hofnachfolgen ungeklärt

Die Gründe für die Hofaufgabe sind da-
bei recht verschieden. Es gibt Betriebslei-
terinnen und Betriebsleiter, die für ihren 
Betrieb keine wirtschaftliche Zukunft 
mehr sehen. Bei vielen aber ist das Ren-
tenalter erreicht und kein Hofnachfolger 
in Sicht. Wie überall in Europa ist auch in 
Deutschland das Durchschnittsalter der 
landwirtschaftlichen Betriebsleiter relativ 
hoch: 2007 waren rund 47 Prozent der 
Betriebsleiter älter als 50 Jahre, aber nur 
knapp 15 Prozent jünger als 35 Jahre (Ag-
rarstrukturerhebung 2007). Die 10jährig 
stattfindende Landwirtschaftszählung des 
Statistischen Bundesamtes stellte 1999 
fest, dass nur ein Drittel aller Landwirte 
über 45 Jahre einen sicheren Nachfolger 
hatten. Bei zwei Dritteln war die Hofnach-
folge ungeklärt oder die Entscheidung zur 
Aufgabe bereits gefallen. Die gerade lau-
fende Landwirtschaftszählung 2010 wird 
diesen Trend vermutlich bestätigen.

Nicht abfinden, sondern 
handeln!

Angesichts der großen Zahl ungeklärter 
Hofnachfolgen und der damit verbunde-

nen Auswirkungen für die ländliche Ent-
wicklung – wie Landflucht, Verlust von 
Arbeitsplätzen, Gebäudeleerstand und 
Veränderungen der Kulturlandschaft – 
sah Christian Vieth, Wissenschaftlicher 
Mitarbeiter am Fachbereich Ökologische 
Agrarwissenschaften der Universität Kas-
sel, Handlungsbedarf. Dabei lag die Lösung 
für ihn auf der Hand: „Nicht nur die Zahl 
der Hofschließungen aufgrund fehlender 
Nachfolger nimmt zu“, erläutert der Agra-
ringenieur. „Auch immer mehr Studieren-
de der Agrar- und Gartenbauwissenschaf-
ten und Absolventinnen und Absolventen 
von landwirtschaftlichen Fach- und Meis-
terschulen suchen nach einer Möglich-
keit, einen landwirtschaftlichen Betrieb 
zu gründen.“ Laut Vieth kommen rund 50 
Prozent der Landwirtschafts- und Garten-
bau-Absolventen nicht von einem elterli-
chen landwirtschaftlichen Betrieb, sind 
aber auf der Suche nach einem passenden 
Hof. Beide Seiten zusammenzubringen 
und eine außerfamiliäre Hofnachfolge zu 
erleichtern, war für ihn der Schlüssel zur 
Lösung des Problems.

Hofbörse und Beratung ins 
Leben gerufen

Ein Instrument hierfür ist das 2008 von der 
Universität Kassel und der Zukunftsstif-
tung Landwirtschaft (www.zs-l.de) gegrün-
dete Internetportal www.hofgruender.de. 
Hier können Landwirte ihren Hof präsen-
tieren und einen Nachfolger suchen – oder 
sich Gründungswillige auf die Suche nach 
einem passenden Hof machen. Mit monat-
lich über 4.000 Besuchern stößt die Seite 
auf große Resonanz. 
Dass ein Projekt zur Erleichterung von 
Hofübergaben recht aufwändig ist und 
mehr als einer Hofbörse bedarf, war Vieth 
von Anfang an klar. Neben der Universität 
Kassel und die Zukunftsstiftung Landwirt-
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Partner und Experten • Perspektiven

Hofnachfolger 
gesucht!

schaft gibt es deshalb weitere Kooperati-
onspartner, die am Beratungsprozessen 
beteiligt sind. Gemeinsam bieten sie eine 
intensive Beratung und umfassende Infor-
mationen rund um die Hofübergabe an. Be-
vor Anbieter und Nachfrager zum ersten 
Mal zusammentreffen, werden die Motive 
für eine Hofabgabe und -übernahme in ei-
nem Beratungsgespräch näher besprochen. 
„Ob eine Hofübergabe erfolgreich ist oder 
nicht, liegt nicht zuletzt an der Beratung 
und der Übergabebegleitung“, erklärt Vieth, 
„denn selten sind das Prozedere der Hof-
übergabe und ihre Tragweite beiden Seiten 
bekannt.“ Die Finanzierung der Hofbörse 
erfolgt ausschließlich über Spenden. Be-
triebsberatungen werden durch Honorare 
abgegolten. 

Schritt für Schritt zur 
Übergabe

Jeder Hofübergabeprozess ist indivuell. 
Grundlage aller Übergaben ist jedoch, 
dass es sich um einen Prozess handelt, 
der sich über einen längeren Zeitraum 
hinziehen und in verschiedene Phasen 
eingeteilt werden kann. Kennzeichen 
erfolgreicher Hofübergaben sind klare 
Prozesse, Entscheidungen und Transpa-
renz bei Vorstellungen und Wünschen. 
Häufig führen mangelnde Absprachen, 
nicht geäußerte Bedürfnisse oder Ängste 
zu Schwierigkeiten oder zum Scheitern 
einer Hofübergabe. Welche Fragen oder 
Klärungsbedarfe zu welchem Zeitpunkt 
anstehen können, beschreibt nachste-
hend aufgeführtes Modell.

Vom „Wollen“ zum „Übergang“
In der 1. Phase – „Das Wollen“ – werden 
das Umfeld und die Motive für eine außer-
familiäre Hofübergabe geklärt. Die Ausei-
nandersetzung mit diesem Thema ist für 
Landwirte nicht selten mit einer schwie-

rigen wirtschaftlichen oder familiär-per-
sönlichen Situation verbunden. Hier findet 
eine betriebliche Standortbestimmung 
statt. Ob eine Übergabe wirklich zustande 
kommt, entscheidet sich in dieser Phase.

Die 2. Phase – „Die Form“ – regelt, wie die 
außerfamiliäre Übergabe konkret ablaufen 
könnte. Hier werden zum Beispiel der tat-
sächliche Wert des Hofes ermittelt oder 
die Übergabeform (Verpachtung, Verkauf, 
Einbringung in eine Stiftung, etc.), künftige 
Lebensmittelpunkte und die Alterssiche-
rung besprochen. In dieser Phase formu-
lieren vor allem die künftigen Altenteiler 
ihre Wünsche, die in späteren Gesprächen 
mit den Nachfolgern besprochen und ggf. 
angepasst werden müssen. Dennoch: nur 
mit einer unmissverständlichen Regelung 
und eigenen klaren Zielvorstellungen sind 
spätere Unklarheiten vermeidbar.

Erst dann beginnt die 3. Phase, „die Suche“ 
nach einem geeigneten Nachfolger. Hier 
sind die Formen der Kontaktaufnahme 
und persönliche Ansprüche zu regeln. 
Wesentliche Motive und Werte für die 
beabsichtigte außerfamiliäre Hofübergabe, 
wie der Erhalt von Geschaffenem und ein 
ordentliches Wirtschaften, sind Kriterien, 
die die potenziellen Nachfolger in fast al-
len Fällen erfüllen sollten.

In der letzten 4. Phase – „Der Übergang“ 
– wird der Hof-Suchende aktiv in den Pro-
zess mit einbezogen. Die vom Abgeben-
den anvisierte Form der Übergabe wird 
mit den Möglichkeiten und Vorstellungen 
der Übernehmenden in Einklang gebracht. 
Diese Phase kann bei einem Verkauf sehr 
kurz sein, sich aber auch über mehre-
re Jahre erstrecken, insbesondere wenn 
Abgebende und Einsteigende für eine 
Übergangszeit den Hof noch gemeinsam 
bewirtschaften. 

 Mehr Informationen:
 Christian Vieth 
 Universität Kassel
  Fachbereich Ökologische  

Agrarwissenschaften
 Telefon: 0 55 42 / 98 16 03
 E-Mail: vieth@hofgruender.de 
 www.hofgruender.de

Rechtzeitig aktiv werden!

„Vier bis fünf Prozent der Hofabgaben ins-
gesamt finden heute außerfamiliär statt“, 
erklärt Christian Vieth. Die meisten Land-
wirte ohne Nachfolger verpachten ihre 
Flächen nach der Betriebsaufgabe aber 
an die umliegenden Berufskollegen. Doch 
auch wenn die außerfamiliäre Hofübergabe 
in der Praxis noch eine Ausnahme ist, lohnt 
es sich, ihr verstärkt Aufmerksamkeit zu 
widmen, denn Hofübergaben innerhalb der 
Familie werden aus verschiedenen Grün-
den in Zukunft immer mehr an Bedeutung 
verlieren. Zudem ist aus der Beratungspra-
xis bekannt, dass ohne die Perspektive ei-
ner Hofnachfolge viele Betriebsleiter/innen 
in Passivität verharren; wichtige wirtschaft-
liche Investitionen in den Betrieb bleiben 
aus. „Dies ist ein Teufelskreis, den man nur 
mit einer realistischen Perspektive für die 
Betriebe durchbrechen kann“, ist sich Vieth 
sicher und ergänzt: „Wir müssen rechtzei-
tig handeln, um die negativen Folgen für die 
Wettbewerbsfähigkeit der Betriebe und 
die ländliche Entwicklung abzumildern.“
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Mit Stiftungen den 
Naturschutz fördern

Von Jan Freese

Nachdem man eine gute Idee für ein Natur- oder Umweltschutzprojekt entwickelt 
und vielleicht schon mit wichtigen Akteuren gesprochen hat, stellt sich unweigerlich 
die Frage, wie das Vorhaben finanziert werden soll. Eine gute Quelle sind Stiftungen. 
In Deutschland gibt es zahlreiche Stiftungen, die auch den Natur- und Umweltschutz 
fördern. Die wichtigsten stellt der folgende Beitrag vor.

Wer ein Projekt mit Hilfe einer Stiftung 
verwirklichen möchte, muss wissen, 

dass man generell zwischen fördernden und 
operativ tätigen Stiftungen unterscheidet. Bei 
fördernden Stiftungen können Förderanträge 
für eigene Projekte gestellt werden, wenn 
sie in das Förderprofil der Stiftung passen. 
Operativ tätige Stiftungen wie die Deutsche 
Wildtierstiftung (www.deutschewildtierstif-
tung.de), die Heinz-Sielmann-Stiftung (www.
sielmann-stiftung.de) oder die NABU-Stif-
tung Nationales Naturerbe (www.naturer-
be.nabu.de) reichen kein Geld an andere 
Projektträger aus, sondern setzen mit den 
Erträgen Projekte direkt selbst um. Eine 
operativ tätige Stiftung könnte allerdings 
eine Projektidee aufgreifen und umsetzen, 
deshalb kann auch hier eine Kontaktaufnah-
me durchaus nützlich sein. Ein Beispiel für 
ein Projekt operativer Stiftungen ist der Be-
trieb eines Naturschutzzentrums.

Wie findet man die 
passende Stiftung?

Angesichts der Vielfalt an Stiftungen stellt 
sich die Frage, wie man die richtige Stif-
tung für sein Projekt findet. Zentrale An-
laufstelle hierfür ist die Datenbank des 
Bundesverbandes Deutscher Stiftungen. 
Unter www.stiftungen.org sind alle Stif-
tungen in Deutschland nach regionalen 
und thematischen Kriterien geordnet. 
Jede Stiftung hat eigene Antrags- und 
Förderbedingungen, die genau studiert 
werden sollten. Wie bei der Mittelakquise 
generell gilt auch hier, dass zum Beispiel 
für Naturschutzprojekte nicht unbedingt 
ausschließlich spezifische Naturschutzstif-
tungen in Frage kommen. Auch Stiftungen 
mit breiterem Fokus, etwa solche, die bil-
dungsorientiert fördern, kommen oft in 
Betracht.

Zwei Große: DBU und Allianz

Zwei Umweltstiftungen, die in Deutschland 
mit einem großen Stiftungsvolumen explizit 
die Umsetzung von Umwelt- und Natur-
schutzzielen verfolgen, sind die Deutsche 
Bundesstiftung Umwelt und die Allianz-
Umweltstiftung.

Die Deutsche 
Bundesstiftung Umwelt 
Mit einem Stiftungskapital von 1,2 Milliar-
den Euro aus dem Verkauf der Salzgitter 
AG wurde von der Bundesregierung 1989 
die Deutsche Bundesstiftung Umwelt 
(DBU) gegründet (www.dbu.de). Ihr Ziel 
ist die Förderung von Projekten in den 
Bereichen Umwelttechnik – insbesondere 
in kleinen und mittleren Unternehmen –, 
Umweltforschung, Umweltkommunikation 
und Kulturgüterschutz. Seit 2006 umfasst 
der Förderbereich explizit auch den Na-
turschutz. Insgesamt hat die DBU bisher 
über 7.500 Projekte mit einem Fördervo-
lumen von mehr als 1,3 Milliarden Euro 
unterstützt. 
Im Jahr 2009 hat die DBU 46.000 Hek tar 
Flächen aus Bundesbesitz in das aufzu-
bauende Nationale Naturerbe übernom-
men. Die hierdurch entstehenden Lasten 
schränken die Fördertätigkeit im Natur-
schutzbereich ein. Dennoch ist die DBU 
immer noch einer der größten Förderer 
im Naturschutzbereich. Um die generel-
le Förderfähigkeit zu prüfen, benötigt die 
DBU zunächst eine kurze Projektskizze. 
Erst dann wird (gegebenenfalls) der Vollan-
trag verfasst.
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Mit Stiftungen den 
Naturschutz fördern

Die Allianz-Umweltstiftung
Zu ihrem 100. Geburtstag hat die Allianz-
Versicherung 1990 ihre Umweltstiftung 
(www.allianz-umweltstiftung.de) errichtet. 
Ihr Grundstockvermögen beträgt 50 Mil-
lionen Euro. Die Allianz-Umweltstiftung 
fördert Projekte, die modellhaft nicht nur 
die Natur beziehungsweise die Umwelt 
allein im Blick haben, sondern auch den 
Menschen und seine Bedürfnisse mit ein-
beziehen. Die Projekte sollen außerdem 
die nachhaltige Verbesserung von Umwelt 
und Natur mit sozialen, kulturellen oder 
bildungsbezogenen Anliegen verknüpfen. 
Gefördert werden können nur gemeinnüt-
zige Träger. Die Beantragung erfolgt auch 
hier zunächst mit einer drei- bis vierseiti-
gen Skizze.

Wer fördert noch?

Es gibt noch weitere projektfördernde 
Stiftungen im Natur- und Umweltschutzbe-
reich. Hierzu zählen:
Die HIT Umwelt- und Naturschutz-Stiftung 
(www.hit-umweltstiftung.de) fördert jähr-
lich bundesweit ca. 50 Projekte gemeinnüt-
ziger Träger, in der Regel mit bis zu 15.000 €. 
Die Michael-Otto-Stiftung (www.michaelot-
tostiftung.de) bietet Kindern und Jugend-
lichen zum Beispiel die Möglichkeit, eigene 
Projekte zum Schutz der Ressource Was-
ser umzusetzen – durch Einrichten eines 
Tümpels, die Übernahme einer Bachpaten-
schaft oder die Konzeption einer Wander-
ausstellung (Förderbereich Aqua-Projekte).
Die Naturstiftung David (www.naturstif-
tung-david.de) unterstützt kleinere Natur-
schutzprojekte in den ostdeutschen Bun-
desländern mit Beträgen zwischen einigen 
hundert und wenigen tausend Euro.

Eine weitere Quelle: 
Länder-Lotterien 

Alle Bundesländer finanzieren Projekte im 
Umwelt-, Naturschutz- und Entwicklungs-
zusammenhang auch über die Einnahmen 
aus Lotterien, die in der Regel über Lan-
desstiftungen ausgeschüttet werden. Das 
Stiftungskapital dieser Landesstiftungen ist 
oft gering, die Ausschüttungen können aber 
durchaus hoch sein, da den Stiftungen über 
die Landeshaushalte jährlich Überschüsse 
aus dem Glücksspielmonopol zufließen.
Die Abwicklung der Mittel aus Bingo! – die 
Umweltlotterie und Glücksspirale erfolgt in 
den Bundesländern über verschiedene 
Landesstiftungen (siehe Tabelle 1).

Auch Kleinvieh macht Mist!

Neben einigen großen, bundesweit tätigen 
Stiftungen gibt es eine Vielzahl kleiner, zum 
Teil nur regional tätiger Stiftungen, die oft 
einen sehr speziellen Stiftungszweck haben. 
Deshalb gilt es, die Augen offen zu halten, 
um zu sehen, ob neben den hier genannten 
großen Stiftungen nicht regionale Stiftun-
gen, zum Beispiel des Landkreises, einer 
Stadt oder eines lokalen Stifters, für die 
Finanzierung eines Projektes in Frage kom-
men.

Umweltstiftungen 
stellen sich vor
Eine für den Bundesverband Deutscher Stiftun-
gen erstellte Broschüre stellt die Ideen, Ziele 
und Merkmale von 82 Umweltstiftungen in Form 
eines Selbstportraits vor. Die Broschüre kann 
entweder über den Bundesverband Deutscher 
Stiftungen e.V. (Telefon: 030 / 89 79 470; E-Mail: 
bundesverband@stiftungen.org) bezogen wer-
den oder steht kostenlos unter www.netzwerk-
laendlicher-raum.de/umweltstiftungen zum Down-
load bereit.

 Mehr Informationen:
 Dr. Jan Freese
 Deutsche Vernetzungsstelle 
 Ländliche Räume
 Telefon: 02 28 / 68 45 34 77
 E-Mail: jan.freese@ble.de
 www.netzwerk-laendlicher-raum.de

Wie arbeitet eine Stiftung?
Eine Stiftung wird von einem oder meh-
reren StifterInnen mit einem Vermögen 
ausgestattet, das zur Verfolgung eines fest-
gelegten Stiftungszwecks eingesetzt wer-
den muss. Stiftungszweck und Arbeitsweise 
werden in einer Satzung festgelegt und von 
einem Vorstand umgesetzt. Für die Beauf-
sichtigung ist die staatliche Stiftungsaufsicht 
zuständig. Der Ertrag aus dem Stiftungska-
pital (Zinsen) wird, gegebenenfalls ergänzt 
durch weitere Einnahmen, zur Verwirkli-
chung des Stiftungszwecks eingesetzt; das 
Aufbrauchen des Stiftungskapitals ist dabei 
untersagt.

Bundesland Landesstiftung

Baden-Württemberg
Stiftung Naturschutzfonds Baden-Württemberg 
(www.stiftung-naturschutz-bw.de)

Bayern
Bayerischer Naturschutzfonds 
(www.stmugv.bayern.de/de/aktiv/nsf.htm)

Berlin
Stiftung Naturschutz Berlin
(www.stiftung-naturschutz)

Brandenburg
Stiftung Naturschutzfonds Brandenburg
(www.naturschutzfonds.de)

Hamburg
Norddeutsche Stiftung für Umwelt und Entwicklung 
(www.nue-stiftung.de)

Hessen Stiftung Hessischer Naturschutz
(www.stiftung-hessischer-naturschutz.de)

Mecklenburg-Vorpommern
Norddeutsche Stiftung für Umwelt und Entwicklung 
(www.nue-stiftung.de)

Niedersachsen
Bingo-Stiftung für Umwelt und Entwicklungszusammenarbeit
(www.bingostiftung.de)

Nordrhein-Westfalen
Nordrhein-Westfalen-Stiftung Naturschutz, Heimat und 
Kultur (www.nrw-stiftung.de)

Rheinland-Pfalz
Stiftung Natur und Umwelt Rheinland-Pfalz
(www.umweltstiftung.rlp.de)

Saarland Naturlandstiftung Saar (www.nls-saar.de)

Sachsen
Sächsische Landesstiftung Natur und Umwelt
(www.lanu.de)

Sachsen-Anhalt
Stiftung Umwelt-, Natur- und Klimaschutz des Landes 
Sachsen-Anhalt
(www.sunk-lsa.de)

Schleswig-Holstein
Bingo!-Projektförderung
(www.projektfoerderung.de)

Thüringen
Stiftung Naturschutz Thüringen 
(stiftung-naturschutz-thueringen.de)
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Tabelle 1:  Stiftungen der Bundesländer zur Abwicklung der Mittel aus Bingo!  
– die Umweltlotterie und Glücksspirale
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Mehr Energieholz auf 
Deutschlands Äcker!

 Von Christian Colmer

Seit Januar 2010 baut das Technologie-Transfer-Zentrum Bremerhaven zusammen 
mit weiteren Partnern das Nationale Netzwerk für Energieholzplantagen auf. Ziel 
ist es, Investitionen im Energieholzbereich anzuregen und so die Anbauflächen in 
Deutschland auszudehnen.

„Vorhandenes Wissen nutzen, um wirt-
schaftlich rentable sowie ökologisch und 
sozial nachhaltige Kurzumtriebsplantagen-
Projekte mit starken Partnern zu realisie-
ren – das ist unser Ziel!“ So beschreibt 
Projektkoordinator Alexander Schank 
vom Technologie-Transfer-Zentrum (tzz) 
Bremerhaven die Intention des Natio-
nalen Netzwerks für Energieholzplanta-
gen. Das Netzwerk umfasst die gesamte 
unternehmerische Wertschöpfungskette 
von Kurzumtriebsplantagen (KUP; siehe 
Kasten), außerdem Verbände und For-
schungseinrichtungen. Es wird vom Bun-
deswirtschaftsministerium und von der 
EU-Kommission für insgesamt 3 Jahre ge-
fördert. 

Partner vernetzen, 
Märkte ausbauen

Zu Jahresbeginn haben sich 20 Partner-
unternehmen zusammengeschlossen, um 
zunächst vier Modellprojekte in Schleswig-
Holstein, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-
Pfalz, Baden-Württemberg und Nieder-
sachsen durchzuführen. Diese sollen später 
als Best-Practice-Beispiele für weitere Re-
gionen dienen.
Um dies zu erreichen, hat sich das KUP-
Netzwerk folgende strategische Ziele ge-
setzt:

•  Projektorientierte Verknüpfung geeigne-
ter Marktpartner mit wirtschaftlichem 
Interesse (regional und überregional);

•  Kostenersparnis der Netzwerkpartner 
durch Synergieeffekte und Projekt-För-
dermittel;

•  Überwindung von Markt- und Rechtsbar-
rieren für KUP-Betreiber, KUP-Produkte 
(Energie- und Papierholz) und andere 
Marktakteure aus dem Biomasse-Bereich;

•  Erhöhung des Informationsflusses zwi-
schen Markt, Forschung und Politik;

•  Etablierung der KUP-Idee in der Bioener-
giebranche.

Internetportal: 
von der Markt- zur 
Handelsplattform

Seit März 2010 ist die Internetseite www.
kup-netzwerk.info online. Sie dient als 
Marktplattform und erste Anlaufstelle für 
Unternehmer, Experten und Interessierte 
im Energieholz-Bereich. Viele Unterneh-
mer sind stark an Energieholz aus KUP 
interessiert, suchen jedoch noch kom-
petente und unabhängige Experten, um 
ihre Investitionsentscheidung abzusichern. 
Weiterhin brauchen Unternehmer erfah-
rene Partner, um eine KUP erfolgreich 
anzulegen, zu bewirtschaften und deren 
Produkte zu vermarkten. Beides kann die 

Glossar
Kurzumtriebsplantagen – KUP – sind An-
pflanzungen schnell wachsender Bäume 
wie Pappeln und Weiden auf land- oder 
forstwirtschaftlichen Flächen, die inner-
halb kurzer Zeit Holz als nachwachsen-
den Rohstoff liefern.

KUP-Marktplattform über verschiedene 
Funktionen leisten, etwa die „Marktpart-
nerkarte“ und die „Marktpartnersuche“. 
Weiterhin bietet sie Forschungseinrich-
tungen die Möglichkeit, auf ihre neuesten 
Veröffentlichungen und Veranstaltungen 
aufmerksam zu machen. 
Bereits heute haben sich mehr als 80 neue 
Unternehmen, Kompetenzzentren und 
Forschungseinrichtungen auf dem Internet-
portal registriert. Die Registrierung ist kos-
tenfrei. Mittelfristig soll die Marktplattform 
als Handelsplattform ausgebaut werden. So 
werden Nutzer in Zukunft die Möglichkeit 
haben, tagesaktuell Rohstoff-Mengen und 
Dienstleistungen anzubieten.

Bekanntheitsgrad steigern

Das Projekt KUP-Netzwerk ist auch Stütz-
punkt der europaweiten Kampagne „Sustai-
nable Energy Week“ und wurde von der Eu-
ropäischen Kommission für die Auszeichnung 
„Sustainable Demonstration Projects“ no-
miniert. In diesem Rahmen fand am 23. März 
2010 in Göttingen ein Workshop für Fachjour-
nalisten statt, um auch die breite Öffentlichkeit 
für das Thema zu sensibilisieren. Weiterhin ist 
ein KUP-Gemeinschaftsstand auf der Messe 
Bioenergy Decentral im November in Hanno-
ver geplant, zu der auch neue Unternehmen 
als Aussteller eingeladen sind.

  Mehr Informationen:
Alexander Schank 
Projektleiter Erneuerbare Energien 
Technologie-Transfer-Zentrum (ttz) 
Bremerhaven  
Telefon: 04 71 / 9 44 87 01 
E-Mail: aschank@ttz-bremerhaven.de  
www.ttz-bremerhaven.de
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3 bis 4
KUP – Leucht-
turmprojekte

3 Säulen des 
KUP-Netzwerks

Aufbau eines
Unternehmens-

netzwerks

Neue 
Unternehmens- + 

F&E-Projekte

• SH
• NRW
• BW + RLP
• BRAUNSCHWEIG

• Zentralkongress
•  Internet-  

Marktplattform
•  Trainingskurse 
- Mitarbeiterquali. 
- Regionalmarket.

• Investitionsförderung
• Auslandsprojekte
•  neue individuelle  

Vorhaben 
- neue Maschinen 
- neue Techniken 
- neue Konzepte
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Die Berufsschäfer in der VDL
Der Ausschuss der Berufsschäfer der Vereinigung 
Deutscher Landesschafzuchtverbände (VDL) e.V. 
wurde 2008 gegründet. Er informiert zu berufsspezifi-
schen Fragestellungen und fördert die Fortbildung und 
Kommunikation seiner Mitglieder. Zudem betreibt er 
Lobbyarbeit, um erforderliche Anpassungen der ge-
setzlichen Rahmenbedingungen zu erreichen.

Schäfern 
eine Stimme geben

 Von Günther Czerkus

Schäfer erbringen zahlreiche Leistungen für die Gesellschaft, werden dafür 
aber kaum honoriert. Zudem sind ihre Arbeitsbedingungen alles andere als rosig. 
Die Berufsschäfer in der Vereinigung Deutscher Landesschafzuchtverbände sind 
angetreten, dies zu ändern.

Hirten wirtschaften meist auf Flächen, 
die kaum ein anderer nutzen kann. 

Hier erzeugen sie hochwertige Lebensmit-
tel – Fleisch, Milch und Käse. Mit ihrer sehr 
extensiven Bewirtschaftung ertragsarmer 
Standorte erbringen sie außerdem zahlrei-
che Leistungen für den Natur- und Umwelt-
schutz: Sie erhalten bedrohte Lebensräume 
für Pflanzen und Tiere, vernetzen Biotope, 
fördern die Artenvielfalt und verschönern 
das Landschaftsbild. Extensiv genutztes, 
artenreiches Grünland filtert außerdem 
Schadstoffe aus dem Wasser, verhindert 
Bodenerosion und ist eine wirkungsvolle 
CO2-Senke. 

Umweltleistungen zu 
wenig honoriert

Die Crux bei all dem ist: Schäfer haben welt-
weit in der gesamten Landwirtschaft die 
längsten Arbeitszeiten und erwirtschaften 
gleichzeitig das niedrigste Einkommen. Zwar 
werden die Natur- und Umweltleistungen 
der Schäfer heute teils über Pflegeaufträge 
– den so genannten Vertragsnaturschutz –, 
teils über Agrarumweltmaßnahmen hono-
riert. Doch werden die Mittel und die in 
Frage kommenden Gebietskulissen in be-

drohlichem Umfang beschnitten. Auf Dau-
er können Schäfereien aber nur bestehen, 
wenn ihre Leistungen auch finanziell aner-
kannt werden.

Stolpersteine bei Ordnungs-
recht und Förderung

Hinzu kommt, dass die Fördermöglichkeiten, 
Gesetze oder Ausführungsbestimmungen 
ihren berufsspezifischen Arbeitsbedingun-
gen oft nicht gerecht werden. Viele Rege-
lungen zum Fachrecht bzw. zu Cross-Com-
pliance – also der Verknüpfung der Prämien 
für die Landwirtschaft mit der Einhaltung 
von Umweltstandards – treffen Schäferei-
en stärker als Ackerbau- oder Intensiv-
grünlandbetriebe. Schäfer tragen bei der 
Agrarförderung das höchste Kontrollrisiko. 
Hierzu zwei Beispiele: 1) Ein großer Teil der 
festgestellten Cross-Compliance-Verstöße 
betrifft die Tierkennzeichnung. Doch ist es 
wesentlich leichter, bei einem Traktor den 
Ölverlust zu verhindern als bei einem Wei-
detier den Verlust der Ohrmarke – in einem 
Betrieb gibt es vielleicht drei Traktoren, aber 
900 Ohrmarken. 2) Die förderfähige Grö-
ße eines Maisackers in Oldenburg lässt sich 
einfach und unkompliziert auch auf dem 

Luftbild bestimmen. Eine klein strukturierte 
Grünlandfläche in einem Naturschutzgebiet 
im Mittelgebirge ergibt jedoch bei jeder Vor-
Ort-Kontrolle eine andere Größe.

Aufklärung betreiben, 
Austausch ermöglichen

Der Ausschuss der Berufsschäfer der Verei-
nigung Deutscher Landesschafzuchtverbän-
de e. V. (siehe Kasten) will etwas gegen diese 
Probleme unternehmen. Er ist überzeugt, 
dass die Lösung nur in angepassten Preisen 
für Schäferei-Erzeugnisse liegen kann, vor al-
lem aber darin, die spezifischen Belange der 
Schäfer in der Agrarförderung zu berück-
sichtigen. Der erste Schritt in diese Rich-
tung ist die Aufklärung. Hierzu veranstaltet 
der Ausschuss vom 5. Juni 2010 bis zum 17. 
Oktober 2010 einen Hirtenzug durch Teile 
Europas. Ziel ist es zu zeigen, dass Schafe 
und Ziegen nicht nur sympathisch, sondern 
auch überaus nützlich sind. Auch darüber 
hinaus schafft der Ausschuss Gesprächs-
ebenen, zum Beispiel auf dem Deutschen 
Grünlandtag am 16. und 17. Oktober 2010 
in Trier. Außerdem wird 2010 ein bundes-
weiter Workshop zur Feinabstimmung der 
Förderfähigkeit von Landschaftselementen 
durchgeführt.

  Mehr Informationen:
Günther Czerkus 
Vereinigung Deutscher Landesschafzuchtverbände 
Ausschuss der Berufsschäfer 
Telefon: 0 30 / 31 90 45 40 
E-Mail: info@schafe-sind-toll.de 
www.schafe-sind-toll.de
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Aktiv für den Gewässerschutz: 
Landwirte als Versuchstechniker

Von Andrea Hanse

Das Dienstleistungszentrum Ländliche Räume in Bad Kreuznach hat sich zur 
Aufgabe gemacht, die Landwirte stärker für den Gewässerschutz zu sensibi-
lisieren. Inspiriert von der DVS-Tagung „Landwirtschaft und WRRL“ im März 
2009 wurde beschlossen, ein eigenständiges Projekt zur Umsetzung der Was-
serrahmenrichtlinie in der landwirtschaftlichen Beratung ins Leben zu rufen. 

Das Projekt „Landwirtschaftliche Be-
ratung zum Schutz vor Nährstoff-

einträgen in die Gewässer“ der rheinland-
pfälzischen Landesregierung ist 2010 an 
den Start gegangen und für eine Dauer 
von vier Jahren angelegt. Hierfür wurden 
zunächst insgesamt acht Regionen ausge-
macht, in denen aufgrund einer intensiven 
landwirtschaftlichen Nutzung und der geo-
logischen Gegebenheiten die Auswaschung 
von Nährstoffen von den Flächen in die 
Gewässer besonders hoch ist. Zu ihnen 
zählen beispielsweise der Landkreis Bit-
burg Prüm mit seinem großen Viehbestand 
und Maisanbau, die Pellenz mit ihrer hohen 
Grundwasserneubildung und die Vorder-
pfalz mit ihren guten Böden und der inten-
siven Bewirtschaftung. In diesen Regionen 
werden nun insgesamt 15 „Leitbetriebe“ 
gesucht: Sie sollen typisch für die Region 
sein, der Gewässerschutzberatung offen 
gegenüberstehen und bereit sein, in ihren 
Betrieben Versuche anzulegen und darüber 
zu berichten. In enger Zusammenarbeit mit 
den Betriebsleitern werden dort Wirksam-
keit, Rentabilität und Akzeptanz verschie-
dener Maßnahmen getestet. 

Gebündeltes Know-how 
und gute Kontakte

Bei der Auswahl geeigneter Betriebe wird 
unter anderem der Vorteil genutzt, dass 
es im Dienstleistungszentrum Ländliche 
Räume (DLR) viele Berührungspunkte zwi-
schen dem Projekt und der allgemeinen 

landwirtschaftlichen Beratung, den Schu-
len, dem Versuchswesen, der Kontrolle und 
weiteren Projekten gibt. Durch Projekte 
wie zum Beispiel „Partnerbetrieb Natur-
schutz“ sowie durch die Versuchstechniker 
im DLR bestehen gute Kontakte zu geeig-
neten Betrieben. Landwirte, die sich mit 
speziellen Fragen zur Stickstoffdüngung 
an die Beratung wenden, erhalten durch 
das neue Projekt zum Gewässerschutz die 
Möglichkeit, diese in eigenen Versuchen 
selbst zu beantworten. 

Versuche individuell 
abgestimmt

Erklärt sich ein Betriebsleiter zur Teilnah-
me am Projekt bereit, wird überlegt, bei 
welcher Kultur sich ein Versuch anbietet – 
zum Beispiel Raps, Weizen oder Mais. Nach 
der Auswahl einer geeigneten Versuchsflä-
che stellt der Landwirt seine Anbaustra-
tegie dar. Gemeinsam wird dann eine 
Maßnahme ausgewählt, mit der die Nitrat-
auswaschung vermindert werden soll. Das 
können der Anbau von Zwischenfrüchten, 
der Einsatz von Nitrifikationshemmern bei 
der Gülleausbringung oder die Einsaat von 
Getreidestreifen quer zum Hang im Mais-
anbau sein. Anschließend werden der Ver-
suchsaufbau und die nächsten Schritte ab-
gestimmt. Versuchsanlage und Ernte führt 
der Landwirt – mit Unterstützung des Ver-
suchswesens – in eigener Regie durch. Für 
die Entnahme und Auswertung der Proben 
ist die Projektleitung am DLR zuständig. So 

wird der Betriebsleiter zum Versuchstech-
niker, der sich und seine Berufskollegen auf 
den eigenen Flächen von der Wirksamkeit 
einzelner Maßnahmen überzeugen und de-
ren Kosten und Nutzen abwägen kann.

Förderung und Beratung 
weiterentwickeln

Der Wille der Landwirte, etwas für den 
Gewässerschutz zu tun, ist vorhanden. Be-
reits bei den ersten Projektvorstellungen 
haben einige Betriebe ihre Bereitschaft 
zur Teilnahme signalisiert. Das DLR möch-
te mit dem Projekt einen Beitrag zu einer 
gewässerschonenden und gleichzeitig öko-
nomisch tragfähigen landwirtschaftlichen 
Erzeugung leisten. Die Ergebnisse sollen in 
die bestehenden Beratungskonzepte inte-
griert werden und zudem das landeseige-
ne Förderprogramm PAULa (Programm 
Agrar-Umwelt-Landschaft) in Sachen Ge-
wässerschutz weiterentwickeln.

 Mehr Informationen:
 DLR Rheinhessen-Nahe-Hunsrück 
 Andrea Hanse
 Telefon: 06 71 / 82 04 80
 E-Mail: dlr-rnh@dlr.rlp.de
 www.dlr-rnh.rlp.de

Ausbringen von Gärresten vor Silomais mit Nitrifikationshemmstoff in Steinweiler. 
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Engagiert für Europa? 
    EU unterstützt!

        Von Christine Wingert-Beckmann

Das Programm „Europa für Bürgerinnen und Bürger“ fördert bürgerschaftli-
ches Engagement in und für Europa. Es will den Bürgerinnen und Bürgern die 
Europäische Union sowie die ihr zugrunde liegenden Werte näherbringen und so 
ihr Verantwortungsgefühl für die Zukunft der EU stärken. 

Bürgerschaftliches Engagement für 
Europa kann viele Formen haben, 

entsprechend vielseitig ist das Programm 
„Europa für Bürgerinnen und Bürger“: So 
können zum Beispiel Kommunen oder 
Vereine im Rahmen ihrer städtepart-
nerschaftlichen Beziehungen Zuschüsse 
zu Bürgerbegegnungen oder zu thema-
tischen Konferenzreihen für einen län-
gerfristigen Fachaustausch mit anderen 
europäischen Kommunen beantragen 
(Aktion 1). Für Vereine und Verbände, die 
auf europäischer Ebene tätig sind, gibt es 
Betriebskostenzuschüsse zur Unterstüt-
zung ihrer laufenden Arbeit; Forschungs-
institute können Studien zu Europafragen 
fördern lassen (Aktion 2). Ausstellungen, 
Veranstaltungen und Publikationen von 
Archiven und Gedenkstätten, die sich mit 
Deportationen und Massenvernichtung 
zu Zeiten des Nationalsozialismus bezie-
hungsweise des Stalinismus befassen, wer-
den im Rahmen der Aktion 4 – „Aktive 
europäische Erinnerung“ – gefördert.

Wichtig: 
der europäische Fokus

Neben der Förderung von städtepartner-
schaftlichen Beziehungen dürfte für länd-
liche Räume besonders die Projektförde-
rung für Vereine, Verbände, Stiftungen und 
andere zivilgesellschaftliche Organisatio-
nen interessant sein (Aktion 2, Maßnahme 
3). Wichtig ist hier, dass die Veranstaltungen 
oder Publikationen mindestens von einer 
weiteren Partnerorganisation aus einem 
anderen am Programm teilnehmenden 
Land mitgetragen werden. Dies sind neben 
den 27 EU-Mitgliedstaaten Kroatien, Maze-
donien und Albanien.

Gut beraten mit der  
Kontaktstelle

Die Kontaktstelle Deutschland „Europa für 
Bürgerinnen und Bürger“ (KS EfBB) hilft in 
jedem Stadium der Antragsvorbereitung: 
bei ersten Anfragen zur Förderfähigkeit 

von Projekten, beim Auffinden der notwen-
digen Unterlagen sowie bei Fragen zu den 
Antragsformularen. Zudem bietet sie einen 
„Antragscheck“ an, das heißt, auf Wunsch 
wird der ausgefüllte Antrag auf Vollständig-
keit und Plausibilität geprüft, bevor er von 
den Antragstellern nach Brüssel gesandt 
wird.
In circa 20 Vorträgen und Seminaren pro 
Jahr informieren die Mitarbeiterinnen der 
KS EfBB über das Programm und seine 
Fördermöglichkeiten. Die nächsten Termi-
ne finden Sie auf unter www.kontaktstelle-
efbb.de sowie im Newsletter der KS EfBB 
(Abo über die Internetseite unter „Infos & 
Service“).

  Mehr Informationen:
Kontaktstelle Deutschland  
»Europa für Bürgerinnen und Bürger« 
bei der Kulturpolitischen Gesellschaft 
e.V. (KS EfBB) 
Christine Wingert-Beckmann,  
Monika Lühn 
Telefon: 02 28 / 2 01 67-21 
E-Mail: info@kontaktstelle-efbb.de 
www.kontaktstelle-efbb.de 
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Projekt „Omnibus der Demokratie“: 
Der Omnibus in Naumburg.
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Anpassen an den 
Klimawandel – 
aber wie?
 Von Sören Bronsert

Dass in den nächsten Jahrzehnten wesent-
liche Klimaänderungen zu erwarten sind, 
ist unstrittig. Die Aussagen über Auswir-
kungen und Anpassungsmöglichkeiten für 
die Land- und Forstwirtschaft in Mittel-
europa fallen jedoch meist vage aus. Ein 
Grund hierfür sind die regional stark vari-
ierenden Klimaszenarien sowie die spezi-
ellen Standort- und Produktionsbedingun-
gen jedes Betriebes. Um ihre Produktion 
an die klimatischen Bedingungen anpassen 
zu können, benötigen Praktiker konkrete 
Handlungsempfehlungen.  
Eine erste Orientierungshilfe bieten die 
Autoren des Buches „Landwirtschaft 
im Klimawandel“. Im ersten Kapitel be-
schreiben sie für unterschiedliche mit-
teleuropäische Regionen die Wirkungs-
zusammenhänge der Ökosysteme sowie 
die Auswirkungen des Klimawandels auf 
landwirtschaftliche Produkte und auf die 
Ressourcen Pflanzen, Boden und Wasser. 
Die folgenden Kapitel widmen sich de-
tailliert und praxisnah den Auswirkungen 
und möglichen Anpassungsstrategien für 
die verschiedenen land- und forstwirt-
schaftlichen Produktionssysteme (Acker-
bau, Dauergrünland, Forst). Diese Sys-
teme werden aufgrund der kurz- oder 
langfristigen Änderungspotenziale und 
der unterschiedlichen Anpassungskosten 
getrennt voneinander betrachtet. Das 
Buch beschreibt anschaulich, wie im Zu-
sammenspiel von sozio-ökonomischen 
und produktionstechnischen Anpassungs-
strategien das Risiko der Ertragsverluste 
gemindert werden kann.

Joesf Eitzinger, Kurt Christian Kersebaum, 
Herbert Formayer, 2009: Landwirtschaft 
im Klimawandel. Auswirkungen und An-
passungsstrategien für die land- und forst-
wirtschaftlichen Betriebe in Mitteleuro-
pa. Verlag Agrimedia, Clenze, 320 Seiten. 
ISBN: 978-3-86037-378-1

Professionelles 
Management von 
Ehrenamtlichen

Von Juliane Mante

Ohne ehrenamtliches Engagement wäre 
auch ländliche Entwicklung nicht denkbar. 
Dabei wird die Bedeutung eines moder-
nen Ehrenamtsmanagements oft unter-
schätzt, was angesichts sinkender Mitglie-
derzahlen in vielen Organisationen und 
des Wandels im Ehrenamt (etwa bei Mo-
tiven, Dauer und Ansprüchen an das Eh-
renamt) verwunderlich ist. Bernd Wallraf 
beschreibt in seinem Buch, basierend auf 
Erkenntnissen der Ehrenamtsforschung 
(Kapitel 1) sowie auf eigenen empirischen 
Erhebungen und praktischen Erfahrungen 
(Kapitel 2), die Zusammenhänge zwischen 
Engagementbereitschaft und Erfolg. Am 
Beispiel von Greenpeace untersucht er 
die Erfolgskriterien ehrenamtlicher Arbeit 
in Nichtregierungsorganisationen und gibt 
Empfehlungen für ein professionelleres 
Ehrenamtsmanagement (Kapitel 3). 
Der Autor kommt zu dem Schluss, dass 
Ehrenamt zwar allen Beteiligten Vorteile 
bringt, für die Organisationen aber nicht 
zum Nulltarif zu haben ist. Dabei lohnen 
sich umfassende Qualifizierungs- und Wei-
terbildungsangebote für die Organisatio-
nen doppelt: Sie gewährleisten einerseits 
die notwendige Qualität der sich immer 
stärker spezialisierenden ehrenamtlichen 
Tätigkeiten. Andererseits fördern sie die 
Motivation der Ehrenamtlichen, sich re-
gelmäßig und dauerhaft zu engagieren. 
Möglichst viel Raum für Mitgestaltung, 
aber auch emotionale Bindungen und fle-
xibles Handeln von Ehrenamtlichen und 
Hauptamtlichen, werden als weitere Er-
folgsfaktoren genannt.

Bernd Wallraff, 2010: Professionelles Ma-
nagement von Ehrenamtlichen – Eine 
empirische Studie am Beispiel von Green-
peace Deutschland. Budrich UniPress, Op-
laden & Farmington Hills MI, 234 Seiten. 
ISBN: 978-3-940755-40-7.

Nach dem Öl: 
Mobilität neu 
denken
 Von Stefan Kämper

Seit dem weltweiten „Aufholen“ von Ent-
wicklungs- und Schwellenländern beim 
automobilen Verkehr wird deutlich, dass 
die – vermeintlich unbegrenzt verfügbaren 
– Ressourcen endlich sind. Die Autoren 
des vorliegenden Buches plädieren jedoch 
nicht nur dafür, die fossilen Brennstoffe zu 
ersetzen, sie fordern vielmehr einen Pers-
pektivenwechsel: vom technisch begriffenen 
Verkehr zu einem umfassend verstandenen 
Mobilitätsbegriff. 
Der Mensch mit seinen Bedürfnissen steht 
im Mittelpunkt; nicht nur die Ortsverände-
rung wird berücksichtigt, sondern sämtliche 
Formen, Motive und emotionalen Kompo-
nenten der Mobilität. Vor dem Hintergrund 
der gegenwärtigen Situation entwickeln die 
Autoren „Leitplanken“ als Wegweiser zur 
postfossilen Mobilität. Diese sollen helfen 
eine neue „mentale Landkarte“ des Verkehrs 
zu zeichnen. Die Leitplanken berücksichti-
gen die energetischen und raumstrukturel-
len Aspekte sowie die globale Perspektive 
einer neuen Mobilität. Der Wegweiser zeigt 
auch die Notwendigkeit auf, sich körperlich 
zu betätigen und  neue Möglichkeiten zu 
kommunizieren. Die Forderung neue For-
men der Mobilität „attraktiv und emotional 
ansprechend“ zu gestalten, ist für die Akzep-
tanz von Bedeutung. 
Das spannend argumentierende Buch 
möchte ein „positives Bild“ zukünftiger 
Mobilität skizzieren, das dazu beiträgt, den 
global anstehenden Umbau des Verkehrs 
rechtzeitig zu beginnen, damit eine „harte 
Landung“ im postfossilen Zeitalter vermie-
den werden kann.

Jörg Schindler, Martin Held und Gerd Wür-
demann, 2009: Postfossile Mobilität. Weg-
weiser für die Zeit nach dem Peak Oil. 
Vas-Verlag für Akademische Schriften, Wies-
baden, 301 Seiten. ISBN: 978-3-88864-422-1
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Klein- und Mittelstädte im demografischen Wandel
Das Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und 
Raumforschung (BBSR) veranstaltet am 
14. Juli 2010 in Stendal (Sachsen-
Anhalt) eine Fachtagung mit dem Titel 
„Herausforderungen des demo-
grafischen Wandels für ostdeut-
sche Klein- und Mittelstädte im 
ländlichen Raum“.
Bei der Tagung geht es um die Konse-

quenzen des demografischen Wandels für 
Kommunen und Regionen sowie darum, 
geeignete Anpassungsstrategien zu ermit-
teln. Dabei wird diskutiert, welche Bedeu-
tung bürgerschaftliches Engagement bei 
der Sicherung der Daseinsvorsorge haben 
kann und welche Möglichkeiten, aber auch 
Grenzen es bei der Sicherung der Grund-
versorgung durch Mobilitätsangebote gibt. 

Förderinstrumente stärken
Das Institut für Ländliche Strukturfor-
schung (IfLS) lädt zu einem Experten-
Workshop am 16. September 2010 
nach Frankfurt am Main ein. Im Rah-
men des EU-Projekts „Analyse der mittel- 
und langfristigen Wirkungen der Förder-
instrumente zur ländlichen Entwicklung 
der Europäischen Union“ (RuDI) geht es 
um die Erarbeitung von Empfehlungen zur 
ländlichen Entwicklungspolitik. Partner 
aus zehn EU-Ländern untersuchen die 
Strukturen und Prozesse der ländlichen 
Entwicklungspolitik (ELER), insbesondere 

Energie-Landschaften!? Fallen oder Chancen für ländliche Räume

Geschmackstage 2010 – noch Teilnehmer gesucht!

Unter diesem Titel findet vom 29. Sep-
tember bis 1. Oktober 2010 die 
31. Bundestagung der Deutschen 
Landeskulturgesellschaft (DLKG) 
in Husum (Schleswig-Holstein) statt. 
Viele Windenergieanlagen, aber auch andere 
Formen erneuerbarer Energie (EE) prägen 
inzwischen die ländlichen Räume. Dies wirft 
viele Fragen auf: Ist der ländliche Raum als 
Standort für die Produktion von erneuerba-
rer Energie geeignet? Ist die Wertschöpfung 
für die Energieproduktion für den ländlichen 
Raum eine neue Chance, oder entstehen 
vielmehr durch die geänderten Nutzungs-
strukturen neue Konkurrenzen und Prob-

leme? Gibt es bereits erfolgreiche Praxis-
modelle, die für Dörfer weiterentwickelt 
werden können? Wenn ja, welche Faktoren 
entscheiden über den Erfolg? 

Auf ihrer Tagung will die Deutsche Lan-
deskulturgesellschaft Antworten auf die-
se Fragen geben und die Perspektiven, die 
gleichzeitig auch Herausforderungen für 
die Kulturlandschaften in allen Regionen 
Deutschlands sind, mit den Tagungsteilneh-
mern erörtern. Wissenschaftliche Grundla-
gen und administrative Rahmenbedingungen 
sollen diskutiert sowie Denkanstöße und 
Lösungsvorschläge formuliert werden.

Ebenfalls auf dem Programm 
stehen Strategien und Förder-
instrumente zur Stabilisierung 
demografischer Prozesse und 
Strukturen in Klein- und Mittel-
städten.
Weitere Informationen: 
www.bbsr.bund.de > Aktuell > 
Veranstaltungen

Vom 3. bis 9. Oktober finden bun-
desweit die Geschmackstage 2010 
statt. Ziel dieser 2008 ins Leben gerufenen 
Veranstaltung es, dem gesunden Genuss, 
der Esskultur und Geschmacksbildung, 
der Geselligkeit sowie der Wertschätzung 
handwerklicher Lebensmittelerzeugung 
eine dauerhafte Plattform zu geben. Mit-
machen können alle, die mit konkreten 

in Hinblick auf ihre Programmentwick-
lung, Umsetzung und Evaluierung. Für 
Deutschland wurden dazu unter anderem 
Fallstudien in Baden-Württemberg und 
Mecklenburg-Vorpommern durchgeführt.
Ziel des Workshops ist es, den Teilneh-
menden die Ergebnisse des Gesamtprojek-
tes anhand der Fallstudien zu illustrieren, 
um anschließend in themenspezifischen 
Arbeitsgruppen Empfehlungen für die Po-
litikperiode ab 2014 abzuleiten. Die Ver-
anstaltung richtet sich an Vertreter der 
Bundes- und Länderebene, z.B. Ministe-

rien oder Wirtschafts- und Sozialpartner 
der Ländlichen Entwicklungsprogramme, 
sowie an die interessierte Öffentlichkeit. 
Weitere Informationen: 
Kerstin Hülemeyer (huelemeyer@ifls.de) 
und www.rudi-europe.net

Beiträgen die Geschmackstage-Idee un-
terstützen: Gastronomie, Erzeuger und 
Direktvermarkter, Bildungs-, Kultur- und 
Wissenschaftseinrichtungen sowie Verbän-
de, Vereine und private Initiativen.

Weitere Informationen: 
www.geschmackstage.de

von Stefan Kämper

Programm, Anmeldung 
(bis 26. September 2010) sowie 
weitere Informationen unter: 
www.dlkg.org/bt2010.html
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Cartoon zum Fokusthema

Termine

14. Juli Herausforderungen des demografischen Wandels 
für ostdeutsche Klein- und Mittelstädte im 
ländlichen Raum
Fachtagung in Stendal

Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung 
(BBSR) im Bundesamt für Bauwesen und 
Raumordnung (BBR)
www.bbsr.bund.de >> Aktuell >> Veranstaltungen

12. August Privatwalderschließung und Holznutzung
Workshop in Meckenbach (Rheinland-Pfalz)

Akademie Ländlicher Raum Rheinland-Pfalz
www.landschafft.rlp.de

9. September Gemeinschaftliche Wohnformen
Workshop in Klingenmünster (bei Landau, Rheinland-Pfalz)

Akademie Ländlicher Raum Rheinland-Pfalz 
www.landschafft.rlp.de

11. September Jugendliche in der ländlichen Entwicklung
Workshop in Kyllburg (Rheinland-Pfalz)

Akademie Ländlicher Raum Rheinland-Pfalz 
www.landschafft.rlp.de

16. September Wirkungen der Förderinstrumente zur länd-
lichen Entwicklung der Europäischen Union
Workshop in Frankfurt am Main

Institut für Ländliche Strukturforschung (IfLS)
www.rudi-europe.net

3. Oktober
Aktionstage: 24. 
September bis 
10. Oktober

Tag der Regionen: 
Wer weiter denkt – kauft näher ein
bundesweite Aktionstage

Aktionsbündnis „Tag der Regionen“
www.tag-der-regionen.de

29. September 
bis 1. Oktober

Energie-Erwartungslandschaften – Kulturland-
schaftsfallen oder süße Chancen für ländliche 
Räume in Deutschland
Tagung in Husum

Deutsche Landeskulturgesellschaft (DLKG)
www.dlkg.org

25. bis 27. 
Oktober

euregia – Standort- und 
Regionalentwicklung in Europa
Fachmesse und Kongress in Leipzig

Bürgerschaftliches Engagement und Regional-
entwicklung – zwei untrennbare Begriffe?!
Auftaktveranstaltung des BMELV am 25. Oktober

www.euregia-leipzig.de

Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz

26. Oktober „Ehrenamt für die Region – untrennbar, aber 
wie wertschätzen?“
Tagung in Leipzig (im Rahmen der euregia)

Deutsche Vernetzungsstelle Ländliche Räume
www.netzwerk-laendlicher-raum.de/euregia

Info auf Seite 9

Info auf Seite 51

Info auf Seite 51

Info auf Seite 51

Von Mele

Von Stefan Kämper




